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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Basler Übereinkommen vom 22. März 1989 
über die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung 
gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung 
(Zustimmungsgesetz zum Basler Übereinkommen) 

A. Zielsetzung 

Am 23. Oktober 1989 hat die Bundesrepublik Deutschland das auf 
einer Ministerkonferenz in Basel vom 20. bis 22. März 1989 von mehr 
als 100 Staaten beratene Übereinkommen gezeichnet. 

Das Übereinkommen ist am 6. Mai 1992 in Kra ft  getreten. Zum 
1. Januar 1993 hatten 35 Staaten das Übereinkommen ratifiziert und 
über 50 Staaten, darunter alle wichtigen Industrieländer, gezeichnet. 

Eine Zeichnung ist auch durch die Europäische Gemeinschaft vorge-
nommen worden. Nach der Verabschiedung der neuen Verordnung 
(EWG) Nr. 259/93 des Rates vom 1. Februar 1993 zur Überwachung 
und Kontrolle der Verbringung von Abfällen in der, in die und aus der 
Europäischen Gemeinschaft (ABl. EG Nr. L 30 S. 1) sind die Mitglied-
staaten gehalten, ihre nationalen Ratifizierungsgesetze vorzubereiten, 
um das Basler Übereinkommen zeitgleich mit der Europäischen Ge-
meinschaft ratifizieren zu können. Die Europäische Gemeinschaft wird 
ihre Ratifizierungsurkunde am 6. Februar 1994 hinterlegen. Mit dem 
Zustimmungsgesetz sollen die verfassungsmäßigen Voraussetzungen 
für die Ratifizierung des Übereinkommens durch die Bundesrepublik 
Deutschland geschaffen werden. 

B. Lösung 

Zustimmung des Deutschen Bundestages gemäß Artikel 59 Abs. 2 
des Grundgesetzes in Form des vorliegenden Entwu rfes eines Bun-
desgesetzes. 
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.C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Durch das Zustimmungsgesetz entstehen keine Kosten und Preis-
wirkungen. Diese entstehen erst durch die Anwendung des Ausfüh-
rungsgesetzes. Hierzu wird auf die entsprechenden Passagen in 
diesem Gesetz verwiesen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (321) — 235 21 — Um 144/93 Bonn, den 25. Juni 1993 

An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwu rf 
 eines Gesetzes zu dem Basler Übereinkommen vom 22. März 1989 über die 

Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und 
ihrer Entsorgung (Zustimmungsgesetz zum Basler Übereinkommen) mit 
Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 658. Sitzung am 18. Juni 1993 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 
zu dem Basler Übereinkommen vom 22. März 1989 

über die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung 
gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung 

(Zustimmungsgesetz zum Basler Übereinkommen) 

Vom 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Dem in New York am 23. Oktober 1989 von der Bundes-

republik Deutschland unterzeichneten Basler Übereinkom-
men vom 22. März 1989 über die Kontrolle der grenzüber-
schreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer 
Entsorgung wird zugestimmt. Das Übereinkommen wird 
nachstehend mit einer amtlichen deutschen Übersetzung 
veröffentlicht. 

Artikel 2 
Die Bundesregierung wird ermächtigt, Änderungen des 

Basler Übereinkommens sowie von Anlagen und Protokol-

len zu dem Basler Übereinkommen, die sich ausschließ-
lich auf wissenschaftliche, technische oder verwaltungs-
mäßige Angelegenheiten beziehen, durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates in Kra ft  zu setzen. 
Sie kann hierbei insbesondere die Form und den Inhalt der 
für eine Verbringung beizubringenden Unterlagen und die 
in Ausführung des Übereinkommens bestehenden Infor-
mationspflichten der Länder regeln. 

Artikel 3 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 

in Kraft . 
(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach seinem 

Artikel 25 Abs. 2 für die Bundesrepublik Deutschland in 
Kraft  tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 

1. Allgemeiner Teil 
Die Bundesrepublik Deutschland hat am 23. Oktober 1989 
das im Rahmen des Umweltprogramms der Vereinten 
Nationen (UNEP) am 22. März 1989 verabschiedete Bas-
ler Übereinkommen über die Kontrolle der grenzüber-
schreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer 
Entsorgung gezeichnet. 
Das Übereinkommen ist am 22. März 1989 auch von der 
Europäischen Gemeinschaft gezeichnet worden. Nach der 
Verabschiedung der neuen Verordnung (EWG) Nr. 259/93 
des Rates vom 1. Februar 1993 zur Überwachung und 
Kontrolle der Verbringung von Abfällen in der, in die und 
aus der Europäischen Gemeinschaft (ABl. EG Nr. L 30

-

S. 1) sind die Mitgliedstaaten aufgefordert, die Vorausset-
zungen für die Ratifizierung zu schaffen und die erforder-
lichen ergänzenden Ausführungsregelungen zu erlassen, 
um, soweit möglich, die Ratifikationsurkunden möglichst 
zeitgleich mit der Europäischen Gemeinschaft hinterlegen 
zu können. Die Europäische Gemeinschaft wird ihre Ratifi-
zierungsurkunde am 6. Februar 1994 hinterlegen. 
Vor dem Hintergrund einer steigenden Anzahl dubioser 
Verbringungen in den letzten Monaten (etwa in die Türkei, 
nach Ägypten, Rumänien, aber auch anderen Staaten 
Mittel-Ost-Europas), die zu großer umwett- und außenpoli-
tischer Sorge Anlaß geben, ist die zeitnahe Verabschie-
dung dieses Gesetzes dringend geboten. 

Die für die Umsetzung des Basler Übereinkommens erfor-
derlichen materiellen Änderungen des deutschen Rechts 
enthalten ein parallel zu beschließendes Ausführungsge-
setz. 
Durch das Zustimmungsgesetz entstehen keine Kosten 
und Preiswirkungen. Diese entstehen erst durch die An

-

wendung des Ausführungsgesetzes. Hierzu wird auf die 
entsprechenden Passagen in diesem Gesetz verwiesen. 

II. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 
Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grund-
gesetzes Anwendung, da er sich auf Gegenstände der 
Bundesgesetzgebung bezieht. Die Zustimmung des Bun-
desrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da das Vertragsgesetz in Verbindung mit dem 
Basler Übereinkommen Regelungen enthält, die das Ver-
waltungsverfahren von Landesbehörden regeln. 

Zu Artikel 2 
Artikel 2 beinhaltet eine Rechtsverordnungsermächtigung. 
Diese soll die schnelle Anpassung an Änderungen im 
Bereich von Wissenschaft, Technik oder Verwaltung inner

-

halb der Regelungen des Basler Übereinkommens si-
cherstellen. Diese könnten von den Vertragsstaaten so-
wohl im Übereinkommenstext selbst (etwa bez. der Ver-
fahrensfristen) als auch in den Anhängen und Protokollen 
(Stofflisten, Begleitschein etc.) vorgenommen werden. 

Zu Artikel 3 
Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erforder-
nis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. Nach Ab-
satz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Übereinkommen nach 
seinem Artikel 25 Abs. 2 für die Bundesrepublik Deutsch-
land in Kraft  tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Basler Übereinkommen 
über die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung 

gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung 

Basel Convention 
on the Control of Transboundary Movements 

of Hazardous Wastes and their Disposal 

Convention de Bâle 
sur le contrôle des mouvements transfrontières 

de déchets dangereux et de leur élimination 

Preamble 

The Parties to this Convention, 

Aware of the risk of damage to human 
health and the environment caused by haz-
ardous wastes and other wastes and the 
transboundary movement thereof, 

Mindful of the growing threat to human 
health and the environment posed by the 
increased generation and complexity, and 
transboundary movement of hazardous 
wastes and other wastes, 

Mindful also that the most effective way of 
protecting human health and the environ-
ment from the dangers posed by such 
wastes is the reduction of their generation to 
a minimum in terms of quantity and/or haz-
ard potential, 

Convinced that States should take neces-
sary measures to ensure that the manage-
ment of hazardous wastes and other wastes 
including their transboundary movement 
and disposal is consistent with the protec-
tion of human health and the environment 
whatever the place of their disposal, 

Noting that States should ensure that the 
generator should carry  out duties with re-
gard to the transport  and disposal of haz-
ardous wastes and other wastes in a man-
ner that is consistent with the protection of 
the environment, whatever the place of 
disposal, 

Fully recognizing that any State has the 
sovereign right to ban the entry or disposal 

Préeambule 
Les Parties à la présente Convention, 

Conscientes des dommages que les dé-
chets dangereux et d'autres déchets ainsi 
que les mouvements transfrontières de ces 
déchets risquent de causer à la santé hu-
maine et à l'environnement, 

Ayant présente à l'esprit la menace crois-
sante que représentent pour la santé hu-
maine et l'environnement la complexité 
grandissante et le développement de la pro-
duction de déchets dangereux et d'autres 
déchets et leurs mouvements transfrontiè-
res, 

Ayant également présent à l'esprit le fait 
que la manière la plus efficace de protéger 
la santé humaine et l'environnement des 
dangers que représentent ces déchets 
consiste à réduire leur production au mini-
mum du point de vue de la quantité et/ou du 
danger potentiel, 

Convaincues que les Etats devraient 
prendre les mesures nécessaires pour faire 
en sorte que la gestion des déchets dange-
reux et d'autres déchets, y compris leurs 
mouvements transfrontières et leur élimina-
tion, soit compatible avec la protection de la 
santé humaine et de l'environnement, quel 
que soit le lieu où ces déchets sont élimi-
nés, 

Notant que les Etats devraient veiller à ce 
que le producteur s'acquitte des obligations 
ayant trait au transport et à l'élimination des 
déchets dangereux et d'autres déchets 
d'une manière qui soit compatible avec la 
protection de l'environnement, quel que soit 
le lieu où ils sont éliminés, 

Reconnaissant pleinement que tout Etat 
possède le droit souverain d'interdire 

(Übersetzung) 

Präambel 
Die Vertragsparteien dieses Übereinkom-

mens — 

im Bewußtsein des Risikos einer durch 
gefährliche Abfälle und andere Abfälle und 
ihre grenzüberschreitende Verbringung ver-
ursachten Schädigung der menschlichen 
Gesundheit und der Umwelt, 

eingedenk der wachsenden Bedrohung, 
welche die zunehmende Erzeugung und 
Vielfalt gefährlicher Abfälle und anderer Ab-
fälle und deren grenzüberschreitende Ver-
bringung für die menschliche Gesundheit 
und die Umwelt darstellen, 

sowie eingedenk dessen, daß die 
menschliche Gesundheit und die Umwelt 
vor den mit solchen Abfällen verbundenen 
Gefahren am wirksamsten dadurch ge-
schützt werden, daß die Erzeugung solcher 
Abfälle nach Menge und/oder gefährlichen 
Eigenschaften auf ein Mindestmaß be-
schränkt wird, 

überzeugt, daß die Staaten die notwendi-
gen Maßnahmen treffen sollen, um sicher-
zustellen, daß die Behandlung gefährlicher 
Abfälle und anderer Abfälle einschließlich 
ihrer grenzüberschreitenden Verbringung 
und ihrer Entsorgung unabhängig vom Ort 
der Entsorgung mit dem Schutz der 
menschlichen Gesundheit und der Umwelt 
vereinbar ist, 

in der Erkenntnis, daß die Staaten dafür 
sorgen sollen, daß der Erzeuger seine 
Pflichten in bezug auf Beförderung und Ent-
sorgung gefährlicher Abfälle und anderer 
Abfälle so erfüllt, wie es — unabhängig vom 
Ort der Entsorgung — mit dem Schutz der 
Umwelt vereinbar ist, 

in voller Anerkennung des souveränen 
Rechts jedes Staates, die Einfuhr von aus 



Drucksache 12/5278 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

of foreign hazardous wastes and other 
wastes in its territory, 

Recognizing also the increasing desire for 
the prohibition of transboundary movements 
of hazardous wastes and their disposal in 
other States, especially developing coun-
tries, 

Convinced that hazardous wastes and 
other wastes should, as far as is compatible 
with environmentally sound and efficient 
management, be disposed of in the State 
where they were generated, 

Aware also that transboundary move-
ments of such wastes from the State of their 
generation to any other State should be 
permitted only when conducted under con-
ditions which do not endanger human 
health and the environment, and under con-
ditions in conformity with the provisions of 
this Convention, 

Considering that enhanced control of 
transboundary movement of hazardous 
wastes and other wastes will act as an in-
centive for their environmentally sound 
management and for the reduction of the 
volume of such transboundary movement, 

Convinced that States should take 
measures for the proper exchange of infor-
mation on and control of the transboundary 
movement of hazardous wastes and other 
wastes from and to those States, 

Noting that a number of inte rnational and 
regional agreements have addressed the 
issue of protection and preservation of the 
environment with regard to the transit of 
dangerous goods, 

Taking into account the Declaration of the 
United Nations Conference on the Human 
Environment (Stockholm, 1972), the Cairo 
Guidelines and Principles for the Environ-
mentally Sound Management of Hazardous 
Wastes adopted by the Governing Council 
of the United Nations Environment Pro-
gramme  (UNEP) by decision 14/30 of 
17 June 1987, the Recommendations of the 
United Nations Committee of Experts on the 
Transport  of Dangerous Goods (formulated 
in 1957 and updated biennually), relevant 
recommendations, declarations, instru-
ments and regulations adopted within the 
United Nations system and the work and 
studies done within other international and 
regional organizations, 

Mindful of the spirit, principles, aims and 
functions of the World Cha rter for Nature 
adopted by the General Assembly of the 

l'entrée ou l'élimination de déchets dange-
reux et d'autres déchets d'origine étrangère 
sur son territoire, 

Reconnaissant également le sentiment 
croissant favorable à l'interdiction des mou-
vements transfrontières de déchets dange-
reux et de leur élimination dans d'autres 
Etats, en particulier dans les pays en déve-
loppement, 

Convaincues que les déchets dangereux 
et d'autres déchets devraient, dans toute la 
mesure où cela est compatible avec une 
gestion écologiquement rationnelle et effi-
cace, être éliminés dans l'Etat où ils ont été 
produits, 

Conscientes également que les mouve-
ments transfrontières de ces déchets de 
l'Etat de leur production vers tout autre Etat 
ne devraient être autorisés que lorsqu'ils 
sont réalisés dans des conditions ne pré-
sentant aucun danger pour la santé hu-
maine et l'environnement et conformes aux 
dispositions de la présente Convention, 

Considérant que le contrôle accru des 
mouvements transfrontières de déchets 
dangereux et d'autres déchets encouragera 
une gestion écologiquement rationnelle de 
ces déchets et une réduction du volume des 
mouvements transfrontières correspon-
dants, 

Convaincues que les Etats devraient 
prendre des mesures pour assurer un 
échange approprié d'informations et un 
contrôle effectif des mouvements transfron-
tières de déchets dangereux et d'autres 
déchets en provenance et à destination de 
ces Etats, 

Notant qu'un certain nombre d'accords 
internationaux et régionaux ont porté sur la 
question de la protection et de la préserva-
tion de l'environnement lorsqu'il y a transit 
de marchandises dangereuses, 

Tenant compte de la Déclaration de la 
Conférence des Nations Unies sur l'environ-
nement (Stockholm, 1972), des Lignes di-
rectrices et Principes du Caire concernant la 
gestion écologiquement rationnelle des dé-
chets dangereux, adoptés par le Conseil 
d'administration du Programme des Nations 
Unies pour l'environnement (PNUE) par sa 
décision 14/30 du 17 juin 1987, des recom-
mandations du Comité d'experts des Na-
tions Unies en matière de transport des 
marchandises dangereuses (formulées en 
1957 et mises à jour tous les deux ans), des 
recommandations, déclarations, instru-
ments et règlements pertinents adoptés 
dans le cadre du système des Nations 
Unies ainsi que des travaux et études effec-
tués par d'autres organisations internationa-
les et régionales, 

Conscientes de l'esprit, des principes, 
des buts et des fonctions de la Charte mon-
diale de la nature adoptée par l'Assemblée 

dem Ausland stammenden gefährlichen Ab-
fällen und anderen Abfällen in sein Hoheits-
gebiet oder die Entsorgung in seinem Ho-
heitsgebiet zu verbieten, 

sowie in Anerkennung des wachsenden 
Wunsches nach einem Verbot der grenz-
überschreitenden Verbringung gefährlicher 
Abfälle in andere Staaten, insbesondere 
Entwicklungsländer, und ihrer Entsorgung 
in solchen Staaten, 

überzeugt, daß gefährliche Abfälle und 
andere Abfälle in dem Staat entsorgt wer-
den sollen, in dem sie erzeugt wurden, so-
weit dies mit einer umweltgerechten und 
wirksamen Behandlung vereinbar ist, 

sowie in dem Bewußtsein, daß eine 
grenzüberschreitende Verbringung solcher 
Abfälle aus dem Erzeugerstaat in einen an-
deren Staat nur erlaubt werden soll, wenn 
sie unter Bedingungen erfolgt, welche die 
menschliche Gesundheit und die Umwelt 
nicht gefährden und mit diesem Überein-
kommen vereinbar sind, 

in der Erwägung, daß eine verstärkte 
Kontrolle der grenzüberschreitenden Ver-
bringung gefährlicher Abfälle und anderer 
Abfälle ihrer umweltgerechten Behandlung 
und einer Verringerung des Umfangs der 
grenzüberschreitenden Verbringung förder-
lich sein wird, 

überzeugt, daß die Staaten Maßnahmen 
für einen zweckdienlichen Austausch von 
Informationen und eine wirksame Kontrolle 
der grenzüberschreitenden Verbringung ge-
fährlicher Abfälle und anderer Abfälle aus 
und nach diesen Staaten treffen sollen, 

in der Erkenntnis, daß in mehreren inter-
nationalen und regionalen Übereinkünften 

 die  Frage des Schutzes und der Bewahrung 
der Umwelt im Zusammenhang mit der 
Durchfuhr gefährlicher Güter behandelt 
wurde, 

unter Berücksichtigung der Erklärung der 
Konferenz der Vereinten Nationen über die 
Umwelt des Menschen (Stockholm, 1972), 
der vom Verwaltungsrat des Umweltpro-
gramms der Vereinten Nationen (UNEP) mit 
Beschluß 14/30 vom 17. Juni 1987 ange-
nommenen Kairoer Richtlinien und Grund-
sätze für die umweltgerechte Behandlung 
gefährlicher Abfälle, der 1957 abgefaßten 
und alle zwei Jahre auf den neuesten Stand 
gebrachten Empfehlungen des Sachver-
ständigenausschusses der Vereinten Natio-
nen über die Beförderung gefährlicher Gü-
ter der im Rahmen der Vereinten Nationen 
angenommenen einschlägigen Empfeh-
lungen, Erklärungen, Übereinkünfte und 
Regelungen und der von anderen inter-
nationalen und regionalen Organisationen 
durchgeführten Arbeiten und Untersu-
chungen,  

eingedenk des Geistes, der Grundsätze, 
der Ziele und der Aufgaben der von der 
Generalversammlung der Vereinten Natio- 
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United  Nations at its thirty-seventh session 
(1982) as the rule of ethics in respect of the 
protection of the human environment and 
the conservation of natural resources, 

Affirming that States are responsible for 
the fulfilment of their international obliga-
tions concerning the protection of human 
health and protection and preservation of 
the environment, and are liable in accord-
ance with international law, 

Recognizing that in the case of a material 
breach of the provisions of this Convention 
or any protocol thereto the relevant interna-
tional law of treaties shall apply, 

Aware of the need to continue the deve-
lopment and implementation of environ-
mentally sound low-waste technologies, re-
cycling options, good house-keeping and 
management systems with a view to redu-
cing to a minimum the generation of hazard-
ous wastes and other wastes, 

Aware also of the growing international 
concern about the need for stringent control 
of transboundary movement of hazardous 
wastes and other wastes, and of the need 
as far as possible to reduce such movement 
to a minimum, 

Concerned about the problem of illegal 
transboundary traffic in hazardous wastes 
and other wastes, - 

Taking into account also the limited capa-
bilities of the developing countries to man-
age hazardous wastes and other wastes, 

Recognizing the need to promote the 
transfer of technology for the sound man-
agement of hazardous wastes and other 
wastes produced locally, particularly to the 
developing countries in accordance with the 
spirit of the Cairo Guidelines and decision 
14/16 of the Governing Council of UNEP on 
Promotion of the transfer of environmental 
protection technology, 

Recognizing also that hazardous wastes 
and other wastes should be transported in 
accordance with relevant international con-
ventions and recommendations, 

Convinced also that the transboundary 
movement of hazardous wastes and other 
wastes should be permitted only when the 
transport  and the ultimate disposal of such 
wastes is environmentally sound, and 

Determined to protect, by strict control, 
human health and the environment against 
the adverse effects which may result from  

générale des Nations Unies à sa trente-sep-
tième session (1982) en tant que règle d'é-
thique concernant la protection de l'environ-
nement humain et la conservation des res-
sources naturelles," 

Affirmant que les Etats sont tenus de 
s'acquitter de leurs obligations internationa-
les concernant la protection de la santé 
humaine ainsi que la protection et la sauve-
garde de l'environnement et sont responsa-
bles à cet égard conformément au droit 
international, 

Reconnaissant que, dans le cas d'une 
violation substantielle des dispositions de la 
présente Convention ou de tout protocole y 
relatif, les dispositions pertinentes du droit 
international des traités s'appliqueront, 

Conscientes que la nécessité de conti-
nuer à mettre au point et à appliquer des 
techniques peu polluantes et écologique-
ment rationnelles, des mesures de recycla-
ge et des systèmes appropriés de mainte-
nance et de gestion en vue de réduire au 
minimum la production de déchets dange-
reux et d'autres déchets, 

Conscientes également du fait que la 
communauté internationale est de plus en 
plus préoccupée par la nécessité de contrô-
ler rigoureusement les mouvements trans-
frontières de déchets dangereux et d'autres 
déchets et par la nécessité de réduire dans 
la mesure du possible ces mouvements au 
minimum, 

Préoccupées par le problème du trafic 
transfrontière illicite de déchets dangereux, 
et d'autres déchets, 

Tenant compte aussi de ce que les pays 
en développement n'ont que des capacités 
limitées de gestion des déchets dangereux 
et d'autres déchets, 

Reconnaissant qu'il est nécessaire de 
promouvoir le transfert, surtout vers les 
pays en développement, de techniques 
destinées à assurer une gestion rationnelle 
des déchets dangereux et d'autres déchets 
produits localement, dans l'esprit des Li-
gnes directrices du Caire et de la décision 
14/16 du Conseil d'administration du PNUE 
sur la promotion du transfert des techniques 
de protection de l'environnement, 

Reconnaissant également que les dé-
chets dangereux et d'autres déchets de-
vraient être transportés conformément aux 
conventions et recommandations internatio-
nales pertinentes, 

Convaincues également que les mouve-
ments transfrontières de déchets dange-
reux et d'autres déchets ne devraient être 
autorisés que si le transport et l'élimination 
finale de ces déchets sont écologiquement 
rationnels, 

Déterminées à protéger par un contrôle 
strict la santé humaine et l'environnement 
contre les effets nocifs qui peuvent résulter  

nen auf ihrer siebenunddreißigsten Tagung 
(1982) als ethische Richtschnur zum Schutz 
der menschlichen Umwelt und der Erhal-
tung der natürlichen Ressourcen angenom-
menen Weltcharta der Natur, 

in Bekräftigung der Tatsache, daß die 
Staaten für die Erfüllung ihrer internationa-
len Verpflichtungen betreffend den Schutz 
der menschlichen Gesundheit und den 
Schutz und die Bewahrung der Umwelt ver-
antwortlich sind und nach dem Völkerrecht 
hierfür haften, 

in der Erkenntnis, daß bei einer wesent-
lichen Verletzung dieses Übereinkommens 
oder eines dazugehörigen Protokolls das 
einschlägige internationale Vertragsrecht 
zur Anwendung gelangt, 

im Bewußtsein der Notwendigkeit, um-
weltgerechte, abfallarme Technologien, 
Verwertungsverfahren, gute Bewirtschaf-
tungs- und Behandlungssysteme weiter-
zuentwickeln und -anzuwenden, um die Er-
zeugung gefährlicher Abfälle und anderer 
Abfälle auf ein Mindestmaß zu beschrän-
ken, 

sowie in dem Bewußtsein, daß sich die 
internationale Gemeinschaft in zunehmen-
dem Maße mit der Notwendigkeit befaßt, 
die grenzüberschreitende Verbringung ge-
fährlicher Abfälle und anderer Abfälle streng 
zu kontrollieren, und mit der Notwendigkeit, 
diese Verbringung so weit wie möglich auf 
ein Mindestmaß zu beschränken, 

besorgt über das Problem des unerlaub-
ten grenzüberschreitenden Verkehrs mit ge-
fährlichen Abfällen und anderen Abfällen, 

sowie unter Berücksichtigung der be-
grenzten Möglichkeiten der Entwicklungs-
länder, gefährliche Abfälle und andere Ab-
fälle zu behandeln, 

in Anerkennung der Notwendigkeit, die 
Weitergabe von Technologie, insbesondere 
an Entwicklungsländer, für die sachgerech-
te Behandlung von im Inland angefallenen 
gefährlichen Abfällen und anderen Abfällen 
entsprechend dem Geist der Kairoer Richt-
linien und dem Beschluß 14/16 des Verwal-
tungsrats des UNEP über die Förderung der 
Weitergabe von Umweltschutztechnologien 
zu fördern, 

sowie in Anerkennung der Tatsache, daß 
gefährliche Abfälle und andere Abfälle in 
Übereinstimmung mit einschlägigen inter-
nationalen Übereinkünften und Empfehlun-
gen befördert werden sollen, 

sowie in der Überzeugung, daß die grenz-
überschreitende Verbringung gefährlicher 
Abfälle und anderer Abfälle nur erlaubt wer-
den soll, wenn die Beförderung und die 
endgültige Entsorgung solcher Abfälle um-
weltgerecht erfolgen, 

und in dem festen Willen, durch strenge 
Kontrollen die menschliche Gesundheit und 
die Umwelt vor den nachteiligen Folgen zu 
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the generation and management of hazard-
ous wastes and other wastes, 

Have agreed as follows: 

Article 1 

Scope of the Convention 
1. The following wastes that are subject to 

transboundary movement shall be "hazard-
ous wastes" for the purposes of this Con-
vention: 

(a) Wastes that belong to any category 
contained in Annex I, unless they do 
not possess any of the characteristics 
contained in Annex Ill; and 

(b) Wastes that are not covered under 
paragraph (a) but are defined as, or are 
considered to be, hazardous wastes by 
the domestic legislation of the Party of 
export, import or transit. 

2. Wastes that belong to any category 
contained in Annex II that are subject to 
transboundary movement shall be "other 
wastes" for the purposes of this Conven-
tion. 

3. Wastes which, as a result of being 
radioactive, are subject to other internation-
al control systems, including international 
instruments, applying specifically to radio-
active materials, are excluded from the 
scope of this Convention. 

4. Wastes which derive from the normal 
operations of a ship, the discharge of which 
is covered by another international in-
strument, are excluded from the scope of 
this Convention. 

Article 2 
Definitions 

For the purposes of this Convention: 

1. "Wastes" are substances or objects 
which are disposed of or are intended 
to be disposed of or are required to be 
disposed of by the provisions of nation-
al law; 

2. "Management" means the collection, 
transport  and disposal of hazardous 
wastes or other wastes, including af-
ter-care of disposai sites; 

3. `Transboundary movement" means 
any movement of hazardous wastes or 
other wastes from an area under the 
national jurisdiction of one State to or 
through an area under the national 
jurisdiction of another State or to or 
through an area not under the national 
jurisdiction of any State, provided at 
least two States are involved in the 
movement; 

de la production et de la gestion des dé-
chets dangereux et d'autres déchets, 

Sont convenues de ce qui suit: 

Article premier 
Champ d'application de la Convention 

1. Les déchets ci-après, qui font l'objet de 
mouvements transfrontières, seront con-
sidérés comme des «déchets dangereux» 
aux fins de la présente Convention: 

a) Les déchets qui appartiennent à l'une 
des catégories figurant à l'annexe I, à 
moins qu'ils ne possèdent aucune des 
caractéristiques indiquées à l'annexe III; 
et 

b) Les déchets auxquels les dispositions 
de l'alinéa a) ne s'appliquent pas, mais 
qui sont définis ou considérés comme 
dangereux par la législation interne de la 
Partie d'exportation, d'importation ou de 
transit. 

2. Les déchets qui appartiennent à l'une 
des catégories figurant à l'annexe II et font 
l'objet de mouvements transfrontières se-
ront considérés comme «d'autres déchets» 
aux fins de la présente Convention. 

3. Les déchets qui, en raison de leur 
radioactivité, sont soumis à d'autres systè-
mes de contrôle internationaux, y compris 
des instruments internationaux, s'appli-
quant spécifiquement aux matières radioac-
tives sont exclus du champ d'application de 
la présente Convention. 

4. Les déchets provenant de l'exploitation 
normale d'un navire et dont le rejet fait 
l'objet d'un autre instrument international 
sont exclus du champ d'application de la 
présente Convention. 

Article 2 
Définitions 

Aux fins de la présente Convention: 

1. On entend par «déchets» des substan-
ces ou objets qu'on élimine, qu'on a 
l'intention d'éliminer ou qu'on est tenu 
d'éliminer en vertu des dispositions du 
droit national; 

2. On entend par «gestion» la collecte, le 
transport et l'élimination des déchets 
dangereux ou d'autres déchets, y com-
pris la surveillance des sites d'élimina-
tion; 

3. On entend par «mouvement transfron-
tière» tout mouvement de déchets dan-
gereux ou d'autres déchets en prove-
nance d'une zone relevant de la com-
pétence nationale d'un Etat et à desti-
nation d'une zone relevant de la com-
pétence nationale d'un autre Etat, ou 
en transit par cette zone, ou d'une zo-
ne ne relevant de la compétence natio-
nale d'aucun Etat, ou en transit par 
cette zone, pour autant que deux Etats 
au moins soient concernés par le 
mouvement; 

schützen, die sich aus der Erzeugung und 
Behandlung gefährlicher Abfälle und ande-
rer Abfälle ergeben können — 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 
Geltungsbereich des Übereinkommens 

(1) Folgende Abfälle, die Gegenstand 
grenzüberschreitender Verbringung sind, 
gelten im Sinne dieses Übereinkommens 
als „gefährliche Abfälle": 

a) Abfälle, die einer in Anlage I enthaltenen 
Gruppe angehören, es sei denn, sie be-
sitzen keine der in Anlage Ill aufgeführ-
ten Eigenschaften, und 

b) Abfälle, die nicht unter Buchstabe a fal-
len, aber nach den innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften der Vertragspartei, 
die Ausfuhr-, Einfuhr- oder Durchfuhr-
staat ist, als gefährliche Abfälle bezeich-
net sind oder als solche gelten. 

(2) Abfälle, die einer in Anlage II enthalte-
nen Gruppe angehören und Gegenstand 
grenzüberschreitender Verbringung sind, 
gelten im Sinne dieses Übereinkommens 
als andere Abfälle". 

(3) Abfälle, die wegen ihrer Radioaktivität 
anderen internationalen, insbesondere für 
radioaktives Material geltenden Kontrollsy-
stemen, einschließlich internationaler Über-
einkünfte unterliegen, sind vom Geltungs-
bereich dieses Übereinkommens ausge-
nommen. 

(4) Abfälle, die durch den üblichen Betrieb 
eines Schiffes entstehen und deren Einlei-
ten durch eine andere internationale Über-
einkunft geregelt ist, sind von dem Gel-
tungsbereich dieses Übereinkommens 
ausgenommen. 

Artikel 2 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Übereinkommens 

1. bedeutet „Abfälle" Stoffe oder Gegen-
stände, die entsorgt werden, zur Ent-
sorgung bestimmt sind oder aufgrund 
der innerstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten entsorgt werden müssen; 

2. bedeutet ,,Behandlung" die Sammlung, 
Beförderung und Entsorgung gefähr-
licher Abfälle oder anderer Abfälle, ein-
schließlich der nachfolgenden Überwa-
chung der Deponien; 

3. bedeutet „grenzüberschreitende Ver-
bringung" jede Verbringung gefähr-
licher Abfälle oder anderer Abfälle aus 
einem der Hoheitsgewalt eines Staates 
unterstehenden Gebiet in oder durch 
ein der Hoheitsgewalt eines anderen 
Staates unterstehendes Gebiet oder in 
oder durch ein nicht der Hoheitsgewalt 
eines Staates unterstehendes Gebiet; 
in die Verbringung müssen mindestens 
zwei Staaten einbezogen sein; 
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4. "Disposal" means any operation speci-
fied in Annex IV to this Convention; 

5. "Approved site or facility" means a site 
or facility for the disposal of hazardous 
wastes or other wastes which is au-
thorized or permitted to operate for this 
purpose by a relevant authority of the 
State where the site or facility is 
located; 

6. "Competent authority" means one gov-
emmental authority designated by a 
Party to be responsible, within such 
geographical areas as the Par ty  may 
think fit, for receiving the notification of 
a transboundary movement of hazard-
ous wastes or other wastes, and any 
information related to it, and for re-
sponding to such a notification, as pro-
vided in Article 6; 

7. "Focal point" means the entity of a Par-
ty referred to in Article 5 responsible for 
receiving and submitting information as 
provided for in A rticles 13 and 16; 

8. "Environmentally sound management 
of hazardous wastes or other wastes" 
means taking all practicable steps to 
ensure that hazardous wastes or other 
wastes are managed in a manner 
which will protect human health and 
the environment against the adverse 
effects which may result from such 
wastes; 

9. "Area under the national jurisdiction of 
a State" means any land,  marine  area 
or airspace within which a State exer-
cises administrative and regulatory re-
sponsibility in accordance with interna-
tional law in regard to the protection of 
human health or the environment; 

10. "State of export" means a Party from 
which a transboundary movement of 
hazardous wastes or other wastes is 
planned to be initiated or is initiated; 

11. "State of import" means a Par ty  to 
which a transboundary movement of 
hazardous wastes or other wastes is 
planned or takes place for the purpose 
of disposal therein or for the purpose of 
loading prior to disposal in an area not 
under the national jurisdiction of any 
State; 

12. "State of transit” means any State, 
other than the State of export or impo rt , 
through which a movement of hazard-
ous wastes or other wastes is planned 
or takes place; 

4. On entend par «élimination» toute opé-
ration prévue à l'annexe IV de la pré-
sente Convention; 

5. On entend par «site ou installation 
agréé» un site ou une installation où 
l'élimination des déchets dangereux ou 
d'autres déchets a lieu en vertu d'une 
autorisation ou d'un permis d'exploita-
tion délivré par une autorité compéten-
te de l'Etat où le site ou l'installation se 
trouve; 

6. On entend par «autorité compétente» 
l'autorité gouvernementale désignée 
par une Partie pour recevoir, dans la 
zone géographique que la Partie peut 
déterminer, la notification d'un mouve-
ment transfrontière de déchets dange-
reux ou d'autres déchets ainsi que tous 
les renseignements qui s'y rapportent 
et pour prendre position au sujet de 
cette notification comme le prévoit 
l'article 6; 

7. On entend par «correspondant» l'orga-
nisme d'une Partie mentionné à l'arti-
cle 5 et chargé de recevoir et de com-
muniquer les renseignements prévus 
aux articles 13 et 16; 

8. On entend par «gestion écologique-
ment rationnelle des déchets dange-
reux ou d'autres déchets» toutes me-
sures pratiques permettant d'assurer 
que les déchets dangereux ou d'autres 
déchets sont gérés d'une manière qui 
garantisse la protection de la santé 
humaine et de l'environnement contre 
les effets nuisibles que peuvent avoir 
ces déchets; 

9. On entend par «zone relevant de la 
compétence nationale d'un Etat» toute 
zone terrestre, maritime ou aérienne à 
l'intérieur de laquelle un Etat exerce 
conformément au droit international 
des compétences administratives et 
réglementaires en matière de protec-
tion de la santé humaine ou de l'envi-
ronnement; 

10. On entend par «Etat d'exportation» 
toute Partie d'où est prévu le déclen-
chement ou où est déclenché un mou-
vement transfrontière de déchets dan-
gereux ou d'autres déchets; 

11. On entend par «Etat d'importation» 
toute Partie vers laquelle est prévu ou 
a lieu un mouvement transfrontière de 
déchets dangereux ou d'autres dé-
chets pour qu'ils y soient éliminés ou 
aux fins de chargement avant élimina-
tion dans une zone qui ne relève de la 
compétence nationale d'aucun Etat; 

12. On entend par «Etat de transit» tout 
Etat, autre que l'Etat d'exportation ou 
d'importation, à travers lequel un mou-
vement transfrontière de déchets dan-
gereux ou d'autres déchets est prévu 

4. bedeutet „Entsorgung" jedes in An-
lage IV aufgeführte Verfahren; 

5. bedeutet „zugelassene Deponie oder 
Anlage" eine Deponie oder Anlage für 
die Entsorgung gefährlicher Abfälle 
oder anderer Abfälle, für die von einer 
zuständigen Behörde des Staates, in 
dem sich die Deponie oder Anlage be-
findet, eine Betriebsgenehmigung oder 
-erlaubnis erteilt wurde; 

6. bedeutet „zuständige Behörde" eine 
von einer Vertragspartei bestimmte 
staatliche Behörde, die innerhalb eines 
von der Vertragspartei nach eigenem 
Ermessen festgelegten geographi-
schen Gebiets für die Entgegennahme 
der Notifikation über eine grenzüber-
schreitende Verbringung gefährlicher 
Abfälle oder anderer Abfälle und aller 
diesbezüglichen Informationen sowie 
für die Beantwortung einer solchen No-
tifikation nach Artikel 6 verantwortlich 
ist; 

7. bedeutet „Anlaufstelle" die in Artikel 5 
genannte Stelle einer Vertragspartei, 
die für die Entgegennahme und Mittei-
lung der Informationen nach den Arti-
keln 13 und 15 verantwortlich ist; 

8. bedeutet „umweltgerechte Behandlung 
gefährlicher Abfälle oder anderer Ab-
fälle" alle praktisch durchführbaren 
Maßnahmen, die sicherstellen, daß ge-
fährliche Abfälle oder andere Abfälle 
so behandelt werden, daß der Schutz 
der menschlichen Gesundheit und der 
Umwelt vor den nachteiligen Auswir-
kungen, die solche Abfälle haben 
können, gewährleistet ist; 

9. bedeutet „der Hoheitsgewalt eines 
Staates unterstehendes Gebiet" jedes 
Land- oder Meeresgebiet und jeden 
Luftraum, innerhalb dessen ein Staat 
nach dem Völkerrecht verwaltungs-
rechtliche Zuständigkeit in bezug auf 
den Schutz der menschlichen Gesund-
heit oder der Umwelt ausübt; 

10. bedeutet „Ausfuhrstaat" eine Vertrags-
partei, von der aus eine grenzüber-
schreitende Verbringung gefährlicher 
Abfälle oder anderer Abfälle geplant ist 
oder eingeleitet wird; 

11. bedeutet „Einfuhrstaat" eine Vertrags-
partei, in die eine grenzüberschrei-
tende Verbringung gefährlicher Abfälle 
oder anderer Abfälle zum Zweck der 
Entsorgung oder zum Zweck des Ver-
ladens vor der Entsorgung in einem 
nicht der Hoheitsgewalt eines Staates 
unterstehenden Gebiet geplant ist oder 
stattfindet; 

12. bedeutet „Durchfuhrstaat" jeden Staat, 
der nicht Ausfuhr- oder Einfuhrstaat ist, 
durch den eine Verbringung gefähr-
licher Abfälle oder anderer Abfälle ge-
plant ist oder stattfindet; 
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13. "States concerned" means Pa rties 
which are States of export or import, or 
transit States, whether or not Pa rties; 

14. "Person" means any natural or legal 
person; 

15. "Exporter" means any person under 
the jurisdiction of the State of export 
who arranges for hazardous wastes or 
other wastes to be exported; 

16. "Importer" means any person under the 
jurisdiction of the State of impo rt  who 
arranges for hazardous wastes or 
other wastes to be imported; 

17. "Carrier" means any person who car-
ries out the transport  of hazardous 
wastes or other wastes; 

18. "Generator" means any person whose 
activity produces hazardous wastes or 
other wastes or, if that person is not 
known, the person who is in posses-
sion and/or control of those wastes; 

19. "Disposer" means any person to whom 
hazardous wastes or other wastes are 
shipped and who carries out the dis-
posai of such wastes; 

20. "Political and/or economic integration 
organization" means an organization 
constituted by sovereign States to 
which its member States have trans-
ferred competence in respect of mat-
ters governed by this Convention and 
which has been duly authorized, in ac-
cordance with its inte rnal procedures, 
to sign, ratify, accept, approve, formally 
confirm or accede to it; 

21. "Illegal traffic" means any transbound-
ary movement of hazardous wastes or 
other wastes as specified in A rticle 9. 

Article 3 
National Definitions 

of Hazardous Wastes 
1. Each Party shall, within six months of 

becoming a Party  to this Convention, inform 
the Secretariat of the Convention of the 
wastes, other than those listed in Annexes I 
and II, considered or defined as hazardous 
under its national legislation and of any 
requirements concerning transboundary 
movement procedures applicable to such 
wastes. 

2. Each Party  shall subsequently inform 
the Secretariat of any significant changes to 
the information it has provided pursuant to 
paragraph 1. 

13. On entend par «Etats concernés» les 
Parties qui sont Etats d'exportation ou 
d'importation et les Etats de transit, 
qu'ils soient ou non Parties; 

14. On entend par «personne» toute per-
sonne physique ou morale; 

15. On entend par «exportateur» toute per-
sonne qui relève de la juridiction de 
l'Etat d'exportation et qui procède à 
l'exportation de déchets dangereux ou 
d'autres déchets; 

16. On entend par «importateur» toute per-
sonne qui relève de la juridiction de 
('Etat d'importation et qui procède à 
l'importation de déchets dangereux ou 
d'autres déchets; 

17. On entend par «transporteur» toute 
personne qui transporte des déchets 
dangereux ou d'autres déchets; 

18. On entend par «producteur» toute per-
sonne dont l'activité produit des dé-
chets dangereux ou d'autres déchets, 
ou, si cette personne est inconnue, la 
personne qui est en possession de ces 
déchets et/ou qui les contrôle; 

19. On entend par «éliminateur» toute per-
sonne à qui sont expédiés des déchets 
dangereux ou d'autres déchets et qui 
effectue l'élimination desdits déchets; 

20. On entend par «organisation d'intégra-
tion politique ou économique» toute 
organisation constituée d'Etats souve-
rains à laquelle les Etats membres ont 
donné compétence dans les domaines 
régis par la présente Convention et qui 
a été dûment autorisée, selon ses pro-
cédures internes, à signer, ratifier, ac-
cepter, approuver ou confirmer formel-
lement la Convention ou à y adhérer; 

21. On entend par «trafic illicite» tout mou-
vement de déchets dangereux ou d'au-
tres déchets tel que précisé dans l'arti-
cle 9. 

Article 3 
Définitions nationales 

des déchets dangereux 
1. Chacune des Parties informe le secré-

tariat de la Convention, dans un délai de six 
mois après être devenue Partie à la 
Convention, des déchets, autres que ceux 
indiqués dans les annexes I et II, qui sont 
considérés ou définis comme dangereux 
par sa législation nationale, ainsi que de 
toute autre disposition concernant les pro-
cédures en matière de mouvement trans-
frontière applicables à ces déchets; 

2. Chacune des Parties informe par la 
suite le secrétariat de toute modification 
importante aux renseignements commu-
niqués par elle en application du para-
graphe 1; 

13. bedeutet „betroffene Staaten" Ver-
tragsparteien, die Ausfuhr-, Einfuhr-
oder Durchfuhrstaaten sind, gleichviel 
ob sie Vertragsparteien sind oder 
nicht; 

14. bedeutet „Person" jede natürliche oder 
juristische Person; 

15. bedeutet „Exporteur" jede Person unter 
der Hoheitsgewalt des Ausfuhrstaats, 
welche die Ausfuhr gefährlicher Abfälle 
oder anderer Abfälle veranlaßt oder 
vornimmt; 

16. bedeutet „Importeur jede Person unter 
der Hoheitsgewalt des Einfuhrstaats, 
welche die Einfuhr gefährlicher Abfälle 
oder anderer Abfälle veranlaßt oder 
vornimmt; 

17. bedeutet „Beförderer" jede Person, 
welche gefährliche Abfälle oder andere 
Abfälle befördert; 

18. bedeutet ,,Erzeuger" jede Person, 
durch deren Tätigkeit gefährliche Ab-
fälle oder andere Abfälle anfallen, 
oder, ist diese Person nicht bekannt, 
die Person, die im Besitz dieser Abfälle 
ist und/oder sie kontrolliert; 

19. bedeutet „Entsorger" jede Person, an 
die gefährliche Abfälle oder andere Ab-
fälle versandt werden und welche die 
Entsorgung dieser Abfälle durchführt; 

20. bedeutet „Organisation der politischen 
und/oder wirtschaftlichen Integration" 
eine von souveränen Staaten gegrün-
dete Organisation, der ihre Mitglied-
staaten Zuständigkeit für die durch die-
ses Übereinkommen geregelten Ange-
legenheiten übertragen haben und die 
nach ihren eigenen Verfahren ord-
nungsgemäß ermächtigt ist, das Über-
einkommen zu unterzeichnen, zu rati-
fizieren, anzunehmen, zu genehmigen, 
förmlich zu bestätigen oder ihm beizu-
treten; 

21. bedeutet „unerlaubter Verkehr" jede in 
Artikel 9 aufgeführte grenzüberschrei-
tende Verbringung gefährlicher Abfälle 
oder anderer Abfälle. 

Artikel 3 

Innerstaatliche Begriffsbestimmungen 
von gefährlichen Abfällen 

(1) Jede Vertragspartei teilt binnen sechs 
Monaten, nachdem sie Vertragspartei die-
ses Übereinkommens geworden ist, dem 
Sekretariat  des Übereinkommens mit, wel-
che außer den in den Anlagen I und II 
aufgeführten Abfälle aufgrund innerstaat-
licher Rechtsvorschriften als gefährlich gel-
ten oder bezeichnet sind, sowie die Vor-
schriften für die Verfahren der grenzüber-
schreitenden Verbringung, die auf solche 
Abfälle Anwendung finden. 

(2) Jede Vertragspartei teilt in der Folge 
dem Sekretariat jede bedeutende Änderung 
der nach Absatz 1 erteilten Informationen 
mit. 
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3. The Secretariat shall forthwith inform 
all Parties of the information it has received 
pursuant to paragraphs 1 and 2. 

4. Parties shall be responsible for making 
the information transmitted to them by the 
Secretariat under paragraph 3 available to 
their exporters. 

Article 4 

General Obligations 

1. 

(a) Parties exercising their right to prohi-
bit the import  of hazardous wastes or 
other wastes for disposal shall inform 
the other Parties of their decision pur-
suant to Article 13. 

(b) Parties shall prohibit or shall not permit 
the export of hazardous wastes and 
other wastes to the Pa rties which have 
prohibited the import  of such wastes, 
when notified pursuant to subpara-
graph (a) above. 

(c) Parties shall prohibit or shall not permit 
the export of hazardous wastes and 
other wastes if the State of impo rt  does 
not consent in writing to the specific 
import , in the case where that State of 
import  has not prohibited the impo rt  of 
such wastes. 

2. Each Party shall take the appropriate 
measures to: 

(a) Ensure that the generation of hazard-
ous wastes and other wastes within it is 
reduced to a minimum, taking into ac-
count social, technological and eco-
nomic aspects; 

(b) Ensure the availability of adequate dis-
posal facilities, for the environmentally 
sound management of hazardous 
wastes and other wastes, that shall be 
located, to the extent possible, within it, 
whatever the place of their disposai; 

(c) Ensure that persons involved in the 
management of hazardous wastes or 
other wastes within it take such steps 
as are necessary to prevent pollution 
due to hazardous wastes and other 
wastes arising from such management 
and, if such pollution occurs, to mini-
mize the consequences thereof for 
human health and the environment; 

(d) Ensure that the transboundary move-
ment of hazardous wastes and other 
wastes is reduced to the minimum con-
sistent with the environmentally sound 
and efficient management of such 
wastes, and is conducted in a manner 
which will protect human health and 

3. Le secrétariat informe immédiatement 
toutes les Parties des renseignements 
qu'il a reçus en application des paragraphes 
1 et 2; 

4. Les Parties sont tenues de mettre à la 
disposition de leurs exportateurs les rensei-
gnements qui leur sont communiqués par 
le secrétariat en application du paragra-
phe 3. 

Article 4 

Obligations générales 

1. 

a) Les Parties exerçant leur droit d'interdire 
l'importation de déchets dangereux ou 
d'autres déchets en vue de leur élimina-
tion en informent les autres Parties 
conformément aux dispositions de l'arti-
cle 13; 

b) Les Parties interdisent ou ne permettent 
pas l'exportation de déchets dangereux 
et d'autres déchets dans les Parties qui 
ont interdit l'importation de tels déchets, 
lorsque cette interdiction a été notifiée 
conformément aux dispositions de l'ali-
néa a) ci-dessus; 

c) Les Parties interdisent ou ne permettent 
pas l'exportation de déchets dangereux 
et d'autres déchets si l'Etat d'importation 
ne donne pas par écrit son accord spéci-
fique pour l'importation de ces déchets, 
dans le cas où cet Etat d'importation n'a 
pas interdit l'importation de ces dé-
chets; 

2. Chaque Partie prend les dispositions 
voulues pour: 

a) Veiller à ce que la production de déchets 
dangereux et d'autres déchets à l'inté-
rieur du pays soit réduite au minimum, 
compte tenu des considérations socia-
les, techniques et économiques; 

b) Assurer la mise en place d'installations 
adéquates d'élimination, qui devront, 
dans la mesure du possible, être situées 
à l'intérieur du pays, en vue d'une ges-
tion écologiquement rationnelle des dé-
chets dangereux et d'autres déchets en 
quelque lieu qu'ils soient éliminés; 

c) Veiller à ce que les personnes qui s'oc-
cupent de la gestion des déchets dange-
reux ou d'autres déchets à l'intérieur du 
pays prennent les mesures nécessaires 
pour prévenir la pollution résultant de 
cette gestion et, si une telle pollution se 
produit, pour en réduire au minimum les 
conséquences pour la santé humaine et 
l'environnement; 

d) Veiller à ce que les mouvements trans-
frontières de déchets dangereux et d'au-
tres déchets soient réduits à un mini-
mum compatible avec une gestion effi-
cace et écologiquement rationnelle des-
dits déchets et qu'ils s'effectuent de ma-
nière à protéger la santé humaine et 

(3) Das Sekretariat teilt allen Vertragspar-
teien die nach den Absätzen 1 und 2 bei ihm 
eingegangenen Informationen sofort mit. 

(4) Die Vertragsparteien sind dafür ver-
antwortlich, daß die ihnen vom Sekretariat 
nach Absatz 3 übermittelten Informationen 
ihren Exporteuren zur Verfügung gestellt 
werden. 

Artikel 4 

Allgemeine Verpflichtungen 

(1) 

a) Vertragsparteien, die ihr Recht wahr-
nehmen, die Einfuhr gefährlicher Abfälle 
oder anderer Abfälle zum Zweck ihrer 
Entsorgung zu verbieten, unterrichten 
die übrigen Vertragsparteien nach Arti-
kel 13 von ihrem Beschluß. 

b) Die Vertragsparteien verbieten oder er-
teilen keine Erlaubnis für die Ausfuhr 
gefährlicher Abfälle und anderer Abfälle 
in die Vertragsparteien, welche die Ein-
fuhr solcher Abfälle verboten haben, 
wenn sie nach Buchstabe a davon in 
Kenntnis gesetzt worden sind. 

c) Die Vertragsparteien verbieten oder er-
teilen keine Erlaubnis für die Ausfuhr 
gefährlicher Abfälle und anderer Abfälle, 
wenn der Einfuhrstaat nicht seine 
schriftliche Einwilligung zu der bestimm-
ten Einfuhr erteilt hat, für den Fall, daß 
dieser Einfuhrstaat die Einfuhr dieser 
Abfälle nicht verboten hat. 

(2) Jede Vertragspartei trifft geeignete 
Maßnahmen, um 

a) sicherzustellen, daß die Erzeugung ge-
fährlicher Abfälle und anderer Abfälle im 
Inland auf ein Mindestmaß beschränkt 
wird, wobei soziale, technologische und 
wi rtschaftliche Gesichtspunkte berück-
sichtigt werden; 

b) die Verfügbarkeit geeigneter Entsor-
gungsanlagen für eine umweltgerechte 
Behandlung gefährlicher Abfälle und an-
derer Abfälle unabhängig vom Ort ihrer 
Entsorgung sicherzustellen, die sich 
nach Möglichkeit im Inland befinden 
sollen; 

c) sicherzustellen, daß die an der Behand-
lung gefährlicher Abfälle oder anderer 
Abfälle im Inland beteiligten Personen 
die notwendigen Vorkehrungen treffen, 
damit eine infolge dieser Behandlung 
entstehende Verschmutzung durch ge-
fährliche Abfälle und andere Abfälle ver-
hindert wird; sollte es zu einer solchen 
Verschmutzung kommen, so sind deren 
Folgen für die menschliche Gesundheit 
und die Umwelt auf ein Mindestmaß zu 
beschränken; 

d) sicherzustellen, daß die grenzüber-
schreitende Verbringung gefährlicher 
Abfälle und anderer Abfälle auf ein Min-
destmaß beschränkt wird, das mit der 
umweltgerechten und wirksamen Be-
handlung solcher Abfälle vereinbar ist, 
und die so durchgeführt wird, daß die 
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the environment against the adverse 
effects which may result from such 
movement; 

(e) Not allow the export of hazardous 
wastes or other wastes to a State or 
group of States belonging to an eco-
nomic and/or political integration or-
ganization that are Pa rties, particularly 
developing countries, which have pro-
hibited by their legislation all impo rts, 
or if it has reason to believe that the 
wastes in question will not be managed 
in an environmentally sound manner, 
according to criteria to be decided on 
by the Parties at their first meeting; 

(f) Require that information about a pro-
posed transboundary movement of 
hazardous wastes and other wastes be 
provided to the States concerned, ac-
cording to Annex V A, to state clearly 
the effects of the proposed movement 
on human health and the environ-
ment; 

(g) Prevent the import  of hazardous 
wastes and other wastes if  it has 
reason to believe that the wastes in 
question will not be managed in an 
environmentally sound manner; 

(h) Co-operate in activities with other Par-
ties and interested organizations, 
directly and through the Secretariat, 
including the dissemination of informa-
tion on the transboundary movement of 
hazardous wastes and other wastes, in 
order to improve the environmentally 
sound management of such wastes 
and to achieve the prevention of illegal 
traffic. 

3. The Parties consider that illegal traffic 
in hazardous wastes or other wastes is 
criminal.  

4. Each Party  shall take appropriate legal, 
administrative and other measures to imple-
ment and enforce the provisions of this 
Convention, including measures to prevent 
and punish conduct in contravention of the 
Convention. 

5. A Party shall not permit hazardous 
wastes or other wastes to be exported to a 
non-Party or to be imported from a non-
Party. 

6. The Parties agree not to allow the 
export of hazardous wastes or other wastes 
for disposal within the area south of 60° 
South latitude, whether or not such wastes 
are subject to transboundary movement. 

7. Furthermore, each Party  shall: 

(a) Prohibit all persons under its national 
jurisdiction from transporting or dispos- 

l'environnement contre les effets nocifs 
qui pourraient en résulter; 

e) Interdire les exportations de déchets 
dangereux ou d'autres déchets à desti-
nation des Etats ou groupes d'Etats ap-
partenant à des organisations d'intégra-
tion politique ou économique qui sont 
Parties, particulièrement les pays en 
développement, qui ont interdit par leur 
législation toute importation, ou si elle a 
des raisons de croire que les déchets en 
question n'y seront pas gérés selon des 
méthodes écologiquement rationnelles 
telles que définies par les critères que 
retiendront les Parties à leur première 
réunion; 

f) Exiger que les renseignements sur les 
mouvements transfrontières proposés 
de déchets dangereux et d'autres dé-
chets soient communiqués aux Etats 
concernés, conformément à l'annexe 
V—A, pour qu'ils puissent évaluer les 
conséquences pour la santé humaine et 
l'environnement des mouvements en-
visages; 

g) Empêcher les importations de déchets 
dangereux et d'autres déchets si elle a 
des raisons de croire que les déchets en 
question ne seront pas gérés selon des 
méthodes écologiquement rationnelles; 

h) Coopérer avec les autres Parties et les 
autres organisations intéressées, direc-
tement et par l'intermédiaire du secré-
tariat, à des activités portant notamment 
sur la diffusion de renseignements sur 
les mouvements transfrontières de dé-
chets dangereux et d'autres déchets, 
afin d'améliorer la gestion écologique-
ment rationnelle desdits déchets et 
d'empêcher le trafic illicite; 

3. Les Parties considèrent que le trafic 
illicite de déchets dangereux ou d'autres 
déchets constitue une infraction pénale. 

4. Chaque Partie prend les mesures juri-
diques, administratives et autres qui sont 
nécessaires pour mettre en œuvre et faire 
respecter les dispositions de la présente 
Convention, y compris les mesures voulues 
pour prévenir et réprimer tout comporte-
ment en contravention de la Convention. 

5. Les Parties n'autorisent pas les expor-
tations de déchets dangereux ou d'autres 
déchets vers un Etat non Partie ou l'impor-
tation de tels déchets en provenance d'un 
Etat non Partie. 

6. Les Parties conviennent d'interdire 
l'exportation de déchets dangereux ou d'au-
tres déchets en vue de leur élimination dans 
la zone située au sud du soixantième paral-
lèle de l'hémisphère Sud, que ces déchets 
fassent ou non l'objet d'un mouvement 
transfrontière. 

7. En outre, chaque Partie: 

a) Interdit à toute personne relevant de sa 
compétence nationale de transporter ou 

menschliche Gesundheit und die Um-
welt vor den nachteiligen Auswirkungen, 
die dadurch entstehen können, ge-
schützt sind; 

e) die Ausfuhr gefährlicher Abfälle oder an-
derer Abfälle in einen Staat oder eine 
Gruppe von Staaten, die einer Organi-
sation der wi rtschaftlichen und/oder poli-
tischen Integration angehören und die 
Vertragsparteien sind, insbesondere 
Entwicklungsländer, die durch ihre 
Rechtsvorschriften alle Einfuhren ver-
boten haben, nicht zu erlauben oder 
wenn sie Grund zu der Annahme hat, 
daß die Abfälle im Sinne der von den 
Vertragsparteien auf ihrer ersten Ta-
gung zu beschließenden Kriterien nicht 
umweltgerecht behandelt werden; 

f) zu verlangen, daß den betroffenen Staa-
ten Informationen über eine geplante 
grenzüberschreitende Verbringung ge-
fährlicher Abfälle und anderer Abfälle 
nach Anlage VA  übermittelt werden, da-
mit sie die Auswirkungen der geplanten 
Verbringung auf die menschliche Ge-
sundheit und die Umwelt beurteilen 
können; 

g) die Einfuhr gefährlicher Abfälle und an-
derer Abfälle zu verhindern, wenn sie 
Grund zu der Annahme hat, daß die 
fraglichen Abfälle nicht umweltgerecht 
behandelt werden; 

h) mit anderen Vertragsparteien und ande-
ren interessierten Organisationen unmit-
telbar und über das Sekretariat bei 
Tätigkeiten zusammenzuarbeiten, ein-
schließlich der Verbreitung von Informa-
tionen über die grenzüberschreitende 
Verbringung gefährlicher Abfälle und 
anderer Abfälle, damit die umweltge-
rechte Behandlung solcher Abfälle ver-
bessert und der unerlaubte Verkehr ver-
hindert werden. 

(3) Die Vertragsparteien sind der Auffas-
sung, daß der unerlaubte Verkehr mit ge-
fährlichen Abfällen oder anderen Abfällen 
eine Straftat darstellt. 

(4) Jede Vertragspartei trifft geeignete 
rechtliche, verwaltungsmäßige und sonstige 
Maßnahmen, um dieses Übereinkommen 
durchzuführen und ihm Geltung zu ver-
schaffen, einschließlich Maßnahmen zur 
Verhinderung und Bestrafung übereinkom-
menswidriger Verhaltensweisen. 

(5) Die Vertragsparteien erlauben weder 
die Ausfuhr gefährlicher Abfälle oder ande-
rer Abfälle in eine Nichtvertragspartei noch 
deren Einfuhr aus einer Nichtvertragspar-
tei. 

(6) Die Vertragsparteien kommen über-
ein, die Ausfuhr gefährlicher Abfälle oder 
anderer Abfälle zur Entsorgung innerhalb 
des Gebiets südlich von 60 Grad südlicher 
Breite nicht zu erlauben, gleichviel ob sol-
che Abfälle Gegenstand einer grenzüber-
schreitenden Verbringung sind. 

(7) Jede Vertragspartei wird außerdem 

a) allen Personen unter ihrer Hoheitsge-
walt die Beförderung oder die Entsor- 
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ing of hazardous wastes or other 
wastes unless such persons are 
authorized or allowed to perform such 
types of operations; 

(b) Require that hazardous wastes and 
other wastes that are to be the subject 
of a transboundary movement be 
packaged, labelled, and transported in 
conformity with generally accepted and 
recognized international rules and 
standards in the field of packaging, 
labelling, and transpo rt, and that due 
account is taken of relevant interna-
tionally recognized practices; 

(c) Require that hazardous wastes and 
other wastes be accompanied by a 
movement document from the point 
at which a transboundary movement 
commences to the point of disposal. 

8. Each Party  shall require that hazardous 
wastes or other wastes, to be exported, are 
managed in an environmentally sound 
manner in the State of impo rt  or elsewhere. 
Technical guidelines for the environmentally 
sound management of wastes subject to 
this Convention shall be decided by the 
Parties at their first meeting. 

9. Parties shall take the appropriate 
measures to ensure that the transboundary 
movement of hazardous wastes and other 
wastes only be allowed if: 

(a) The State of export does not have the 
technical capacity and the necessary 
facilities, capacity or suitable disposal 
sites in order to dispose of the wastes 
in question in an environmentally 
sound and efficient manner; or 

(b) The wastes in question are required as 
a raw material for recycling or recovery 
industries  in the State of impo rt ; or 

(c) The transboundary movement in ques-
tion is in accordance with other criteria 
to be decided by the Pa rties, provided 
those criteria do not differ from the 
objectives of this Convention. 

10. The obligation under this Convention 
of States in which hazardous wastes and 
other wastes are generated to require that 
those wastes are managed in an environ-
mentally sound manner may not under any 
circumstances be transferred to the States 
of import  or transit. 

11. Nothing in this Convention shall pre-
vent a Party from imposing additional re-
quirements that are consistent with the pro-
visions of this Convention, and are in ac-
cordance with the rules of inte rnational law, 
in order better to protect human health and 
the environment. 

12. Nothing in this Convention shall affect 
in any way the sovereignty of States over 
their territorial  sea established in accord-
ance with international law, and the 

d'éliminer des déchets dangereux ou 
d'autres déchets, à moins que la per: 
sonne en question ne soit autorisée ou 
habilitée à procéder à ce type d'opéra-
tion; 

b) Exige que les déchets dangereux et 
d'autres déchets qui doivent faire l'objet 
d'un mouvement transfrontière soient 
emballés, étiquetés et transportés 
conformément aux règles et normes in-
ternationales généralement acceptées 
et reconnues en matière d'emballage, 
d'étiquetage et de transport, et qu'il soit 
dûment tenu compte des pratiques inter-
nationalement admises en la matière; 

c) Exige que les déchets dangereux et 
d'autres déchets soient accompagnés 
d'un document de mouvement depuis le 
lieu d'origine du mouvement jusqu'au 
lieu d'élimination. 

8. Chaque Partie exige que les déchets 
dangereux ou d'autres déchets dont l'expor-
tation est prévue soient gérés selon des 
méthodes écologiquement rationnelles 
dans l'Etat d'importation ou ailleurs. A leur 
première réunion, les Parties arrêteront des 
directives techniques pour la gestion écolo-
giquement rationnelle des déchets entrant 
dans le cadre de la présente Convention. 

9. Les Parties prennent les mesures re-
quises pour que les mouvements transfron-
tières de déchets dangereux et d'autres 
déchets ne soient autorises que: 

a) Si l'Etat d'exportation ne dispose pas 
des moyens techniques et des installa-
tions nécessaires ou des sites d'élimina-
tion voulus pour éliminer les déchets en 
question selon des méthodes écologi-
quement rationnelles et efficaces; ou 

b) Si les déchets en question constituent 
une matière brute nécessaire pour les 
industries de recyclage ou de récupéra-
tion de l'Etat d'importation; ou 

c) Si le mouvement transfrontière en ques-
tion est  conforme à d'autres critères qui 
seront fixés par les Parties pour autant 
que ceux-ci ne soient pas en contradic-
tion avec les objectifs de la présente 
Convention. 

10. L'obligation, aux termes de la présen-
te Convention, des Etats producteurs de 
déchets dangereux et d'autres déchets 
d'exiger que les déchets soient traités selon 
des méthodes écologiquement rationnelles 
ne peut en aucun cas être transférée à l'Etat 
d'importation ou de transit. 

11. Rien dans la présente Convention 
n'empêche une Partie d'imposer, pour 
mieux protéger la santé humaine et l'envi-
ronnement, des conditions supplémentaires 
qui soient compatibles avec les dispositions 
de la présente Convention et conformes 
aux règles du droit international. 

12. Aucune disposition de la présente 
Convention ne portera atteinte de quelque 
façon que ce soit à la souveraineté des 
Etats sur leurs eaux territoriales établie 

gung gefährlicher Abfälle oder anderer 
Abfälle verbieten, sofern diese Perso-
nen nicht ermächtigt oder befugt sind, 
Tätigkeiten dieser A rt  auszuüben; 

b) verlangen, daß gefährliche Abfälle und 
andere Abfälle, die Gegenstand einer 
grenzüberschreitenden Verbringung sein 
sollen, in Übereinstimmung mit allge-
mein angenommenen und anerkannten 
internationalen Regeln und Normen im 
Bereich der Verpackung, der Kenn-
zeichnung und der Beförderung ver-
packt, gekennzeichnet und befördert 
werden und daß einschlägigen interna-
tional anerkannten Gepflogenheiten ge-
bührend Rechnung getragen wird; 

c) verlangen, daß den gefährlichen Abfäl-
len und anderen Abfällen vom Aus-
gangspunkt der grenzüberschreitenden 
Verbringung bis zum Ort der Entsorgung 
ein Begleitpapier beigefügt ist. 

(8) Jede Vertragspartei verlangt, daß ge-
fährliche Abfälle oder andere Abfälle, die 
ausgeführt werden sollen, im Einfuhrstaat 
oder anderswo umweltgerecht behandelt 
werden. Die technischen Richtlinien für die 
umweltgerechte Behandlung der von die-
sem Übereinkommen erfaßten Abfälle wer-
den von den Vertragsparteien auf ihrer 
ersten Tagung beschlossen. 

(9) Die Vertragsparteien treffen geeignete 
Maßnahmen, damit die grenzüberschreiten-
de Verbringung gefährlicher Abfälle und an-
derer Abfälle nur zugelassen wird, wenn 

a) der Ausfuhrstaat nicht über die techni-
sche Fähigkeit und die notwendigen 
Anlagen, die Mittel oder die geeigneten 
Deponien verfügt, um die fraglichen Ab-
fälle umweltgerecht und wirksam zu 
entsorgen, 

b) die fraglichen Abfälle als Rohstoff für 
Verwertungs- und Aufbereitungsindu-
strien im Einfuhrstaat benötigt werden 
oder 

c) die betreffende grenzüberschreitende 
Verbringung mit anderen von den Ver-
tragsparteien zu beschließenden Krite-
rien  übereinstimmt; diese Kriterien dür-
fen jedoch nicht von den Zielen dieses 
Übereinkommens abweichen. 

(10) Die in diesem Übereinkommen vor-
gesehenen Verpflichtungen der Staaten, in 
denen gefährliche Abfälle und andere Abfäl-
le erzeugt werden, wonach diese Abfälle 
umweltgerecht zu behandeln sind, dürfen 
unter keinen Umständen auf die Einfuhr-
oder Durchfuhrstaaten übertragen werden. 

(11) Dieses Übereinkommen hinde rt  eine 
Vertragspartei nicht daran, zusätzliche An-
forderungen aufzustellen, die mit dem Über-
einkommen im Einklang stehen und den 
Regeln des Völkerrechts entsprechen, um 
die menschliche Gesundheit und die Um-
welt besser zu schützen. 

(12) Dieses Übereinkommen berührt we-
der die Souveränität der Staaten über ihr 
nach dem Völkerrecht festgelegtes Kü-
stenmeer, die souveränen Rechte und die 
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sovereign rights and the jurisdiction which 
States have in their exclusive economic 
zones and their continental shelves in ac-
cordance with international law, and the ex-
ercise by ships and aircraft of all States of 
navigational rights and freedoms as pro-
vided for in international law and as reflected 
in relevant international instruments. 

13. Parties shall undertake to review peri-
odically the possibilities for the reduction of 
the amount and/or the pollution potential of 
hazardous wastes and other wastes which 
are exported to other States, in particular to 
developing countries. 

Article 5 

Designation of Competent 
Authorities and Focal Point 

To facilitate the implementation of this 
Convention, the Parties shall: 

1. Designate or establish one or more 
competent authorities and one focal 
point. One competent authority shall be 
designated to receive the notification in 
case of a State of transit. 

2. Inform the Secretariat, within three 
months of the date of the entry into force 
of this Convention for them, which agen-
cies they have designated as their focal 
point and their competent authorities. 

3. Inform the Secretariat, within one month 
of the date of decision, of any changes 
regarding the designation made by them 
under paragraph 2 above. 

Article 6 

Transboundary Movement 
between Parties 

1. The State of export shall notify, or shall 
require the generator or exporter to notify, in 
writing, through the channel of the compe-
tent authority of the State of expo rt, the 
competent authority of the States con-
cerned of any proposed transboundary 
movement of hazardous wastes or other 
wastes. Such notification shall contain the 
declarations and information specified in 
Annex V A, written in a language accept-
able to the State of impo rt. Only one noti-
fication needs to be sent to each State 
concerned. 

2. The State of import  shall respond to the 
notifier in writing, consenting to the move-
ment with or without conditions, denying 
permission for the movement, or requesting 
additional information. A copy of the final 
response of the State of impo rt  shall be sent 
to the competent authorities of the States 
concerned which are Pa rties. 

conformément au droit international, ni aux 
droits souverains et à la juridiction qu'exer-
cent les Etats dans leur zone économique 
exclusive et sur leur plateau continental 
conformément au droit international, ni à 
l'exercice par les navires et les aéronefs de 
tous les Etats des droits et de la liberté de 
navigation tels qu'ils sont régis par le droit 
international et qu'ils ressortent des instru-
ments internationaux pertinents. 

13. Les Parties s'engagent à examiner 
périodiquement les possibilités de réduire le 
volume et/ou le potentiel de pollution des 
déchets dangereux et d'autres déchets qui 
sont exportés vers d'autres Etats, en parti-
culier vers les pays en développement. 

Article 5 

Désignation des autorités 
compétentes et du correspondant 

Pour faciliter l'application de la présente 
Convention, les Parties: 

1. Désignent ou créent une ou plusieurs 
autorités compétentes et un corres-
pondant. Une autorité compétente est 
désignée pour recevoir les notifications 
dans le cas d'un Etat de transit. 

2. Informent le Secrétariat, dans un délai 
de trois mois à compter de l'entrée en 
vigueur de la Convention à leur égard, 
des organes qu'elles ont désignés com-
me correspondant et autorités compé-
tentes. 

3. Informent le Secrétariat de toute modifi-
cation apportée aux désignations 
qu'elles ont faites en application du pa-
ragraphe 2 ci-dessus, dans un délai d'un 
mois à compter de la date où la modifi-
cation a été décidée. 

Article 6 

Mouvements transfrontières 
entre Parties 

1. L'Etat d'exportation informe par écrit, 
par l'intermédiaire de l'autorité compétente 
de l'Etat d'exportation, l'autorité compétente 
des Etats concernés de tout mouvement 
transfrontière de déchets dangereux ou 
d'autres déchets envisagé, ou exige du pro-
ducteur ou de l'exportateur qu'il le fasse. 
Ces notifications doivent contenir les décla-
rations et renseignements spécifiés à 
l'annexe V—A, rédigés dans une langue ac-
ceptable pour l'Etat d'importation. Une seu-
le notification est envoyée à chacun des 
Etats concernés. 

2. L'Etat d'importation accuse par écrit 
réception de la notification à celui qui l'a 
donnée en consentant au mouvement avec 
ou sans réserve, ou en refusant l'autorisa-
tion de procéder au mouvement, ou en de-
mandant un complément d'information. Une 
copie de la réponse définitive de l'Etat d'im-
portation est envoyée aux autorités compé-
tentes des Etats concernés qui sont Par-
ties. 

Hoheitsbefugnisse, welche die Staaten 
nach dem Völkerrecht in ihrer ausschließli-
chen Wirtschaftszone und auf ihrem Fest-
landsockel ausüben, noch die Wahrneh-
mung der im Völkerrecht vorgesehenen und 
in einschlägigen internationalen Überein-
künften niedergelegten Rechte und Freihei-
ten der Schiffahrt durch Schiffe und des 
Überflugs durch Luftfahrzeuge aller Staa-
ten. 

(13) Die Vertragsparteien verpflichten 
sich, die Möglichkeiten für eine Verringe-
rung der Menge und/oder des Verschmut-
zungspotentials gefährlicher Abfälle und an-
derer Abfälle, die in andere Länder und 
insbesondere in Entwicklungsländer ausge-
führt werden, regelmäßig zu überprüfen. 

Artikel 5 

Bestimmung der zuständigen 
Behörden und der Anlaufstelle 

Um die Durchführung dieses Überein-
kommens zu erleichtern, werden die Ver-
tragsparteien 

1. eine oder mehrere zuständige Behörden 
und eine Anlaufstelle bestimmen oder 
einrichten. Im Fall eines Durchfuhrstaats 
wird eine zuständige Behörde zur Ent-
gegennahme der Notifikation bestimmt; 

2. dem Sekretariat binnen drei Monaten 
nach dem Zeitpunkt, zu dem das Über-
einkommen für sie in Kraft  getreten ist, 
mitteilen, welche Stellen sie als Anlauf-
stelle und als zuständige Behörden be-
stimmt haben; 

3. dem Sekretariat jede Änderung in bezug 
auf die nach Absatz 2 vorgenommenen 
Bestimmungen binnen eines Monats 
nach dem Zeitpunkt, zu dem der Be-
schluß über die Änderung getroffen 
wurde, mitteilen. 

Artikel 6 

Grenzüberschreitende Verbringung 
zwischen Vertragsparteien 

(1) Der Ausfuhrstaat teilt über seine zu-
ständige Behörde der zuständigen Behörde 
der betroffenen Staaten schriftlich jede vor-
gesehene grenzüberschreitende Verbrin-
gung gefährlicher Abfälle oder anderer Ab-
fälle mit oder verlangt vom Erzeuger oder 
Exporteur, daß er dies tut. Diese Notifikation 
enthält die in Anlage VA angegebenen Er-
klärungen und Informationen in einer für 
den Einfuhrstaat annehmbaren Sprache. 
An jeden betroffenen Staat braucht nur eine 
Notifikation gerichtet zu werden. 

(2) Der Einfuhrstaat bestätigt der notifizie-
renden Stelle den Eingang der Notifikation, 
wobei er seine Zustimmung zu der Verbrin-
gung mit oder ohne Auflagen erteilt, die 
Erlaubnis für die Verbringung verweigert 
oder zusätzliche Informationen verlangt. Ei-
ne Abschrift der endgültigen Antwort des 
Einfuhrstaats wird den zuständigen Behör-
den der betroffenen Staaten übersandt, die 
Vertragsparteien sind. 
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3. The State of export shall not allow the 
generator or exporter to commence the 
transboundary movement until it has re-
ceived written confirmation that: 

(a) The notifier has received the written 
consent of the State of impo rt; and 

(b) The notifier has received from the 
State of import  confirmation of the 
existence of a contract between the 
exporter and the disposer specifying 
environmentally sound management of 
the wastes in question. 

4. Each State of transit which is a Pa rty 
shall promptly acknowledge to the notifier 
receipt of the notification. It may subse-
quently respond to the notifier in writing, 
within 60 days, consenting to the movement 
with or without conditions, denying permis-
sion for the movement, or requesting addi-
tional information. The State of export shall 
not allow the transboundary movement to 
commence until it has received the written 
consent of the State of transit. However, if at 
any time a  Party  decides not to require prior 
written consent, either generally or under 
specific conditions, for transit transboundary 
movements of hazardous wastes or other 
wastes, or modifies its requirements in this 
respect, it shall forthwith inform the other 
Parties of its decision pursuant to A rticle 13. 
In this latter case, if no response is received 
by the State of export within 60 days of the 
receipt of a given notification by the State of 
transit, the State of export may allow the 
export to proceed through the State of 
transit. 

5. In the case of a transboundary move-
ment of wastes where the wastes are legally 
defined as or considered to be hazardous 
wastes only: 

(a) By the State of export, the require-
ments of paragraph 9 of this A rticle that 
apply to the importer or disposer and 
the State of import  shall apply mutatis 
mutandis to the exporter and State of 
export, respectively; 

(b) By the State of impo rt, or by the States 
of import  and transit which are Pa rties, 
the requirements of paragraphs 1, 3, 4 
and 6 of this Article that apply to the 
exporter and State of export shall apply 
mutatis mutandis to the importer or 
disposer and State of import, respec-
tively; or 

(c) By any State of transit which is a Party, 
the provisions of paragraph 4 shall ap-
ply to such State. 

6. The State of export may, subject to the 
written consent of the States concerned, 

3. L'Etat d'exportation n'autorise pas le 
producteur ou l'exportateur à déclencher le 
mouvement transfrontière avant d'avoir re-
çu confirmation écrite que: 

a) L'auteur de la notification a reçu le 
consentement écrit de l'Etat d'importa-
tion; et que 

b) L'auteur de la notification a reçu de l'Etat 
d'importation confirmation de l'existence 
d'un contrat entre l'exportateur et l'élimi-
nateur spécifiant une gestion écolo-
giquement rationnelle des déchets 
considérés. 

4. Chaque Etat de transit qui est Partie 
accuse sans délai réception de la notifica-
tion à celui qui l'a donnée. Il peut ultérieure-
ment prendre position par réponse écrite à 
l'auteur de la notification dans un délai de 
60 jours en consentant au mouvement avec 
ou sans réserve, ou en refusant l'autorisa-
tion de procéder au mouvement, ou en de-
mandant un complément d'information. 
L'Etat d'exportation n'autorise pas le dé-
clenchement du mouvement transfrontière 
avant d'avoir reçu le consentement écrit de 
l'Etat de transit. Cependant, si , à quelque 
moment que ce soit, une Partie décide de 
ne pas demander un accord préalable écrit, 
en général ou dans des conditions particu-
lières, pour ce qui concerne des mouve-
ments transfrontières de transit de déchets 
dangereux ou d'autres déchets, ou si elle 
modifie ses exigences à cet égard, elle in-
forme immédiatement les autres Parties de 
sa décision conformément aux dispositions 
de l'article 13. Dans ce dernier cas, si l'Etat 
d'exportation ne reçoit aucune réponse 
dans un délai de 60 jours à compter de la 
réception de la notification donnée par l'Etat 
de transit, l'Etat d'exportation peut permet-
tre que cette exportation se fasse à travers 
l'Etat de transit. 

5. Lorsque, dans un mouvement trans-
frontière de déchets, ces déchets ne sont 
juridiquement définis ou considérés comme 
dangereux que: 

a) Par l'Etat d'exportation, les dispositions 
du paragraphe 9 du présent article qui 
s'appliquent à l'importateur ou à l'élimi-
nateur et à l'Etat d'importation s'appli-
queront mutatis mutandis à l'exportateur 
et à l'Etat d'exportation, respective-
ment; 

b) Par l'Etat d'importation ou par les Etats 
d'importation et de transit qui sont Par-
ties, les dispositions des paragraphes 1, 
3, 4 et 6 du présent article qui s'appli-
quent à l'exportateur et à l'Etat d'expor-
tation s'appliqueront mutatis mutandis à 
l'importateur ou à l'éliminateur et à l'Etat 
d'importation, respectivement; 

c) Pour tout Etat de transit qui est Partie, 
les dispositions du paragraphe 4 s'appli-
queront audit Etat. 

6. L'Etat d'exportation peut, sous réserve 
du consentement écrit des Etats concernés, 

(3) Der Ausfuhrstaat erlaubt dem Erzeu-
ger oder Exporteur erst dann, mit der grenz-
überschreitenden Verbringung zu begin-
nen, wenn er die schriftliche Bestätigung 
erhalten hat, daß 

a) die notifizierende Stelle die schriftliche 
Zustimmung des Einfuhrstaats erhalten 
hat und 

b) die notifizierende Stelle vom Einfuhr-
staat die Bestätigung erhalten hat, daß 
zwischen dem Exporteur und dem Ent-
sorger ein Vertrag vorhanden ist, in dem 
die umweltgerechte Behandlung der 
fraglichen Abfälle ausdrücklich festge-
legt ist. 

(4) Jeder Durchfuhrstaat, der Vertrags-
partei ist, bestätigt der notifizierenden Stelle 
umgehend den Eingang der Notifikation. Er 
kann der notifizierenden Stelle danach bin-
nen 60 Tagen eine schriftliche Antwort zu-
kommen lassen, in der er seine Zustim-
mung zu der Verbringung mit oder ohne 
Auflagen erteilt, die Erlaubnis für die Ver-
bringung verweigert oder zusätzliche Infor-
mationen verlangt. Der Ausfuhrstaat erlaubt 
erst dann, mit der grenzüberschreitenden 
Verbringung zu beginnen, wenn er die 
schriftliche Zustimmung des Durchfuhr-
staats erhalten hat. Beschließt eine Ver-
tragspartei jedoch zu irgendeinem Zeit-
punkt, im allgemeinen oder unter bestimm-
ten Voraussetzungen keine vorherige 
schriftliche Zustimmung zu der grenzüber-
schreitenden Verbringung gefährlicher Ab-
fälle oder anderer Abfälle in der Durchfuhr 
zu verlangen, oder ändert sie ihre Vorschrif-
ten in dieser Hinsicht, so teilt sie nach Arti-
kel 13 den übrigen Vertragsparteien ihren 
Beschluß sofort mit. Geht in diesem letzte-
ren Fall binnen 60 Tagen nach Eingang der 
Notifikation des Durchfuhrstaats keine Ant-
wort bei dem Ausfuhrstaat ein, so kann die-
ser die Ausfuhr durch den Durchfuhrstaat 
erlauben. 

(5) Werden bei einer grenzüberschreiten-
den Verbringung von Abfällen diese nicht 
von allen Beteiligten rechtlich als gefähr-
liche Abfälle bezeichnet oder betrachtet, 
sondern nur 

a) vom Ausfuhrstaat, so finden die Vor-
schriften des Absatzes 9, die für den 
Importeur oder Entsorger und den Ein-
fuhrstaat gelten, sinngemäß auf den Ex

-

porteur beziehungsweise den Ausfuhr-
staat Anwendung; 

b) vom Einfuhrstaat oder von den Einfuhr-
und Durchfuhrstaaten, die Vertragspar-
teien sind, so finden die Vorschriften der 
Absätze 1, 3, 4 und 6, die für den Expor-
teur und den Ausfuhrstaat gelten, sinn-
gemäß auf den Importeur oder Entsor-
ger beziehungsweise den Einfuhrstaat 
Anwendung oder 

c) von einem Durchfuhrstaat, der Vertrags-
partei ist, so findet Absatz 4 auf diesen 
Staat Anwendung. 

(6) Der Ausfuhrstaat kann, vorbehaltlich 
der schriftlichen Zustimmung der betroffe- 
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allow the generator or the exporter to use a 
general notification where hazardous 
wastes or other wastes having the same 
physical and chemical characteristics are 
shipped regularly to the same disposer via 
the same customs office of exit of the State 
of export via the same customs office of 
entry of the State of impo rt, and, in the case 
of transit, via the same customs office of 
entry and exit of the State or States of 
transit. 

7. The States concerned may make their 
written consent to the use of the general 
notification referred to in paragraph 6 sub-
ject to the supply of ce rtain information, 
such as the exact quantities or periodical 
lists of hazardous wastes or other wastes to 
be shipped. 

8. The general notification and written 
consent referred to in paragraphs 6 and 7 
may cover multiple shipments of hazardous 
wastes or other wastes during a maximum 
period of 12 months. 

9. The Parties shall require that each 
person who takes charge of a transbound-
ary movement of hazardous wastes or other 
wastes sign the movement document either 
upon delivery or receipt of the wastes in 
question. They shall also require that the 
disposer inform both the expo rter and the 
competent authority of the State of export of 
receipt by the disposer of the wastes in 
question and, in due course, of the comple-
tion of disposal as specified in the notifica-
tion. If no such information is received within 
the •State of export, the competent authority 
of the State of export or the expo rter shall so 
notify the State of impo rt. 

10. The notification and response re-
quired by this A rticle shall be transmitted to 
the competent authority of the Pa rties con-
cerned or to such governmental authority as 
may be appropriate in the case of non-Par-
ties. 

11. Any transboundary movement of ha-
zardous wastes or other wastes shall be 
covered by insurance, bond or other 
guarantee as may be required by the State 
of import  or any State of transit which is a 
Party. 

Article 7 
Transboundary Movement 

from a Party  through States 
which are not Parties 

Paragraph 2 of A rticle 6 of the Convention 
shall apply mutatis mutandis to transbound-
ary movement of hazardous wastes or other 
wastes from a Party through a State or 
States which are not Pa rties. 

autoriser le producteur ou l'exportateur à 
utiliser une procédure de notification géné-
rale lorsque des déchets dangereux ou 
d'autres déchets ayant les mêmes caracté-
ristiques physiques et chimiques sont régu-
lièrement expédiés au même éliminateur 
par le même poste douanier de sortie de 
l'Etat d'exportation, le même poste douanier 
d'entrée du pays d'importation et, en cas de 
transit, par les mêmes postes douaniers 
d'entrée et de sortie du ou des Etats de 
transit. 

7. Les Etats concernés peuvent subor-
donner leur consentement écrit à l'emploi 
de la procédure de notification générale 
visée au paragraphe 6 pour la communica-
tion de certains renseignements, tels que la 
quantité exacte des déchets dangereux ou 
d'autres déchets, à expédier ou la liste pé-
riodique de ces déchets. 

8. La notification générale et le consente-
ment écrit visés aux paragraphes 6 et 7 
peuvent porter sur des expéditions multiples 
de déchets dangereux ou d'autres déchets 
au cours d'une période maximum de 12 
mois. 

9. Les Parties exigent de toute personne 
prenant en charge un mouvement transfron-
tière de déchets dangereux ou d'autres dé-
chets qu'elle signe le document de mouve-
ment à la livraison ou à la réception des 
déchets en question. Elles exigent aussi de 
l'éliminateur qu'il informe l'exportateur et 
l'autorité compétente de l'Etat d'exportation 
de la réception des déchets en question et, 
en temps voulu, de l'achèvement des opé-
rations d'élimination selon les modalités in-
diquées dans la notification. Si cette infor-
mation n'est pas reçue par l'Etat d'exporta-
tion, l'autorité compétente de cet Etat ou 
l'exportateur en informe l'Etat d'importa-
tion. 

10. La notification et la réponse exigées 
aux termes du présent article sont commu-
niquées à l'autorité compétente des Parties 
concernées ou à l'organisme gouvernemen-
tal compétent dans le cas des Etats non 
Parties. 

11. Les Etats d'importation ou de transit 
qui sont Parties peuvent exiger comme 
condition d'entrée que tout mouvement 
transfrontière de déchets dangereux ou 
d'autres déchets soit couvert par une assu-
rance, un cautionnement ou d'autres ga-
ranties. 

Article 7 
Mouvements transfrontières en provenance 

d'une Partie à travers le territoire d'Etats 
qui ne sont pas Parties 

Les dispositions du paragraphe 1 de l'arti-
cle 6 de la Convention s'appliquent mutatis 
mutandis aux mouvements transfrontières 
de déchets dangereux ou d'autres déchets 
en provenance d'une Partie à travers un ou 
plusieurs Etats qui ne sont pas Parties. 

nen Staaten, dem Erzeuger oder dem Ex-
porteur erlauben, eine allgemeine Notifika-
tion zu verwenden, wenn gefährliche Abfäl-
le oder andere Abfälle mit den gleichen 
physikalischen und chemischen Eigen-
schaften regelmäßig über dasselbe Ausrei-
sezollamt des Ausfuhrstaats und über das-
selbe Einreisezollamt des Einfuhrstaats und 
im Fall einer Durchfuhr über dasselbe Ein-
reise- und Ausreisezollamt des Durchfuhr-
staats oder der Durchfuhrstaaten an densel-
ben Entsorger versandt werden. 

(7) Die betroffenen Staaten können ihre 
schriftliche Zustimmung zu der Verwendung 
der in Absatz 6 genannten allgemeinen No-
tifikation von der Erteilung bestimmter Infor-
mationen abhängig machen, so etwa von 
Angaben über die genauen Mengen oder 
periodischen Listen der zu versendenden 
gefährlichen Abfälle oder anderen Abfälle. 

(8) Die in den Absätzen 6 und 7 genannte 
allgemeine Notifikation und die schriftliche 
Zustimmung können wiederholte Sendun-
gen gefährlicher Abfälle oder anderer Abfäl-
le für eine Zeitspanne von höchstens 12 
Monaten erfassen. 

(9) Die Vertragsparteien verlangen, daß 
jede Person, die für eine grenzüberschrei-
tende Verbringung gefährlicher Abfälle oder 
anderer Abfälle die Verantwortung über-
nimmt, das Begleitpapier entweder bei Lie-
ferung oder bei Übernahme des betreffen-
den Abfalls unterzeichnet. Sie verlangen 
auch, daß der Entsorger sowohl den Expor-
teur als auch die zuständige Behörde des 
Ausfuhrstaats von der Übernahme der be-
treffenden Abfälle durch den Entsorger so-
wie zu gegebener Zeit vom Abschluß der 
Entsorgung entsprechend den in der Notifi-
kation angegebenen Einzelheiten infor-
miert. Geht eine derartige Information im 
Ausfuhrstaat nicht ein, so teilt die zuständi-
ge Behörde des Ausfuhrstaats oder der Ex-
porteur dem Einfuhrstaat dies mit. 

(10) Die aufgrund dieses Artikels erfor-
derliche Notifikation und Antwort werden 
der zuständigen Behörde der betroffenen 
Vertragsparteien oder im Fall von Nichtver-
tragsparteien der entsprechenden staat-
lichen Behörde übermittelt. 

(11) Jede grenzüberschreitende Verbrin-
gung gefährlicher Abfälle oder anderer Ab-
fälle muß je nach den Vorschriften des Ein-
fuhr- oder Durchfuhrstaats, der Vertragspar-
tei ist, durch eine Versicherung, Bürgschaft 
oder Garantieleistung abgesichert sein. 

Artikel 7 
Grenzüberschreitende Verbringung 

aus einer Vertragspartei durch Staaten, 
die nicht Vertragsparteien sind 

Artikel 6 Absatz 2 des Übereinkommens 
findet sinngemäß auf die grenzüberschrei-
tende Verbringung gefährlicher Abfälle oder 
anderer Abfälle aus einer Vertragspartei 
durch einen oder mehrere Staaten Anwen-
dung, die nicht Vertragsparteien sind. 
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Article 8 

Duty to re-import  
When a transboundary movement of ha-

zardous wastes or other wastes to which the 
consent of the States concerned has been 
given, subject to the provisions of this Con-
vention, cannot be completed in accord-
ance with the terms of the contract, the 
State of export shall ensure that the wastes 
in question are taken back into the State of 
export, by the exporter, if alternative ar-
rangements cannot be made for their dis-
posai in an environmentally sound manner, 
within 90 days from the time that the impo rt

-ing State informed the State of export and 
the Secretariat, or such other period of time 
as the States concerned agree. To this end, 
the State of export and any Party of transit 
shall not oppose, hinder or prevent the re-
turn of those wastes to the State of expo rt . 

Article 9 

Illegal Traffic 

1. For the purpose of this Convention, any 
transboundary movement of hazardous 
wastes or other wastes: 

(a) without notification pursuant to the pro-
visions of this Convention to all States 
concerned; or 

(b) without the consent pursuant to the 
provisions of this Convention of a State 
concerned ; or 

(c) with consent obtained from States con-
cerned through falsification, misrepre-
sentation or fraud, or 

(d) that does not conform in a material way 
with the documents; or 

(e) that results in deliberate disposal (e. g. 
dumping) of hazardous wastes or other 
wastes in contravention of this Con-
vention and of general principles of 
international law, shall be deemed to 
be illegal traffic. 

2. In case of a transboundary movement 
of hazardous wastes or other wastes 
deemed to be illegal traffic as the result of 
conduct on the pa rt  of the exporter or 
generator, the State of export shall ensure 
that the wastes in question are: 

(a) taken back by the exporter or the 
generator or, if necessary, by itself into 
the State of export, or, if impractica-
ble, 

(b) are otherwise disposed of in accord-
ance with the provisions of this Con-
vention, 

within 30 days from the time the State of 
export has been informed about the illegal 
traffic or such other period of time as States 
concerned may agree. To this end the Par- 

Article 8 

Obligation de réimporter 

Lorsqu'un mouvement transfrontière de 
déchets dangereux ou d'autres déchets au-
quel les Etats concernés ont consenti, sous 
réserve des dispositions de la présente 
Convention, ne peut être mené à terme 
conformément aux clauses du contrat, l'Etat 
d'exportation veille, si d'autres dispositions 
ne peuvent être prises pour éliminer les 
déchets selon des méthodes écologique-
ment rationnelles dans un délai de 90 jours 
à compter du moment où l'Etat concerné a 
informé l'Etat d'exportation et le Secrétariat, 
ou toute autre période convenue par les 
Etats concernés, à ce que l'exportateur réin-
troduise ces déchets dans l'Etat d'exporta-
tion. A cette fin, l'Etat d'exportation et toute 
Partie de transit ne s'opposent pas à la 
réintroduction de ces déchets dans l'Etat 
d'exportation, ni ne l'entravent ou ne 
l'empêchent. 

Article 9 

Trafic illicite 

1. Aux fins de la présente Convention, est 
réputé constituer un trafic illicite tout mouve-
ment transfrontière de déchets dangereux 
ou d'autres déchets: 

a) effectué sans qu'une notification ait été 
donnée à tous les Etats concernés 
conformément aux dispositions de la 
présente Convention; ou 

b) effectué sans le consentement que doit 
donner l'Etat intéressé conformément 
aux dispositions de la présente 
Convention; ou 

c) effectué avec le consentement des 
Etats intéressés obtenu par falsification, 
fausse déclaration ou fraude; ou 

d) qui n'est pas conforme matériellement 
aux documents; ou 

e) qui entraîne une élimination délibérée 
(par exemple, déversement) de déchets 
dangereux ou d'autres déchets, en vio-
lation des dispositions de la présente 
Convention et des principes généraux 
du droit international. 

2. Au cas où un mouvement transfrontière 
de déchets dangereux ou d'autres déchets 
est considéré comme trafic illicite du fait du 
comportement de l'exportateur ou du pro-
ducteur, l'Etat d'exportation veille à ce que 
les déchets dangereux en question soient: 

a) repris par l'exportateur ou le producteur 
ou, s'il y a lieu, par lui-même sur son 
territoire ou, si cela est impossible, 

b) éliminés d'une autre manière conformé-
ment aux dispositions de la présente 
Convention, dans un délai de 30 jours à 
compter du moment où l'Etat d'exporta-
tion a été informé du trafic illicite ou tout 
autre délai dont les Etats concernés 
pourraient convenir. A cette fin, les Par- 

Artikel 8 

Wiedereinfuhrpflicht 

Kann eine grenzüberschreitende Verbrin-
gung gefährlicher Abfälle oder anderer Ab-
fälle, der die betroffenen Staaten vorbehalt-
lich dieses Übereinkommens zugestimmt 
haben, nicht entsprechend den vertragli-
chen Bedingungen zu Ende geführt werden, 
so sorgt der Ausfuhrstaat dafür, daß die 
betreffenden Abfälle vom Exporteur in den 
Ausfuhrstaat zurückgeführt werden, falls 
binnen 90 Tagen, nachdem der Einfuhrstaat 
den Ausfuhrstaat und das Sekretariat unter-
richtet hat, oder binnen einer anderen von 
den betroffenen Staaten vereinbarten Frist 
keine anderen Regelungen für ihre umwelt-
gerechte Entsorgung getroffen werden 
können. Zu diesem Zweck werden der Aus-
fuhrstaat und jeder Durchfuhrstaat, der Ver-
tragspartei ist, die Rückführung dieser Ab-
fälle in den Ausfuhrstaat nicht ablehnen, 
aufhalten oder verhindern. 

Artikel 9 

Unerlaubter Verkehr 

(1) Als unerlaubter Verkehr im Sinne die-
ses Übereinkommens gilt jede grenzüber-
schreitende Verbringung gefährlicher .Ab-
fälle oder anderer Abfälle, 

a) die ohne eine nach dem Übereinkom-
men erforderliche Notifikation an alle be-
troffenen Staaten erfolgt, 

b) die ohne die nach dem Übereinkommen 
erforderliche Zustimmung eines betrof-
fenen Staates erfolgt, 

c) die mit einer durch Fälschung, irrefüh-
rende Angaben oder Betrug erlangten 
Zustimmung der betroffenen Staaten 
erfolgt, 

d) die im wesentlichen nicht mit den Papie-
ren übereinstimmt oder 

e) die zu einer vorsätzlichen Beseitigung 
[z. B. Einbringen (dumping)] gefährlicher 
Abfälle oder anderer Abfälle entgegen 
diesem Übereinkommen und allgemei-
nen Grundsätzen des Völkerrechts 
führt. 

(2) Gilt eine grenzüberschreitende Ver-
bringung gefährlicher Abfälle oder anderer 
Abfälle infolge des Verhaltens des Expor-
teurs oder des Erzeugers als unerlaubter 
Verkehr, so sorgt der Ausfuhrstaat dafür, 
daß die betreffenden Abfälle 

a) vom Exporteur oder vom Erzeuger oder, 
falls notwendig, von ihm selbst in den 
Ausfuhrstaat zurückgeführt werden 
oder, falls dies praktisch nicht möglich 
ist, 

b) in Übereinstimmung mit diesem Über-
einkommen anderweitig entsorgt wer-
den, 

und zwar binnen 30 Tagen, nachdem der 
Ausfuhrstaat über den unerlaubten Verkehr 
unterrichtet wurde, oder binnen einer ande-
ren von den betroffenen Staaten zu verein- 
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ties concerned shall not oppose, hinder or 
prevent the return of those wastes to the 
State of export . 

3. In the case of a transboundary move-
ment of hazardous wastes or other wastes 
deemed to be illegal traffic as the result of 
conduct on the part of the impo rter or dis-
poser, the State of import  shall ensure that 
the wastes in question are disposed of in an 
environmentally sound manner by the im-
porter or disposer or, if necessary, by itself 
within 30 days from the time the illegal traffic 
has come to the attention of the State of 
import or such other period of time as the 
States concerned may agree. To this end, 
the Parties concerned shall co-operate, as 
necessary, in the disposal of the wastes in 
an environmentally sound manner. 

4. In cases where the responsibility for the 
illegal traffic cannot be assigned either to 
the exporter or generator or to the impo rter 
or disposer, the Parties concerned or other 
Parties, as appropriate, shall ensure, 
through co-operation, that the wastes in 
question are disposed of as soon as pos-
sible in an environmentally sound manner 
either in the State of export or the State of 
import  or elsewhere as appropriate. 

5. Each Party  shall introduce appropriate 
national/domestic legislation to prevent and 
punish illegal traffic. The Parties shall co-op-
erate with a view to achieving the objects of 
this Article. 

Article 10 
International Co-operation 

1. The Parties shall co-operate with each 
other in order to improve and achieve en-
vironmentally sound management of ha-
zardous wastes and other wastes. 

2. To this end, the Parties shall: 

(a) Upon request, make available infor-
mation, whether on a bilateral or multi-
lateral basis, with a view to promoting 
the environmentally sound manage-
ment of hazardous wastes and other 
wastes, including harmonization of 
technical standards and practices for 
the adequate management of hazard-
ous wastes and other wastes; 

(b) Co-operate in monitoring the effects of 
the management of hazardous wastes 
on human health and the environ-
ment; 

(c) Co-operate, subject to their national 
laws, regulations and policies, in the 
development and implementation of 
new environmentally sound low-waste 
technologies and the improvement of 
existing technologies with a view to 
eliminating, as far as practicable, the 
generation of hazardous wastes and 
other wastes and achieving more ef

-

ties concernées ne s'opposent pas au 
retour de ces déchets dans l'Etat 
d'exportation ni ne l'entravent ou ne 
l'empêchent. 

3. Lorsqu'un mouvement transfrontière 
de déchets dangereux ou d'autres déchets 
est considéré comme trafic illicite par suite 
du comportement de l'importateur ou de 
l'éliminateur, l'Etat d'importation veille à ce 
que les déchets dangereux en question 
soient éliminés d'une manière écologique-
ment rationnelle par l'importateur ou l'élimi-
nateur ou, s'il y a lieu, par lui-même dans un 
délai de 30 jours à compter du moment où le 
trafic illicite a retenu l'attention de l'Etat 
d'importation ou tout autre délai dont les 
Etats concernés pourraient convenir. A 
cette fin, les Parties concernées coopèrent, 
selon les besoins, pour éliminer les déchets 
selon des méthodes écologiquement ra-
tionnelles. 

4. Lorsque la responsabilité du trafic illi-
cite ne peut être imputée ni à l'exportateur 
ou au producteur, ni à l'importateur ou à 
l'éliminateur, les Parties concernées ou 
d'autres Parties, le cas échéant, coopèrent 
pour veiller à ce que les déchets dangereux 
en question soient éliminés le plus tôt possi-
ble selon des méthodes écologiquement 
rationnelles dans l'Etat d'exportation, dans 
l'Etat d'importation ou ailleurs, s'il y a lieu. 

5. Chaque Partie adopte les lois nationa-
les/internes voulues pour interdire et répri-
mer sévèrement le trafic illicite. Les Parties 
coopèrent en vue de parvenir aux objectifs 
énoncés dans le présent article. 

Article 10 
Coopération internationale 

1. Les Parties coopèrent entre elles afin 
d'améliorer et d'assurer la gestion écologi-
quement rationnelle des déchets dangereux 
et d'autres déchets. 

2. A cette fin, les Parties: 

a) Communiquent sur demande des ren-
seignements, sur base bilatérale ou 
multilatérale, en vue d'encourager la 
gestion écologiquement rationnelle des 
déchets dangereux et d'autres déchets, 
y compris par l'harmonisation des nor-
mes et pratiques techniques visant à 
une bonne gestion des déchets dange-
reux et d'autres déchets; 

b) Coopèrent en vue de surveiller les effets 
de la gestion des déchets dangereux sur 
la santé humaine et l'environnement; 

c) Coopèrent, sous réserve des disposi-
tions de leurs lois, réglementations et 
politiques nationales, à la mise au point 
et à l'application de nouvelles techni-
ques écologiquement rationnelles pro-
duisant peu de déchets et à l'améliora-
tion des techniques existantes en vue 
d'éliminer dans la mesure du possible, 
la production de déchets dangereux et 

barenden Frist. Zu diesem Zweck werden 
die betroffenen Vertragsparteien die Rück-
führung dieser Abfälle in den Ausfuhrstaat 
nicht ablehnen, aufhalten oder verhindern. 

(3) Gilt eine grenzüberschreitende Ver-
bringung gefährlicher Abfälle oder anderer 
Abfälle infolge des Verhaltens des Impor-
teurs oder des Entsorgers als unerlaubter 
Verkehr, so sorgt der Einfuhrstaat dafür, 
daß die betreffenden Abfälle vom Importeur 
oder vom Entsorger oder, falls notwendig, 
von ihm selbst binnen 30 Tagen, nachdem 
der Einfuhrstaat von dem unerlaubten Ver-
kehr Kenntnis erhalten hat, oder binnen 
einer anderen von den betroffenen Staaten 
zu vereinbarenden Frist umweltgerecht ent-
sorgt werden. Zu diesem Zweck arbeiten 
die betroffenen Vertragsparteien nach Be-
darf bei einer umweltgerechten Entsorgung 
der Abfälle zusammen. 

(4) Kann die Verantwortung für den uner-
laubten Verkehr weder dem Exporteur oder 
Erzeuger noch dem Importeur oder Entsor-
ger zugewiesen werden, so arbeiten die 
betroffenen Vertragsparteien oder gegebe-
nenfalls andere Vertragsparteien zusam-
men, um sicherzustellen, daß die betreffen-
den Abfälle so bald wie möglich im Aus-
fuhrstaat, im Einfuhrstaat oder gegebenen-
falls anderswo umweltgerecht entsorgt 
werden. 

(5) Jede Vertragspartei erläßt geeignete 
innerstaatliche Rechtsvorschriften zur Ver-
hütung und Ahndung des unerlaubten Ver-
kehrs. Die Vertragsparteien arbeiten im Hin-
blick auf die Verwirklichung der Ziele dieses 
Artikels zusammen. 

Artikel 10 
Internationale Zusammenarbeit 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten zusam-
men, um die umweltgerechte Behandlung 
gefährlicher Abfälle und anderer Abfälle zu 
verbessern und zu verwirklichen. 

(2) Zu diesem Zweck werden die Ver-
tragsparteien 
a) auf Anfrage Informationen auf zweiseiti-

ger oder mehrseitiger Grundlage zur 
Förderung der umweltgerechten Be-
handlung gefährlicher Abfälle und ande-
rer Abfälle einschließlich der Harmoni-
sierung technischer Normen und Ge-
pflogenheiten für die angemessene Be-
handlung gefährlicher Abfälle und ande-
rer Abfälle zur Verfügung stellen; 

b) bei der Überwachung der Auswirkungen 
der Behandlung gefährlicher Abfälle auf 
die menschliche Gesundheit und die 
Umwelt zusammenarbeiten; 

c) vorbehaltlich ihrer innerstaatlichen Ge-
setze, sonstigen Vorschriften und Leit-
vorstellungen bei der Entwicklung und 
Durchführung neuer umweltgerechter, 
abfallarmer Technologien und der Ver-
besserung bestehender Technologien 
zusammenarbeiten, um so weit wie 
möglich die Erzeugung gefährlicher Ab-
fälle und anderer Abfälle zu vermeiden 
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fective and efficient methods of ensur-
ing their management in an environ-
mentally sound manner, including the 
study of the economic, social and en-
vironmental effects of the adoption of 
such new or improved technologies; 

(d) Co-operate actively, subject to their na-
tional laws, regulations and policies, in 
the transfer of technology and man-
agement systems related to the en-
vironmentally sound management of 
hazardous wastes and other wastes. 
They shall also co-operate in develop-
ing the technical capacity among Par-
ties, especially those which may need 
and request technical assistance in this 
field; 

(e) Co-operate in developing appropriate 
technical guidelines and/or codes of 
practice. 

3. The Parties shall employ appropriate 
means to co-operate in order to assist deve-
loping countries in the implementation of 
subparagraphs a, b, c and d of paragraph 2 
of Article 4. 

4. Taking into account the needs of deve-
loping countries, co-operation between Par-
ties and the competent international organ-
izations is encouraged to promote,  inter alia, 
public awareness, the development of 
sound management of hazardous wastes 
and other wastes and the adoption of new 
low-waste technologies. 

Article 11 

Bilateral, Multilateral 
and Regional Agreements 

1. Notwithstanding the provisions of Arti-
cle 4 paragraph 5, Parties may enter into 
bilateral, multilateral, or regional agree-
ments or arrangements regarding trans-
boundary movement of hazardous wastes 
or other wastes with Parties or non-Pa rties 
provided that such agreements or arrange-
ments do not derogate from the environ-
mentally sound management of hazardous 
wastes and other wastes as required by this 
Convention. These agreements or arrange-
ments shall stipulate provisions which are 
not less environmentally sound than those 
provided for by this Convention in particular 
taking into account the interests of develop-
ing countries. 

2. Parties shall notify the Secretariat of 
any bilateral, multilateral or regional agree-
ments or arrangements referred to in para-
graph 1 and those which they have entered 
into prior to the entry into force of this Con-
vention for them, for the purpose of control-
ling transboundary movements of hazard-
ous wastes and other wastes which take 

d'autres déchets et d'élaborer des mé-
thodes plus efficaces pour en assurer la 
gestion d'une manière écologiquement 
rationnelle, notamment en étudiant les 
conséquences économiques, sociales 
et environnementales de l'adoption de 
ces innovations ou perfectionnements 
techniques; 

d) Coopèrent activement, sous réserve 
des dispositions de leurs lois, réglemen-
tations et politiques nationales, au trans-
fert des techniques relatives à la gestion 
écologiquement rationnelle des déchets 
dangereux et d'autres déchets et des 
systèmes d'organisation de cette ges-
tion. Elles coopèrent aussi pour favori-
ser le développement des moyens tech-
niques des Parties et notamment de 
celles qui auraient besoin d'une aide 
technique dans ce domaine et en fe-
raient la demande; 

e) Coopèrent a la mise au point de direc-
tives techniques et/ou de codes de bon-
ne pratique appropriés. 

3. Les Parties utiliseront les moyens ap-
propriés pour coopérer afin d'aider les pays 
en développement à appliquer les disposi-
tions contenues dans les alinéas a), b), c) et 
d) du paragraphe 2 de l'article 4. 

4. Compte tenu du besoin des pays en 
développement, la coopération entre les 
Parties et les organisations internationales 
compétentes est encouragée, afin de pro-
mouvoir, entre autres, la sensibilisation du 
public, le développement d'une gestion ra-
tionnelle de déchets dangereux et d'autres 
déchets et l'adoption de nouvelles techni-
ques peu polluantes. 

Article 11 

Accords bilatéraux, 
multilatéraux et régionaux 

1. Nonobstant les dispositions de l'arti-
cle 4, paragraphe 5, les Parties peuvent 
conclure des accords ou arrangements bi-
latéraux, multilatéraux ou régionaux tou-
chant les mouvements transfrontières de 
déchets dangereux ou d'autres déchets 
avec des Parties ou des non Parties à 
condition que de tels accords ou arrange-
ments ne dérogent pas à la gestion écologi-
quement rationnelle des déchets dangereux 
et d'autres déchets prescrite dans la pré-
sente Convention. Ces accords ou arrange-
ments doivent énoncer des dispositions qui 
ne sont pas moins écologiquement ration-
nelles que celles prévues dans la présente 
Convention, compte tenu notamment des 
intérêts des pays en développement. 

2. Les Parties notifient au Secrétariat tout 
accord ou arrangement bilatéral, multilatéral 
ou régional visé au paragraphe 1, ainsi que 
ceux qu'ils ont conclus avant l'entrée en 
vigueur a leur égard de la présente Conven-
tion aux fins de contrôler les mouvements 
transfrontières de déchets dangereux et 
d'autres déchets qui se déroulent entière- 

und wirksamere und leistungsfähigere 
Methoden zu verwirklichen, die ihre um-
weltgerechte Behandlung gewährlei-
sten, einschließlich der Untersuchung 
der wi rtschaftlichen, sozialen und um-
weltbezogenen Auswirkungen, die 
durch die Einführung solcher neuen 
oder verbesserten Technologien ent-
stehen; 

d) vorbehaltlich ihrer innerstaatlichen Ge-
setze, sonstigen Vorschriften und Leit-
vorstellungen aktiv bei der Weitergabe 
von Technologie und Behandlungssy-
stemen in bezug auf die umweltgerechte 
Behandlung gefährlicher Abfälle und an-
derer Abfälle zusammenarbeiten. Sie 
arbeiten auch bei der Entwicklung der 
technischen Mittel unter den Vertrags-
parteien zusammen, insbesondere 
wenn diese fachlicher Unterstützung auf 
diesem Gebiet bedürfen und darum er-
suchen; 

e) bei der Entwicklung geeigneter techni-
scher Richtlinien und/oder Handha-
bungscodes zusammenarbeiten. 

(3) Die Vertragsparteien wenden geeig-
nete Mittel zur Zusammenarbeit an, um den 
Entwicklungslände rn  bei der Durchführung 
des Artikels 4 Absatz 2 Buchstaben a, b, c 
und d zu helfen. 

(4) Unter Berücksichtigung der Bedürfnis

-

se der Entwicklungsländer wird die Zusam-
menarbeit zwischen den Vertragsparteien 
und den zuständigen internationalen Orga-
nisationen ermutigt, um unter anderem das 
Bewußtsein der Öffentlichkeit, die Entwick-
lung umweltgerechter Behandlung gefähr-
licher Abfälle und anderer Abfälle und die 
Einführung neuer abfallarmer Technologien 
zu fördern. 

Artikel 11 

Zweiseitige, mehrseitige 
und regionale Übereinkünfte 

(1) Unbeschadet des Artikels 4 Absatz 5 
können die Vertragsparteien zweiseitige, 
mehrseitige und regionale Übereinkünfte 
oder andere Vereinbarungen über die 
grenzüberschreitende Verbringung gefähr-
licher Abfälle oder anderer Abfälle mit Ver-
tragsparteien oder Nichtvertragsparteien 
schließen, sofern diese Übereinkünfte oder 
anderen Vereinbarungen nicht von der in 
diesem Übereinkommen vorgeschriebenen 
umweltgerechten Behandlung gefährlicher 
Abfälle und anderer Abfälle abweichen. Die-
se Übereinkünfte oder anderen Vereinba-
rungen müssen Bestimmungen enthalten, 
die nicht weniger umweltgerecht sind als die 
in dem Übereinkommen vorgesehenen; da-
bei sind die Interessen der Entwicklungslän-
der besonders zu berücksichtigen. 

(2) Die Vertragsparteien notifizieren dem 
Sekretariat alle in Absatz 1 genannten 
zweiseitigen, mehrseitigen oder regionalen 
Übereinkünfte oder anderen Vereinbarun-
gen sowie alle Übereinkünfte und anderen 
Vereinbarungen, die sie, bevor dieses Über-
einkommen für sie in Kraft trat, zum Zweck 
der Kontrolle der ausschließlich zwischen 
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place entirely among the Pa rties to such 
agreements. The provisions of this Conven-
tion shall not affect transboundary move-
ments which take place pursuant to such 
agreements provided that such agreements 
are compatible with the environmentally 
sound management of hazardous wastes 
and other wastes as required by this Con-
vention. 

Article 12 

Consultations 
on Liability 

The Parties shall co-operate with a view 
to adopting, as soon as practicable, a proto-
col setting out appropriate rules and pro-
cedures in the field of liability and compen-
sation for damage resulting from the trans-
boundary movement and disposal of ha-
zardous wastes and other wastes. 

Article 13 
Transmission of Information 

1. The Parties shall, whenever it comes to 
their knowledge, ensure that, in the case of 
an accident occurring during the transbound-
ary movement of hazardous wastes or other 
wastes or their disposal, which are likely to 
present risks to human health and the en-
vironment in other States, those states are 
immediately informed. 

2. The Parties shall inform each other, 
through the Secretariat, of: 

(a) Changes regarding the designation of 
competent authorities and/or focal 
points, pursuant to Article 5; 

(b) Changes in their national definition of 
hazardous wastes, pursuant to Arti-
cle 3; 

and, as soon as possible, 

(c) Decisions made by them not to con-
sent totally or partially to the impo rt  of 
hazardous wastes or other wastes for 
disposal within the area under their 
national jurisdiction; 

(d) Decisions taken by them to limit or 
ban the export of hazardous wastes or 
other wastes; 

(e) Any other information required pur-
suant to paragraph 4 of this Article. 

3. The Parties, consistent with national 
laws and regulations, shall transmit, through 
the Secretariat, to the Conference of the 
Parties established under Article 15, before 
the end of each calendar year, a repo rt  on 
the previous calendar year, containing the 
following information: 

ment entre les Parties auxdits accords. Les 
dispositions de la présente Convention sont 
sans effet sur les mouvements transfron-
tières conformes à de tels accords à condi-
tion que ceux-ci soient compatibles avec la 
gestion écologiquement rationnelle des dé-
chets dangereux et d'autres déchets tel que 
prescrit dans la présente Convention. 

Article 12 
Consultations 

sur les questions de responsabilité 

Les Parties coopèrent en vue d'adopter le 
plus tôt possible un protocole établissant les 
procédures appropriées en ce qui concerne 
la responsabilité et l'indemnisation en cas 
de dommages résultant d'un mouvement 
transfrontière de déchets dangereux et 
d'autres déchets. 

Article 13 
Communication de renseignements 
1. Les Parties veillent à ce que, chaque 

fois qu'ils en ont connaissance, en cas d'ac-
cident survenu au cours du mouvement 
transfrontière de déchets dangereux ou 
d'autres déchets ou de leur élimination sus-
ceptible de présenter des risques pour la 
santé humaine et l'environnement d'autres 
Etats, ceux-ci soient immédiatement infor-
més. 

2. Les Parties s'informent mutuellement 
par l'intermédiaire du Secrétariat: 

a) Des changements concernant la dési-
gnation des autorités compétentes et/ou 
des correspondants, conformément à 
l'article 5; 

b) Des changements dans la définition na-
tionale des déchets dangereux, confor-
mément à l'article 3; 

et, dès que possible, 

c) Des décisions prises par elles de ne pas 
autoriser, en totalité ou en partie, 
l'importation de déchets dangereux ou 
d'autres déchets pour élimination dans 
une zone relevant de leur compétence 
nationale; 

d) Des décisions prises par elles pour limi-
ter ou interdire les exportations de dé-
chets dangereux ou d'autres déchets; 

e) De tout autre renseignement demandé 
conformément au paragraphe 4 du pré-
sent article. 

3. Les Parties conformément aux lois et 
réglementations nationales, transmettent à 
la Conférence des Parties instituée en appli-
cation de l'article 15, par l'intermédiaire du 
Secrétariat, et avant la fin de chaque année 
civile, un rapport sur l'année civile précé-
dente contenant les renseignements sui-
vants: 

den Vertragsparteien der Übereinkünfte er-
folgenden grenzüberschreitenden Verbrin-
gung gefährlicher Abfälle und anderer Ab-
fälle geschlossen haben. Das Übereinkom-
men berührt nicht die aufgrund solcher 
Übereinkünfte erfolgende grenzüberschrei-
tende Verbringung, sofern die Übereinkünf-
te mit der in dem Übereinkommen vorge-
schriebenen umweltgerechten Behandlung 
gefährlicher Abfälle und anderer Abfälle ver-
einbar sind. 

Artikel 12 
Konsultationen 

über Haftungsfragen 

Die Vertragsparteien arbeiten zusam-
men, um so bald wie möglich ein Protokoll 
anzunehmen, das geeignete Regeln und 
Verfahren hinsichtlich der Haftung und des 
Ersatzes für Schäden festlegt, die sich aus 
der grenzüberschreitenden Verbringung 
und der Entsorgung gefährlicher Abfälle 
und anderer Abfälle ergeben. 

Artikel 13 
Übermittlung von Informationen 

(1) Die Vertragsparteien sorgen dafür, 
daß im Fall eines ihnen bekannt werdenden 
Unfalls, der sich bei der grenzüberschrei-
tenden, Verbringung gefährlicher Abfälle 
oder anderer Abfälle oder bei deren Entsor-
gung ereignet und der in anderen Staaten 
die menschliche Gesundheit und die Um-
welt gefährden könnte, diese Staaten sofort 
benachrichtigt werden. 

(2) Die Vertragsparteien informieren ein-
ander über das Sekretariat von 

a) Änderungen hinsichtlich der Bestim-
mung der zuständigen Behörden und/ 
oder Anlaufstellen nach Artikel 5; 

b) Änderungen ihrer innerstaatlichen Be-
griffsbestimmung von gefährlichen Ab-
fällen nach Artikel 3; 

und, so bald wie möglich, von 

c) den von ihnen getroffenen Beschlüssen, 
der Einfuhr gefährlicher Abfälle oder an-
derer Abfälle zum Zweck der Entsor-
gung in dem ihrer staatlichen Hoheitsge-
walt unterstehenden Gebiet ganz oder 
teilweise nicht zuzustimmen; 

d) den von ihnen getroffenen Beschlüssen, 
die Ausfuhr gefährlicher Abfälle oder an-
derer Abfälle zu beschränken oder zu 
verbieten; 

e) allen anderen in Absatz 4 vorgeschrie-
benen Informationen. 

(3) Die Vertragsparteien übermitteln ent-
sprechend ihren innerstaatlichen Gesetzen 
und sonstigen Vorschriften der nach Arti-
kel 15 eingesetzten Konferenz der Ver-
tragsparteien vor dem Ende jedes Kalen-
derjahrs über das Sekretariat einen Bericht 
über das vorangegangene Kalenderjahr mit 
folgenden Informationen: 
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(a) Competent authorities and focal points 
that have been designated by them 
pursuant to Article 5; 

(b) Information regarding transboundary 
movements of hazardous wastes or 
other wastes in which they have been 
involved, including: 

(i) The amount of hazardous wastes 
and other wastes exported, their 
category, characteristics, desti-
nation, any transit country  and 
disposal method as stated on the 
response to notification; 

(ii) The amount of hazardous wastes 
and other wastes imported, their 
category, characteristics, origin, 
and disposal methods; 

(iii) Disposals which did not proceed 
as intended; 

(iv) Efforts to achieve a reduction of 
the amount of hazardous wastes 
or other wastes subject to trans-
boundary movement; 

(c) Information on the measures adopted 
by them in implementation of this 
Convention; 

(d) Information on available qualified sta-
tistics which have been compiled by 
them on the effects on human health 
and the environment of the generation, 
transportation and disposal of hazard-
ous wastes or other wastes; 

(e) Information concerning bilateral, multi-
lateral and regional agreements and 
arrangements entered into pursuant to 
Article 11 of this Convention; 

(f) Information on accidents occurring dur-
ing the transboundary movement and 
disposal of hazardous wastes and 
other wastes and on the measures un-
dertaken to deal with them; 

(g) Information on disposal options oper-
ated within the area of their national 
jurisdiction; 

(h) Information on measures undertaken 
for development of technologies for the 
reduction and/or elimination of produc-
tion of hazardous wastes and other 
wastes, and 

(i) Such other matters as the Conference 
of the Parties shall deem relevant. 

4. The Parties, consistent with national 
laws and regulations, shall ensure that 
copies of each notification concerning any 
given transboundary movement of hazard-
ous wastes or other wastes, and the re-
sponse to it, are sent to the Secretariat 

a) Les autorités compétentes et les corres-
pondants qui ont été désignés par elles, 
conformément à l'article 5; 

b) Des renseignements sur les mouve-
ments transfrontières de déchets dan-
gereux ou d'autres déchets auxquels 
elles ont participé, et notamment: 

i) La quantité de déchets dangereux 
et d'autres déchets exportée, la ca-
tégorie à laquelle ils appartiennent 
et leurs caractéristiques, leur des-
tination, le pays éventuel de transit 
et la méthode d'élimination utilisée 
comme spécifiée dans leur prise de 
position; 

ii) La quantité de déchets dangereux 
et d'autres déchets importée, la ca-
tégorie à laquelle ils appartiennent 
et leurs caractéristiques, leur ori-
gine et la méthode d'élimination 
utilisée; 

iii) Les éliminations auxquelles il n'a 
pas été procédé comme prévu; 

iv) Les efforts entrepris pour parvenir 
à réduire le volume de déchets 
dangereux ou d'autres déchets fai-
sant l'objet de mouvements trans-
frontières. 

c) Des renseignements sur les mesures 
adoptées par elles en vue de l'applica-
tion de la présente Convention; 

d) Des renseignements sur les données 
statistiques pertinentes qu'elles ont 
compilées touchant les effets de la pro-
duction, du transport et de l'élimination 
de déchets dangereux ou d'autres dé-
chets sur la santé humaine et l'environ-
nement; 

e) Des renseignements sur les accords et 
arrangements bilatéraux, multilatéraux 
et régionaux conclus en application de 
l'article 12 de la présente Convention; 

f) Des renseignements sur les accidents 
survenus durant les mouvements trans-
frontières et l'élimination de déchets 
dangereux et d'autres déchets et sur les 
mesures prises pour y faire face; 

g) Des renseignements sur les diverses 
méthodes d'élimination utilisées dans la 
zone relevant de leur compétence na-
tionale; 

h) Des renseignements sur les mesures 
prises pour la mise au point de techni-
ques tendant à réduire et/ou à éliminer 
la production de déchets dangereux et 
d'autres déchets; 

i) Tous autres renseignements sur les 
questions que la Conférence des Par-
ties peut juger utiles. 

4. Les Parties conformément aux lois et 
réglementations nationales, veillent à ce 
qu'une copie de chaque notification concer-
nant un mouvement transfrontière donné de 
déchets dangereux ou d'autres déchets et 
de chaque prise de position y relative soit 

a) die von ihnen nach Artikel 5 bestimmten 
zuständigen Behörden und Anlaufstel-
len; 

b) Informationen über die grenzüberschrei-
tende Verbringung gefährlicher Abfälle 
oder anderer Abfälle, an der sie beteiligt 
waren, darunter 

i) die Menge der ausgeführten gefähr-
lichen Abfälle und anderen Abfälle, 
ihre Gruppe, ihre Eigenschaften, ih-
ren Bestimmungsort, einen etwaigen 
Durchfuhrstaat und die Entsor-
gungsmethode entsprechend den 
Angaben in der Antwort auf die Noti-
fikation; 

ii) die Menge der eingeführten gefährli-
chen Abfälle und anderen Abfälle, 
ihre Gruppe, Eigenschaften, Her-
kunft und Entsorgungsmethoden; 

iii) Entsorgungen, die nicht planmäßig 
verliefen; 

iv) Bemühungen zur Verringerung der 
Menge der gefährlichen Abfälle oder 
anderen Abfälle, die grenzüber-
schreitend verbracht werden sollen; 

c) Informationen über die von ihnen getrof-
fenen Maßnahmen zur Durchführung 
dieses Übereinkommens; 

d) Informationen über die von ihnen zu-
sammengestellten verfügbaren aussa-
gefähigen Statistiken über die Auswir-
kungen der Erzeugung, Beförderung 
und Entsorgung gefährlicher Abfälle 
oder anderer Abfälle auf die menschli-
che Gesundheit und die Umwelt; 

e) Informationen über die nach Artikel 11 
dieses Übereinkommens geschlosse-
nen zweiseitigen, mehrseitigen und re-
gionalen Übereinkünfte und anderen 
Vereinbarungen; 

f) Informationen über Unfälle, die sich bei 
der grenzüberschreitenden Verbringung 
und bei der Entsorgung gefährlicher Ab-
fälle und anderer Abfälle ereignet ha-
ben, sowie über die zu ihrer Bewältigung 
getroffenen Maßnahmen; 

g) Informationen über die in dem ihrer in-
nerstaatlichen Hoheitsgewalt unterste-
henden Gebiet angewandten Entsor-
gungsverfahren; 

h) Informationen über Maßnahmen zur 
Entwicklung von Technologien zur Ver-
ringerung und/oder Vermeidung des An-
falls von gefährlichen Abfällen und an-
deren Abfällen und 

i) alle weiteren Informationen, die von der 
Konferenz der Vertragsparteien als 
sachdienlich erachtet werden. 

(4) Die Vertragsparteien sorgen in Über-
einstimmung mit ihren innerstaatlichen Ge-
setzen und sonstigen Vorschriften dafür, 
daß Abschriften jeder Notifikation über eine 
bestimmte grenzüberschreitende Verbrin-
gung gefährlicher Abfälle oder anderer Ab- 
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when a  Party  considers that its environment 
may be affected by that transboundary 
movement has requested that this should 
be done. 

Article 14 

Financial Aspects 

1. The Parties agree that, according to 
the specific needs of different regions and 
subregions, regional or su b-regional centres 
for training and technology transfers regard-
ing the management of hazardous wastes 
and other wastes and the minimization of 
their generation should be established. The 
Parties shall decide on the establishment of 
appropriate funding mechanisms of a volun-
tary nature. 

2. The Pa rties shall consider the estab-
lishment of a revolving fund to assist on an 
interim basis in case of emergency situ-
ations to minimize damage from accidents 
arising from transboundary movements of 
hazardous wastes and other wastes or dur-
ing the disposal of those wastes. 

Article 15 

Conference of the Parties 

1. A Conference of the Pa rties is hereby 
established. The first meeting of the Confer-
ence of the Pa rt ies shall be convened by the 
Executive Director of UNEP not later than 
one year after the entry into force of this 
Convention. Thereafter, ordinary meetings 
of the Conference of the Pa rties shall be 
held at regular intervals to be determined by 
the Conference at its first meeting. 

2. Extraordinary meetings of the Confer-
ence of the Pa rties shall be held at such 
other times as may be deemed necessary 
by the Conference, or at the written request 
of any Party,  provided that, within six 
months of the request being communicated 
to them by the Secretariat, it is supported by 
at least one third of the Pa rties. 

3. The Conference of the Pa rties shall by 
consensus agree upon and adopt rules of 
procedure for itself and for any subsidiary 
body it may establish, as well as financial 
rules to determine in particular the financial 
participation of the Parties under this Con-
vention. 

4. The Pa rties at their first meeting shall 
consider any additional measures needed 
to assist them in fulfilling their responsibil-
ities with respect to the protection and the 
preservation of the marine environment in 
the context of this Convention. 

5. The Conference of the Pa rties shall 
keep under continuous review and evalu-
ation the effective implementation of this 
Convention, and, in addition, shall:  

envoyée au Secrétariat, lorsqu'une Partie 
dont l'environnement risque d'être affecté 
par ledit mouvement transfrontière l'a de-
mandé. 

Article 14 
Questions financières 

1. Les Parties conviennent de créer, en 
fonction des besoins particuliers de différen-
tes régions et sous-régions, des centres 
régionaux ou sous-régionaux de formation 
et de transfert de technologie pour la ges-
tion des déchets dangereux et d'autres dé-
chets et la réduction de leur production. Les 
Parties décideront de l'institution de méca-
nismes appropriés de financement de ca-
ractère volontaire. 

2. Les Parties envisageront la création 
d'un fonds renouvelable pour aider à titre 
provisoire à faire face aux situations d'ur-
gence afin de limiter au minimum les dom-
mages entraînés par des accidents décou-
lant du mouvement transfrontière ou de l'éli-
mination de déchets dangereux et d'autres 
déchets. 

Article 15 
Conférence des Parties 

1. Il est institué une Conférence des Par-
ties. La première session de la Conférence 
des Parties sera convoquée par le Directeur 
exécutif du PNUE un an au plus tard après 
l'entrée en vigueur de la présente Conven-
tion. Par la suite, les sessions ordinaires de 
la Conférence des Parties auront lieu régu-
lièrement, selon la fréquence déterminée 
par la Conférence à sa première session. 

2. Des sessions extraordinaires de la 
Conférence des Parties pourront avoir lieu à 
tout autre moment si la Conférence le juge 
nécessaire, ou à la demande écrite d'une 
Partie, sous réserve que cette demande soit 
appuyée par un tiers au moins des Parties 
dans les six mois suivant sa communication 
auxdites Parties par le Secrétariat. 

3. La Conférence des Parties arrêtera et 
adoptera par consensus son propre règle-
ment intérieur et celui de tout organe subsi-
diaire qu'elle pourra créer, ainsi que le rè-
glement financier qui fixera en particulier la 
participation financière des Parties au titre 
de la présente Convention. 

4. A leur première réunion, les Parties 
examineront toutes mesures supplémen-
taires qui seraient nécessaires pour les ai-
der à s'acquitter de leurs responsabilités en 
ce qui concerne la protection et la sauvegar-
de du milieu marin dans le cadre de la 
présente Convention. 

5. La Conférence des Parties examine en 
permanence l'application de la présente 
Convention et, en outre:  

fälle und der Antwort darauf an das Sekreta-
riat gesandt werden, wenn eine Vertrags-
partei, die der Ansicht ist, daß ihre Umwelt 
durch diese grenzüberschreitende Verbrin-
gung beeinträchtigt werden könnte, darum 
ersucht. 

Artikel 14 

Finanzielle Fragen 

(1) Die Vertragsparteien kommen über-
ein, daß entsprechend den besonderen Be-
dürfnissen verschiedener Regionen und 
Subregionen regionale oder subregionale 
Zentren für Ausbildung und für die Weiter-
gabe von Technologie in bezug auf die Be-
handlung gefährlicher Abfälle und anderer 
Abfälle und der möglichst weitgehenden 
Vermeidung ihrer Erzeugung errichtet wer-
den sollen. Die Vertragsparteien beschlie-
ßen die Schaffung angemessener Mecha-
nismen zur freiwilligen Finanzierung. 

(2) Die Vertragsparteien erwägen die Er-
richtung eines revolvierenden Fonds, der 
als Übergangslösung in Notfällen helfen 
kann, die durch die grenzüberschreitende 
Verbringung gefährlicher Abfälle und ande-
rer Abfälle oder die Entsorgung dieser Ab-
fälle entstehenden Schäden auf ein Min-
destmaß zu beschränken. 

Artikel 15 

Konferenz der Vertragsparteien 

(1) Hiermit wird eine Konferenz der Ver-
tragsparteien eingesetzt. Die erste Tagung 
der Konferenz der Vertragsparteien, wird 
vom Exekutivdirektor des UNEP spätestens 
ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Überein-
kommens einberufen. Danach finden or-
dentliche Tagungen der Konferenz der Ver-
tragsparteien in regelmäßigen Abständen 
statt , die von der Konferenz auf ihrer ersten 
Tagung festgelegt werden. 

(2) Außerordentliche Tagungen der Kon-
ferenz der Vertragsparteien finden sta tt , 
wenn es die Konferenz für notwendig erach-
tet oder eine Vertragspartei schriftlich be-
antragt, sofern dieser Antrag binnen sechs 
Monaten nach seiner Übermittlung durch 
das Sekretariat von mindestens einem Drit-
tel der Vertragsparteien unterstützt wird. 

(3) Die Konferenz der Vertragsparteien 
vereinbart und beschließt durch Konsens 
für sich selbst und für gegebenenfalls von 
ihr einzusetzende Nebenorgane eine Ge-
schäftsordnung sowie eine Finanzordnung, 
die insbesondere die finanzielle Beteiligung 
der Vertragsparteien dieses Übereinkom-
mens regelt. 

(4) Die Vertragsparteien prüfen auf ihrer 
ersten Tagung gegebenenfalls erforderliche 
zusätzliche Maßnahmen, die ihnen bei der 
Erfüllung ihrer Verantwortlichkeiten für den 
Schutz und die Bewahrung der Meeresum-
welt im Rahmen dieses Übereinkommens 
helfen können. 

(5) Die Konferenz der Vertragsparteien 
prüft und bewe rtet laufend die wirksame 
Durchführung dieses Übereinkommens; 
außerdem 
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(a) Promote the harmonization of appro-
priate 	policies, 	strategies 	and 
measures for minimizing harm to hu-
man health and the environment by 
hazardous wastes and other wastes; 

(b) Consider and adopt, as required, 
amendments to this Convention and 
its annexes, taking into consideration, 
inter alla, available scientific, technical, 
economic and environmental informa-
tion; 

(c) Consider and undertake any additional 
action that may be required for the 
achievement of the purposes of this 
Convention in the light of experience 
gained in its operation and in the 
operation of the agreements and ar-
rangements envisaged in A rticle 11; 

(d) Consider and adopt protocols as re-
quired; and 

(e) Establish such subsidiary bodies as 
are deemed necessary for the im-
plementation of this Convention. 

6. The United Nations, its specialized 
agencies, as well as any State not party to 
this Convention, may be represented as 
observers at meetings of the Conference of 
the Parties. Any other body or agency, 
whether national or inte rnational, govern-
mental or non-governmental, qualified in 
fields relating to hazardous wastes or other 
wastes which has informed the Secretariat 
of its wish to be represented as an obse rver 
at a meeting of the Conference of the Par-
ties, may be admitted unless at least one 
third of the Pa rties present object. The ad-
mission and pa rticipation of observers shall 
be subject to the rules of procedure adopted 
by the Conference of the Pa rties. 

7. The Conference of the Pa rties shall 
undertake three years after the entry into 
force of this Convention, and at least every 
six years thereafter, an evaluation of its 
effectiveness and, if deemed necessary, to 
consider the adoption of a complete or par-
tial ban of transboundary movements of 
hazardous wastes and other wastes in light 
of the latest scientific, environmental, tech-
nical and economic information. 

Article 16 

Secretariat 

1. The functions of the Secretariat shall 
be: 

(a) To arrange for and se rvice meetings 
provided for in Article 15 and 17; 

(b) To prepare and transmit reports based 
upon information received in accord- 

a) encourage l'harmonisation des politi-
ques, stratégies et mesures nécessaires 
pour réduire au minimum les dommages 
causés à la santé humaine et à l'envi-
ronnement par les déchets dangereux et 
d'autres déchets; 

b) examine et adopte, selon qu'il convient, 
les amendements à la présente 
Convention et à ses annexes, compte 
tenu notamment des informations 
scientifiques, techniques, économiques 
et écologiques disponibles; 

c) examine et prend toute autre mesure 
nécessaire à la poursuite des objectifs 
de la présente Convention en fonction 
des enseignements tirés de son appli-
cation ainsi que de l'application des 
accords et arrangements envisagés à 
l'article 11; 

d) examine et adopte des protocoles en 
tant que de besoin; 

e) crée les organes subsidiaires jugés né-
cessaires à l'application de la présente 
Convention. 

6. L'Organisation des Nations Unies et 
ses institutions spécialisées, de même que 
tout Etat non Partie à la présente Conven-
tion, peuvent se faire représenter en qualité 
d'observateurs aux sessions de la Confé-
rence des Parties. Tout autre organe ou 
organisme national ou international, gouver-
nemental ou non gouvernemental, qualifié 
dans les domaines liés aux déchets dange-
reux ou d'autres déchets qui a informé le 
Secrétariat de son désir de se faire repré-
senter en qualité d'observateur à une ses-
sion de la Conférence des Parties peut être 
admis à y prendre part, à moins qu'un tiers 
au moins des Parties présentes n'y fasse 
objection. L'admission et la participation des 
observateurs sont subordonnées au res-
pect du règlement intérieur adopté par la 
Conférence des Parties. 

7. Trois ans après l'entrée en vigueur de 
la présente Convention, et par la suite au 
moins tous les six ans, la Conférence des 
Parties entreprend une évaluation de son 
efficacité et, si elle le juge nécessaire, envi-
sage l'adoption d'une interdiction totale ou 
partielle des mouvements transfrontières de 
déchets dangereux et d'autres déchets à la 
lumière des informations scientifiques, en-
vironnementales, techniques et économi-
ques les plus récentes. 

Article 16 
Secrétariat 

1. Les fonctions du Secrétariat sont les 
suivantes: 

a) Organiser les réunions prévues aux arti-
cles 15 et 17 et en assurer le service; 

b) Etablir et transmettre des rapports fon-
dés sur les renseignements reçus 

a) fördert sie die Angleichung geeigneter 
Leitvorstellungen, Strategien und Maß-
nahmen zur Verringerung der Schädi-
gung der menschlichen Gesundheit und 
der Umwelt durch gefährliche Abfälle 
und andere Abfälle; 

b) prüft sie und beschließt gegebenenfalls 
Änderungen des Übereinkommens und 

seiner Anlagen, unter anderem unter 
Berücksichtigung verfügbarer wissen-
schaftlicher, technischer, wirtschaftli-
cher und ökologischer Informationen; 

c) prüft und ergreift sie weitere Maßnah-
men, die zur Erreichung der Zwecke des 
Übereinkommens aufgrund der durch 
die Wirkungsweise des Übereinkom-
mens und der in Artikel 11 vorgesehe-
nen Übereinkünfte und anderen Verein-
barungen gewonnenen Erfahrungen er-
forderlich sind; 

d) prüft sie und beschließt gegebenenfalls 
Protokolle und 

e) setzt sie die für die Durchführung des 
Übereinkommens für notwendig erach-
teten Nebenorgane ein. 

(6) Die Vereinten Nationen, ihre Sonder-
organisationen sowie jeder Staat, der nicht 
Vertragspartei dieses Übereinkommens ist, 
können auf den Tagungen der Konferenz 
der Vertragsparteien als Beobachter vertre-
ten sein. Andere nationale oder internatio-
nale, staatliche oder nichtstaatliche Stellen 
oder Einrichtungen, die auf Gebieten im 
Zusammenhang mit gefährlichen Abfällen 
und anderen Abfällen fachlich befähigt sind 
und dem Sekretariat ihren Wunsch mitge-
teilt haben, auf einer Tagung der Konferenz 
der Vertragsparteien als Beobachter vertre-
ten zu sein, können zugelassen werden, 
sofern nicht mindestens ein Drittel der an-
wesenden Vertragsparteien widerspricht. 
Die Zulassung und Teilnahme von Beob-
achtern unterliegen der von der Konferenz 
der Vertragsparteien beschlossenen Ge-
schäftsordnung. 

(7) Die Konferenz der Vertragsparteien 
nimmt drei Jahre nach Inkrafttreten dieses 
Übereinkommens und mindestens alle 
sechs Jahre danach eine Bewe rtung ihrer 
Wirksamkeit vor und prüft, wenn sie es für 
notwendig erachtet, die Annahme eines 
vollständigen oder teilweisen Verbots der 
grenzüberschreitenden Verbringung gefähr-
licher Abfälle und anderer Abfälle im Licht 
der jüngsten wissenschaftlichen, ökologi-
schen, technischen und wirtschaftlichen In-
formationen. 

Artikel 16 

Sekretariat 

(1) Das Sekretariat hat folgende Aufga-
ben: 

a) Es veranstaltet die in den Artikeln 15 
und 17 vorgesehenen Tagungen und 
stellt die entsprechenden Dienste be-
reit; 

b) es erarbeitet und übermittelt Berichte 
aufgrund der nach den Artikeln 3, 4, 6, 
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ance with Articles 3, 4, 6, 11 and 13 as 
well as upon information derived from 
meetings of subsidiary bodies estab-
lished under Article 15 as well as upon, 
as appropriate, information provided by 
relevant intergovernmental and non-
governmental entities; 

(c) To prepare reports on its activities car-
ried out in implementation of its func-
tions under this Convention and pre-
sent them to the Conference of the 
Parties; 

(d) To ensure the necessary coordination 
with relevant inte rnational bodies, and 
in particular to enter into such admini-
strative and contractual arrangements 
as may be required for the effective 
discharge of its functions; 

(e) To communicate with focal points and 
competent authorities established by 
the Parties in accordance with Article 5 
of this Convention; 

(f) To compile information concerning au-
thorized national sites and facilities of 
Parties available for the disposal of 
their hazardous wastes and other 
wastes and to circulate this information 
among Parties; 

(g) To receive and convey information 
from and to Pa rties on: 

— sources of technical assistance 
and training; 

— available technical and scientific 
know-how; 

— sources of advice and expe rtise; 
and 

— availability of resources 

with a view to assisting them, upon 
request, in such areas as: 

— the handling of the notification sys-
tem of this Convention; 

— the management of hazardous 
wastes and other wastes; 

— environmentally sound technolo-
gies relating to hazardous wastes 
and other wastes, such as low- and 
non-waste technology; 

— the assessment of disposal capa-
bilities and sites; 

— the monitoring of hazardous wastes 
and other wastes; and 

— emergency responses; 

(h) To provide Pa rties, upon request, with 
information on consultants or consult-
ing firms having the necessary technic-
al competence in the field, which can 
assist them to examine a notification 
for a transboundary movement, the 
concurrence of a shipment of hazard-
ous wastes or other wastes with the 

conformément aux articles 3, 4, 5, 6, 11 
et 13 ainsi que sur les renseignements 
obtenus à l'occasion des réunions des 
organes subsidiaires créés en vertu de 
l'article 15 et, le cas échéant, sur les 
renseignements fournis par les organis-
mes intergouvernementaux ou non gou-
vernementaux compétents; 

c) Etablir des rapports sur les activités me-
nées dans l'exercice des fonctions qui 
lui sont assignées en vertu de la présen-
te Convention et les présenter à la 
Conférence des Parties; 

d) Assurer la coordination nécessaire avec 
les organismes internationaux compé-
tents, et en particulier conclure les ar-
rangements administratifs et contrac-
tuels qui pourraient lui être nécessaires 
pour s'acquitter efficacement de ses 
fonctions; 

e) Communiquer avec les correspondants 
et autorités compétentes désignés par 
les Parties conformément à l'article 5 de 
la présente Convention; 

f) Recueillir des renseignements sur les 
installations et les sites nationaux 
agréés disponibles pour l'élimination de 
leurs déchets dangereux et d'autres dé-
chets et diffuser ces renseignements 
auprès des Parties. 

g) Recevoir les renseignements en prove-
nance des Parties et communiquer à 
celles-ci des informations sur: 

— les sources d'assistance technique 
et de formation; 

— les compétences techniques et 
scientifiques disponibles; 

— les sources de conseils et de ser-
vices d'expert; et 

— les ressources disponibles 

pour les aider, sur leur demande, dans 
des domaines tels que: 

— l'administration du système de notifi-
cation prévue par la présente 
Convention; 

— la gestion des déchets dangereux et 
d'autres déchets; 

— les techniques écologiquement ra-
tionnelles se rapportant aux déchets 
dangereux et d'autres déchets telles 
que les techniques peu polluantes et 
sans déchets; 

— l'évaluation des moyens et sites d'é-
limination; 

— la surveillance des déchets dange-
reux et d'autres déchets; et 

— les interventions en cas d'urgence; 

h) Communiquer aux Parties, sur leur 
demande, les renseignements sur les 
consultants ou bureaux d'études ayant 
les compétences techniques requises 
en la matière qui pourront les aider à 
examiner une notification de mouve-
ment transfrontière, à vérifier qu'une ex-
pédition de déchets dangereux et d'au- 

11 und 13 erhaltenen Informationen, der 
Informationen, die von den Tagungen 
der nach Artikel 15 eingesetzten Neben-
organe stammen, sowie gegebenenfalls 
der Informationen, die von einschlägi-
gen zwischenstaatlichen und nichtstaat-
lichen Stellen zur Verfügung gestellt 
werden; 

c) es erarbeitet Berichte über seine Tätig-
keiten bei der Durchführung seiner Auf-
gaben im Rahmen dieses Übereinkom-
mens und legt sie der Konferenz der 
Vertragsparteien vor; 

d) es sorgt für die notwendige Koordinie-
rung mit einschlägigen internationalen 
Stellen und schließt insbesondere die 
für die wirksame Erfüllung seiner Aufga-
ben notwendigen verwaltungsmäßigen 
und vertraglichen Vereinbarungen; 

e) es steht mit den nach Artikel 5 dieses 
Übereinkommens von den Vertragspar-
teien eingerichteten Anlaufstellen und 
zuständigen Behörden in Verbindung; 

f) es sammelt Informationen über geneh-
migte nationale Deponien und Anlagen 
von Vertragsparteien, die für die Entsor-
gung gefährlicher Abfälle und anderer 
Abfälle zur Verfügung stehen, und leitet 
diese Informationen an die Vertragspar-
teien weiter; 

g) es nimmt Informationen von Vertrags-
parteien entgegen und übermittelt ihnen 
Informationen darüber, wo 

— technische Hilfe und Ausbildung zu 
erhalten sind; 

—technische und wissenschaftliche 
Fachkenntnisse verfügbar sind; 

— Beratung und Sachkenntnis zu erhal-
ten sind; 

— Ressourcen verfügbar sind, 

um ihnen auf Ersuchen auf Gebieten 
wie etwa den folgenden zu helfen: 

— Handhabung des in diesem Überein-
kommen vorgesehenen Notifika-
tionssystems; 

— Behandlung gefährlicher Abfälle und 
anderer Abfälle; 

— umweltgerechte Technologien in be-
zug auf gefährliche Abfälle und ande-
re Abfälle wie etwa abfallarme und 
abfallfreie Technologien; 

— Bewertung der Entsorgungsmöglich-
keiten und Deponien; 

— Überwachung gefährlicher Abfälle 
und anderer Abfälle und 

— Gegenmaßnahmen in Notfällen; 

h) es stellt den Vertragsparteien auf Ersu-
chen Informationen über Berater oder 
Beratungsfirmen mit der erforderlichen 
technischen Eignung zur Verfügung, die 
ihnen helfen können, die Notifikation 
über eine grenzüberschreitende Ver-
bringung, die Übereinstimmung einer 
Sendung gefährlicher Abfälle und ande- 
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relevant notification, and/or the fact 
that the proposed disposal facilities for 
hazardous wastes or other wastes are 
environmentally sound, when they 
have reason to believe that the wastes 
in question will not be managed in an 
environmentally sound manner. Any 
such examination would not be at the 
expense of the Secretariat; 

(i) To assist Pa rties upon request in their 
identification of cases of illegal traffic 
and to circulate immediately to the Par-
ties concerned any information it has 
received regarding illegal traffic; 

(j) To co-operate with Pa rties and with 
relevant and competent international 
organizations and agencies in the pro-
vision of expe rts and equipment for the 
purpose of rapid assistance to States 
in the event of an emergency situation; 
and 

(k) To perform such other functions rele-
vant to the purposes of this Convention 
as may be determined by the Confer-
ence of the Pa rties. 

2. The secretariat functions will be carried 
out on an interim basis by UNEP until the 
completion of the first meeting of the Con-
ference of the Pa rties held pursuant to A rti-
cle 15. 

3. At its first meeting, the Conference of 
the Pa rties shall designate the Secretariat 
from among those existing competent inter-
governmental organizations which have sig-
nified their willingness to car ry  out the sec-
retariat functions under this Convention. At 
this meeting, the Conference of the Pa rties 
shall also evaluate the implementation by 
the interim Secretariat of the functions as-
signed to it, in particular under paragraph 1 
above, and decide upon the structures ap-
propriate for those functions. 

Article 17 
Amendment of the Convention 

1. Any Party may propose amendments 
to this Convention and any Party  to a proto-
col may propose amendments to that pro-
tocol. Such amendments shall take due ac-
count, inter alia, of relevant scientific and 
technical considerations. 

2. Amendments to this Convention shall 
be adopted at a meeting of the Conference 
of the Pa rties. Amendments to any protocol 
shall be adopted at a meeting of the Parties 
to the protocol in question. The text of any 
proposed amendment to this Convention or 
to any protocol, except as may otherwise be 
provided in such protocol, shall be commun-
icated to the Pa rties by the Secretariat at 
least six months before the meeting at 
which it is proposed for adoption. The Sec- 

tres déchets est conforme à la notifica-
tion pertinente et/ou que les installations 
proposées pour l'élimination des dé-
chets dangereux ou d'autres déchets 
sont écologiquement rationnelles, lors-
qu'elles ont des raisons de croire que 
les déchets en question ne feront pas 
l'objet d'une gestion écologiquement 
rationnelle. Tout examen de ce genre ne 
serait pas à la charge du Secrétariat; 

i) Aider les Parties, sur leur demande, à 
déceler les cas de trafic illicite et à com-
muniquer immédiatement aux Parties 
concernées tous les renseignements 
qu'il aura reçus au sujet de trafic illi-
cite; 

j) Coopérer avec les Parties et avec les 
organisations et institutions internatio-
nales intéressées et compétentes pour 
fournir les experts et le matériel néces-
saires à une aide rapide aux Etats en 
cas d'urgence; 

k) S'acquitter des autres fonctions entrant 
dans le cadre de la présente Conven-
tion que la Conférence des Parties peut 
décider de lui assigner. 

2. Les fonctions du Secrétariat seront pro-
visoirement exercées par le PNUE, jusqu'à 
la fin de la première réunion de la Confé-
rence des Parties tenue conformément à 
l'article 15. 

3. A sa première réunion, la Conférence 
des Parties désignera le Secrétariat parmi 
les organisations internationales compéten-
tes existantes qui se sont proposées pour 
assurer les fonctions de secrétariat prévues 
par la présente Convention. A cette ses-
sion, la Conférence des Parties évaluera 
aussi la façon dont le secrétariat intérimaire 
se sera acquitté des fonctions qui lui étaient 
confiées, en particulier aux termes du para-
graphe 1 ci-dessus, et elle décidera des 
structures qui conviennent à l'exercice de 
ces fonctions. 

Article 17 
Amendements à la Convention 

1. Toute Partie peut proposer des amen-
dements à la présente Convention et toute 
Partie à un protocole peut proposer des 
amendements à ce protocole. Ces amende-
ments tiennent dûment compte, entre au-
tres, des considérations scientifiques et 
techniques pertinentes. 

2. Les amendements à la présente 
Convention sont adoptés lors des réunions 
de la Conférence des Parties. Les amende-
ments à un protocole sont adoptés lors des 
réunions des Parties au protocole considé-
ré. Le texte de tout amendement proposé à 
la présente Convention ou aux Protocoles, 
sauf s'il en est disposé autrement dans les-
dits protocoles, est communiqué par le Se-
crétariat aux Parties six mois au moins 
avant la réunion à laquelle il est proposé 

rer Abfälle mit der betreffenden Notifika-
tion und/oder die Tatsache zu prüfen, ob 
die vorgeschlagenen Entsorgungsanla-
gen für gefährliche Abfälle oder andere 
Abfälle umweltgerecht sind, wenn sie 
Grund zu der Annahme haben, daß die 
betreffenden Abfälle nicht umweltge-
recht behandelt werden. Eine Prüfung 
dieser Art  ginge nicht zu Lasten des 
Sekretariats; 

i) es hilft den Vertragsparteien auf Ersu-
chen bei der Ermittlung von Fällen des 
unerlaubten Verkehrs und leitet den be-
treffenden Vertragsparteien sofort jede 
Information zu, die es über unerlaubten 
Verkehr erhalten hat; 

j) es arbeitet mit den Vertragsparteien und 
mit einschlägigen und zuständigen inter-
nationalen Organisationen und Einrich-
tungen zusammen, um den Staaten in 
einem Notfall Sachverständige und Aus-
rüstung zum Zweck der raschen Hilfelei-
stung zur Verfügung zu stellen, und 

k) es nimmt sonstige Aufgaben im Rah-
men des Übereinkommens wahr, die 
von der Konferenz der Vertragsparteien, 
bestimmt werden. 

(2) Die Sekretariatsaufgaben werden 
bis zum Abschluß der ersten Tagung der 
Konferenz der Vertragsparteien, die nach 
Artikel 15 abgehalten wird, vorläufig vom 
UNEP wahrgenommen. 

(3) Auf ihrer ersten Tagung bestimmt die 
Konferenz der Vertragsparteien das Sekre-
tariat aus der Reihe der bestehenden zu-
ständigen zwischenstaatlichen Organisa-
tionen, welche ihre Bereitschaft bekundet 
haben, die in diesem Übereinkommen vor-
gesehenen Sekretariatsaufgaben wahrzu-
nehmen. Auf dieser Tagung nimmt die Kon-
ferenz der Vertragsparteien auch eine Be-
wertung der Art  und Weise vor, in der das 
vorläufige Sekretariat die ihm insbesondere 
in Absatz 1 übertragenen Aufgaben erfüllt 
hat, und beschließt die für die Wahrneh-
mung dieser Aufgaben am besten geeigne-
ten Strukturen. 

Artikel 17 
Änderung des Übereinkommens 

(1) Jede Vertragspartei kann Änderungen 
dieses Übereinkommens und jede Vertrags-
partei eines Protokolls kann Änderungen 
des betreffenden Protokolls vorschlagen. In 
diesen Änderungen werden unter anderem 
einschlägige wissenschaftliche und techni-
sche Erwägungen gebührend berücksich-
tigt. 

(2) Änderungen dieses Übereinkommens 
werden auf einer Tagung der Konferenz der 
Vertragsparteien beschlossen. Änderungen 
eines Protokolls werden auf einer Tagung 
der Vertragsparteien des betreffenden Pr o-
tokolls beschlossen. Der Wortlaut einer vor-
geschlagenen Änderung des Übereinkom-
mens oder, sofern in einem Protokoll nichts 
anderes vorgesehen ist, des betre ffenden 
Protokolls wird den Vertragsparteien minde-
stens sechs Monate vor der Tagung, auf der 
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retariat shall also communicate proposed 
amendments to the Signatories to this Con-
vention for information. 

3. The Parties shall make every effort  to 
reach agreement on any proposed amend-
ment to this Convention by consensus. If all 
efforts at consensus have been exhausted, 
and no agreement reached, the amendment 
shall as a last resort be adopted by a three-
fourths majority vote of the Pa rties present 
and voting at the meeting, and shall be 
submitted by the Depositary to all Pa rties for 
ratification, approval, formal confirmation or 
acceptance. 

4. The procedure mentioned in paragraph 
3 above shall apply to amendments to any 
protocol, except that a two-thirds majority of 
the Parties to that protocol present and vot-
ing at the meeting shall suffice for their 
adoption. 

5. Instruments of ratification, approval, 
formal confirmation or acceptance of 
amendments shall be deposited with the 
Depositary. Amendments adopted in ac-
cordance with paragraphs 3 or 4 above 
shall enter into force between Pa rties hav-
ing accepted them on the ninetieth day after 
the receipt by the Depositary of their instru-
ment of ratification, approval, formal confir-
mation or acceptance by at least three

-

fourths of the Pa rties who accepted the 
amendments to the protocol concerned, ex-
cept as may otherwise be provided in such 
protocol. The amendments shall enter into 
force for any other Pa rty on the ninetieth 
day after that Pa rty deposits its instrument 
of ratification, approval, formal confirmation 
or acceptance of the amendments. 

6. For the purpose of this Article, "Parties 
present and voting" means Pa rties present 
and casting an affirmative or negative 
vote. 

Article 18 
Adoption 

and Amendment of Annexes 
1. The annexes to this Convention or to 

any protocol shall form an integral pa rt  of 
this Convention or of such protocol, as the 
case may be and, unless expressly provid-
ed otherwise, a reference to this Convention 
or its protocols constitutes at the same time 
a reference to any annexes thereto. Such 
annexes shall be restricted to scientific, 
technical and administrative matters. 

2. Except as may be otherwise provided 
in any protocol with respect to its annexes, 
the following procedure shall apply to the 

pour adoption. Le Secrétariat communique 
aussi les amendements proposés aux 
signataires de la présente Convention 
pour information. 

3. Les Parties n'épargnent aucun effort 
pour parvenir, au sujet de tout amendement 
proposé à la présente Convention, à un 
accord par consensus. Si tous les efforts en 
vue d'un consensus ont été épuisés et si un 
accord ne s'est pas dégagé, l'amendement 
est adopté en dernier recours par un vote à 
la majorité des trois quarts des Parties pré-
sentes à la réunion et ayant exprimé leur 
vote, et soumis par le Dépositaire à toutes 
les Parties pour ratification, approbation, 
confirmation formelle ou acceptation. 

4. La procédure énoncée au paragraphe 
3 ci-dessus s'applique à l'adoption des 
amendements aux protocoles, à ceci près 
que la majorité des deux tiers des Parties 
aux protocoles considérés présentes à la 
réunion et ayant exprimé leur vote suffit. 

5. Les instruments de ratification, d'ap-
probation, de confirmation formelle ou d'ac-
ceptation des amendements sont déposés 
auprès du Dépositaire. Les amendements 
adoptés conformément aux paragraphes 3 
ou 4 ci-dessus entrent en vigueur entre les 
Parties les ayant acceptés le quatre-vingt

-

dixième jour après que le Dépositaire a reçu 
leur instrument de ratification, d'approba-
tion, de confirmation formelle ou d'accepta-
tion par les trois quarts au moins des Parties 
les ayant acceptés ou par les deux tiers au 
moins des Parties au protocole considé-
ré les ayant acceptés, sauf disposition 
contraire dudit protocole. Les amendements 
entrent en vigueur à l'égard de toute autre 
Partie le quatre-vingt-dixième jour après le 
dépôt par ladite Partie de son instrument de 
ratification, d'approbation, de confirmation 
formelle ou d'acceptation des amende-
ments. 

6. Aux fins du présent article, l'expression 
«Parties présentes et ayant exprimé leur 
vote» s'entend des Parties présentes qui 
ont émis un vote affirmatif ou négatif. 

Article 18 
Adoption 

et amendement des annexes 
1. Les annexes à la présente Convention 

ou à tout protocole y relatif font partie inté-
grante de la Convention ou du protocole 
considéré et, sauf disposition contraire ex-
presse, toute référence à la présente 
Convention ou à ses protocoles est aussi 
une référence aux annexes à ces instru-
ments. Lesdites annexes sont limitées aux 
questions scientifiques, techniques et ad-
ministratives. 

2. Sauf disposition contraire des protoco-
les au sujet de leurs annexes la proposition, 
l'adoption et l'entrée en vigueur d'annexes 

die Änderung zur Beschlußfassung vorge-
schlagen wird, vom Sekretariat übermittelt. 
Das Sekretariat übermittelt vorgeschlagene 
Änderungen, auch den Unterzeichnern des 
Übereinkommens zur Kenntnisnahme. 

(3) Die Vertragsparteien bemühen sich 
nach Kräften um eine Einigung durch Kon-
sens über eine vorgeschlagene Änderung 
dieses Übereinkommens. Sind alle Bemü-
hungen um einen Konsens erschöpft und 
wird keine Einigung erzielt, so wird als letz-
tes Mittel die Änderung mit Dreiviertelmehr-
heit der auf der Tagung anwesenden und 
abstimmenden Vertragsparteien beschlos-
sen und vom Verwahrer allen Vertragspar-
teien zur Ratifikation, Genehmigung, förmli-
chen Bestätigung oder Annahme vorge-
legt. 

(4) Das Verfahren nach Absatz 3 gilt für 
Änderungen von Protokollen; jedoch reicht 
für die Beschlußfassung darüber eine Zwei-
drittelmehrheit der auf der Tagung anwe-
senden und abstimmenden Vertragspartei-
en des Protokolls aus. 

(5) Die Urkunde über die Ratifikation, 
Genehmigung, förmliche Bestätigung oder 
Annahme von Änderungen wird beim Ver-
wahrer hinterlegt. Sofern in dem Protokoll 
nichts anderes vorgesehen ist, treten nach 
Absatz 3 oder 4 beschlossene Änderungen 
zwischen den Vertragsparteien, die sie an-
genommen haben, am neunzigsten Tag 
nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem der 
Verwahrer die Urkunde über die Ratifika-
tion, Genehmigung, förmliche Bestätigung 
oder Annahme von mindestens drei Vierteln 
der Vertragsparteien, welche die Änderun-
gen des betreffenden Protokolls angenom-
men haben, empfangen hat. Danach treten 
die Änderungen für jede andere Vertrag-
spartei am neunzigsten Tag nach dem Zeit-
punkt in Kraft , zu dem die betreffende Ver-
tragsparteien ihre Urkunde über die Ratifi-
kation, Genehmigung förmliche Bestätigung 
oder Annahme der Änderungen hinterlegt 
hat. 

(6)Im Sinne dieses Artikels bedeutet „an-
wesende und abstimmende Vertragspar-
teien" die anwesenden Vertragsparteien, 
die eine Ja-Stimme oder eine Nein-Stimme 
abgeben. 

Artikel 18 
Beschlußfassung über Anlagen 
und Änderungen von Anlagen 

(1) Die Anlagen dieses Übereinkommens 
oder eines Protokolls sind Bestandteil des 
Übereinkommens beziehungsweise des be-
treffenden Protokolls; sofern nicht aus-
drücklich etwas anderes vorgesehen ist, 
stellt eine Bezugnahme auf das Überein-
kommen oder seine Protokolle gleichzeitig 
eine Bezugnahme auf die Anlagen dar. Die-
se Anlagen beschränken sich auf wissen-
schaftliche, technische und verwaltungsmä-
ßige Angelegenheiten. 

(2) Sofern in einem Protokoll in bezug auf 
seine Anlagen nichts anderes vorgesehen 
ist, findet folgendes Verfahren auf den Vor- 
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proposal, adoption and entry into force of 
additional annexes to this Convention or of 
annexes to a protocol: 

(a) Annexes to this Convention and its pro-
tocols shall be proposed and adopted 
according to the procedure laid down in 
Article 17, paragraphs 2, 3 and 4; 

(b) Any Party  that is unable to accept an 
additional annex to this Convention or 
an annex to any protocol to which it is 
party shall so notify the Depositary, in 
writing, within six months from the date 
of the communication of the adoption 
by the Depositary. The Depositary 
shall without delay notify all Parties of 
any such notification received. A Pa rty 
may at any time substitute an accep-
tance for a previous declaration of ob-
jection and the annexes shall there-
upon enter into force for that Par ty ; 

(c) On the expiry of six months from the 
date of the circulation of the commu-
nication by the Depositary, the annex 
shall become effective for all Pa rties to 
this Convention or to any protocol 
concerned, which have not submitted a 
notification in accordance with the pro-
vision of subparagraph (b) above. 

3. The proposal, adoption and entry into 
force of amendments to annexes to this 
Convention or to any protocol shall be sub-
ject to the same procedure as for the prop-
osal, adoption and entry into force of annex-
es to the Convention or annexes to a pro-
tocol. Annexes and amendments thereto 
shall take due account, inter alia, of relevant 
scientific and technical considerations. 

4. If an additional annex or an amend-
ment to an annex involves an amendment 
to this Convention or to any protocol, the 
additional annex or amended annex shall 
not enter into force until such time as the 
amendment to this Convention or to the 
protocol enters into force. 

Article 19 

Verification 

Any Party  which has reason to believe 
that another Pa rty is acting or has acted in 
breach of its obligations under this Conven-
tion may inform the Secretariat thereof, and 
in such an event, shall simultaneously and 
immediately inform, directly or through the 
Secretariat, the Party  against whom the al-
legations are made. All relevant information 
should be submitted by the Secretariat to 
the Parties. 

supplémentaires à la présente Convention 
ou aux protocoles y relatifs sont régies par 
la procédure suivante: 

a) Les annexes à la présente Convention 
et à ses protocoles sont proposées et 
adoptées selon la procédure décrite aux 
paragraphes 2, 3 et 4 de l'article 17; 

b) Toute Partie qui n'est pas en mesure 
d'accepter une annexe supplémentaire 
à la présente Convention ou à l'un des 
protocoles auxquels elle est Partie en 
donne par écrit notification au Déposi-
taire dans les six mois qui, suivent la 
date de communication de l'adoption 
par le Dépositaire. Ce dernier informe 
sans délai toutes les Parties de toute 
notification reçue. Une Partie peut à tout 
moment accepter une annexe à laquelle 
elle avait déclaré précédemment faire 
objection, et cette annexe entre alors en 
vigueur à l'égard de cette Partie; 

c) A l'expiration d'un délai de six mois à 
compter de la date de l'envoi de la com-
munication par le Dépositaire, l'annexe 
prend effet à l'égard de toutes les Par-
ties à la présente Convention ou à tout 
protocole considéré qui n'ont pas sou-
mis de notification conformément à l'ali-
néa b) ci-dessus. 

3. La proposition, l'adoption et l'entrée en 
vigueur des amendements aux annexes à 
la présente Convention ou à tout protocole y 
relatif sont soumises à la même procédure 
que la proposition, l'adoption et l'entrée en 
vigueur des annexes à la Convention ou à 
tout protocole y relatif. Les annexes et les 
amendements y relatifs tiennent dûment 
compte, entre autres, des considérations 
scientifiques et techniques pertinentes. 

4. Si une annexe supplémentaire ou un 
amendement à une annexe nécessite un 
amendement à la Convention ou à tout pro-
tocole y relatif, l'annexe supplémentaire ou 
l'annexe modifiée n'entre en vigueur que 
lorsque l'amendement à la Convention ou à 
tout protocole y relatif entre lui-même en 
vigueur. 

Article 19 

Vérification 

Toute Partie qui a des raisons de croire 
qu'une autre Partie agit ou a agi en violation 
des obligations découlant des dispositions 
de la présente Convention peut en informer 
le Secrétariat, et dans ce cas elle informe 
simultanément et immédiatement, directe-
ment ou par l'intermédiaire du Secrétariat, 
la Partie faisant l'objet des allégations. Tous 
les renseignements pertinents devraient 
être transmis aux Parties par le Secréta-
riat. 

schlag weiterer Anlagen des Übereinkom-
mens oder von Anlagen eines Protokolls, 
die Beschlußfassung darüber und das In-
krafttreten derselben Anwendung: 

a) Anlagen dieses Übereinkommens und 
seiner Protokolle werden nach dem in 
Artikel 17 Absätze 2, 3 und 4 festgeleg-
ten Verfahren vorgeschlagen und be-
schlossen; 

b) eine Vertragspartei, die eine weitere An-
lage dieses Übereinkommens oder eine 
Anlage eines Protokolls, dessen Ver-
tragspartei sie ist, nicht anzunehmen 
vermag, notifiziert dies schriftlich dem 
Verwahrer binnen sechs Monaten nach 
dem Zeitpunkt, zu dem dieser mitgeteilt 
hat, daß die Anlage beschlossen wor-
den ist. Der Verwahrer verständigt un-
verzüglich alle Vertragsparteien vom 
Empfang jeder derartigen Notifikation. 
Eine Vertragspartei kann jederzeit eine 
Anlage annehmen, gegen die sie zuvor 
Einspruch eingelegt hatte; diese Anlage 
tritt daraufhin für die betreffende Ver-
tragspartei in Kraft ; 

c) nach Ablauf von sechs Monaten nach 
dem Zeitpunkt, zu dem der Verwahrer 
die Mitteilung versandt hat, wird die An-
lage für alle Vertragsparteien dieses 
Übereinkommens oder des betreffen-
den Protokolls, die keine Notifikation 
nach Buchstabe b vorgelegt haben, 
wirksam. 

(3) Der Vorschlag von Änderungen von 
Anlagen dieses Übereinkommens oder ei-
nes Protokolls, die Beschlußfassung dar-
über und das Inkrafttreten derselben unter-
liegen demselben Verfahren wie der Vor-
schlag von Anlagen des Übereinkommens 
oder von Anlagen eines Protokolls, die Be-
schlußfassung darüber und das Inkrafttre-
ten derselben. In den Anlagen und ihren 
Änderungen werden unter anderem ein-
schlägige wissenschaftliche und technische 
Erwägungen gebührend berücksichtigt. 

(4) Hat eine weitere Anlage oder eine 
Änderung einer Anlage eine Änderung die-
ses Übereinkommens oder eines Protokolls 
zur Folge, so tritt die weitere oder die geän-
derte Anlage erst in Kraft, wenn die Ände-
rung des Übereinkommens oder des betref-
fenden Protokolls in Kraft  tritt. 

Artikel 19 

Nachprüfung 

Jede Vertragspartei, die Grund zu der 
Annahme hat, daß eine andere Vertrags-
partei ihren Pflichten aus diesem Überein-
kommen zuwiderhandelt oder zuwiderge-
handelt hat, kann das Sekretariat davon in 
Kenntnis setzen; in diesem Fall unterrichtet 
sie gleichzeitig und sofort unmittelbar oder 
über das Sekretariat die Vertragspartei, ge-
gen welche die Behauptung vorgebracht 
wird. Alle diesbezüglichen Informationen 
sollen den Vertragsparteien vom Sekretariat 
übermittelt werden. 
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Article 20 
Settlement of Disputes 

1. In case of a dispute between Pa rties as 
to the interpretation or application of, or 
compliance with, this Convention or any 
protocol thereto, they shall seek a settle-
ment of the dispute through negotiation or 
any other peaceful means of their own 
choice. 

2. If the Pa rties concerned cannot settle 
their dispute through the means mentioned 
in the preceding paragraph, the dispute, if 
the parties to the dispute agree, shall be 
submitted to the Inte rnational Cou rt  of Jus-
tice or to arbitration under the conditions set 
out in Annex VI on Arbitration. However, 
failure to reach common agreement on sub-
mission of the dispute to the  International 

 Court  of Justice or to arbitration shall not 
absolve the Parties from the responsibility of 
continuing to seek to resolve it by the 
means referred to in paragraph 1. 

3. When ratifying, accepting, approving, 
formally confirming or acceding to this 
Convention, or at any time thereafter, a 
State or political and/or economic integra-
tion organization may declare that it recog-
nizes as compulsory ipso facto and without 
special agreement, in relation to any Pa rty 
accepting the same obligation: 

(a) submission of the dispute to the Inter-
national Court  of Justice; and/or 

(b) arbitration in accordance with the pro-
cedures set out in Annex VI. 

Such declaration shall be notified in writing 
to the Secretariat which shall communicate 
it to the Pa rties. 

Article 21 
Signature  

This Convention shall be open for sig-
nature by States, by Namibia, represented 
by the United Nations Council for Namibia, 
and by political and/or economic integration 
organizations, in Basel on 22 March 1989, 
at the Federal Department of Foreign Affairs 
of Switzerland in Be rne from 23 March 1989 
to 30 June 1989, and at United Nations 
Headquarters in New York from 1 July 1989 
to 22 March 1990. 

Article 22 
Ratification, Acceptance, 

Formal Confirmation 
or Approval 

1. This Convention shall be subject to 
ratification, acceptance or approval by 
States and by Namibia, represented by the 

Article 20 
Règlement des différends 

1. Si un différend surgit entre les Parties à 
propos de l'interprétation, de l'application ou 
du respect de la présente Convention ou de 
tout protocole y relatif, ces Parties s'effor-
cent de le régler par voie de négociations ou 
par tout autre moyen pacifique de leur 
choix. 

2. Si les Parties en cause ne peuvent 
régler leur différend par les moyens men-
tionnés au paragraphe précédent, ce diffé-
rend, si les Parties en conviennent ainsi, est 
soumis à la Cour internationale de Justice 
ou à l'arbitrage dans les conditions définies 
dans l'annexe VI relative à l'arbitrage. Tou-
tefois, si les Parties ne parviennent pas à 
s'entendre en vue de soumettre le différend 
à la Cour internationale de Justice ou à 
l'arbitrage, elles ne sont pas relevées de 
leur responsabilité de continuer à chercher 
à le résoudre selon les moyens mentionnés 
au paragraphe 1. 

3. Lorsqu'il ratifie, accepte, approuve ou 
confirme formellement la présente Conven-
tion ou y adhère, ou à tout moment par la 
suite, tout Etat ou toute organisation d'inté-
gration politique ou économique peut décla-
rer qu'il reconnaît comme étant obligatoire 
ipso facto et sans accord spécial, à l'égard 
de toute Partie acceptant la même obliga-
tion, la soumission du différend: 

a) à la Cour internationale de Justice; 
et/ou 

b) à l'arbitrage conformément aux procé-
dures énoncées dans l'annexe VI. 

Cette déclaration est notifiée par écrit au 
Secrétariat qui la communique aux Par-
ties. 

Article 21 
Signature 

La présente Convention est ouverte à la 
signature des Etats, de la Namibie, repré-
sentée par le Conseil des Nations Unies 
pour la Namibie, et des organisations d'inté-
gration politique ou économique à Bâle le 
22 mars 1989, au Département fédéral des 
affaires étrangères de la Suisse, à Berne, 
du 23 mars 1989 au 30 juin 1989, et au 
Siège de l'Organisation des Nations Unies à 
New York du 1" juillet 1989 au 22 mars 
1990. 

Article 22 
Ratification, acceptation, 

confirmation formelle 
ou approbation 

1. La présente Convention est soumise à 
la ratification, à l'acceptation ou à l'approba-
tion des Etats et de la Namibie, représentée 

Artikel 20 
Beilegung von Streitigkeiten 

(1) Im Falle einer Streitigkeit zwischen 
Vertragsparteien über die Auslegung oder 
Einhaltung dieses Übereinkommens oder 
eines dazugehörigen Protokolls bemühen 
sich diese Vertragsparteien, die Streitigkeit 
durch Verhandlung oder andere friedliche 
Mittel eigener Wahl beizulegen. 

(2) Können die betroffenen Vertragspar-
teien ihre Streitigkeit nicht durch die in Ab-
satz 1 bezeichneten Mittel beilegen, so wird 
die Streitigkeit, falls die Streitparteien dies 
vereinbaren, dem Internationalen Gerichts-
hof oder einem Schiedsverfahren unter den 
in Anlage VI über das Schiedsverfahren 
festgelegten Bedingungen unterbreitet. 
Können sich die Vertragsparteien nicht dar-
über einigen, die Streitigkeit dem Internatio-
nalen Gerichtshof vorzulegen oder einem 
Schiedsverfahren zu unterwerfen, so sind 
sie dadurch nicht der Verantwortung ent-
hoben, sich weiterhin um eine Lösung durch 
die in Absatz 1 bezeichneten Mittel zu be-
mühen. 

(3) Bei der Ratifikation, der Annahme, der 
Genehmigung, der förmlichen Bestätigung 
oder beim Beitritt zu diesem Übereinkom-
men oder jederzeit danach können ein 
Staat oder eine Organisation der wirtschaft-
lichen und/oder politischen Integration er-
klären, daß sie ipso facto und ohne beson-
dere Übereinkunft gegenüber jeder Ver-
tragspartei, welche dieselbe Verpflichtung 
übernimmt, folgendes als obligatorisch an-
erkennen: 

a) die Vorlage der Streitigkeit an den Inter-
nationalen Gerichtshof und/oder 

b) die Unterwerfung der Streitigkeit unter 
ein Schiedsverfahren in Übereinstim-
mung mit den in Anlage VI festgelegten 
Verfahren. 

Diese Erklärung wird dem Sekretariat 
schriftlich notifiziert, das sie an die Vertrags-
parteien weiterleitet. 

Artikel 21 
Unterzeichnung 

Dieses Übereinkommen liegt für Staaten, 
für Namibia, vertreten durch den Rat der 
Vereinten Nationen für Namibia, und für 
Organisationen der wi rtschaftlichen und/ 
oder politischen Integration am 22. März 
1989 in Basel, vom 23. März 1989 bis zum 
30. Juni 1989 im Eidgenössischen Departe-
ment für auswärtige Angelegenheiten der 
Schweiz in Bern und vom 1. Juli 1989 bis 
zum 22. März 1990 am Sitz der Vereinten 
Nationen in New York zur Unterzeichnung 
auf. 

Artikel 22 
Ratifikation, Annahme, 
förmliche Bestätigung 

oder Genehmigung 
(1) Dieses Übereinkommen bedarf der 

Ratifikation, Annahme oder Genehmigung 
durch Staaten und Namibia, vertreten durch 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/5278 

United Nations Council for Namibia, and to 
formal confirmation or approval by political 
and/or economic integration organizations. 
Instruments of ratification, acceptance, for-
mal confirmation, or approval shall be depo-
sited with the Depositary. 

2. Any organization referred to in para-
graph 1 above which becomes a Party to 
this Convention without any of its member 
States being a  Party  shall be bound by all 
the obligations under the Convention. In the 
case of such organizations, one or more of 
whose member States is a Par ty  to the 
Convention, the organization and its mem-
ber States shall decide on their respective 
responsibilities for the performance of their 
obligations under the Convention. In such 
cases, the organization and the member 
States shall not be entitled to exercise rights 
under the Convention concurrently. 

3. In their instruments of formal confirma-
tion or approval, the organizations referred 
to in paragraph 1 above shall declare the 
extent of their competence with respect to 
the matters governed by the Convention. 
These organizations shall also inform the 
Depositary, who will inform the Pa rties of 
any substantial modification in the extent of 
their competence. 

Article 23 

Accession 

1. This Convention shall be open for ac-
cession by States, by Namibia, represented 
by the United Nations Council for Namibia, 
and by political and/or economic integration 
organizations from the day after the date on 
which the Convention is closed for sig-
nature. The instruments of accession shall 
be deposited with the Depositary. 

2. In their instruments of accession, the 
organizations referred to in paragraph 1 
above shall declare the extent of their com-
petence with respect to the matters gov-
erned by the Convention. These organiza-
tions shall also inform the Depositary of any 
substantial modification in the extent of their 
competence. 

3. The provisions of Article 22 paragraph 
2, shall apply to political and/or economic 
integration organizations which accede to 
this Convention. 

Article 24 

Right to Vote 

1. Except as provided for in paragraph 2 
below, each Contracting Par ty  to this Con-
vention shall have one vote. 

2. Political and/or economic integration 
organizations, in matters within their com-
petence, in accordance with A rticle 22, 
paragraph 3, and A rticle 23, paragraph 2, 
shall exercise their right to vote with a  

par le Conseil des Nations Unies pour la 
Namibie, ainsi qu'à la confirmation formelle 
ou à l'approbation des organisations d'inté-
gration politique ou économique. Les instru-
ments de ratification, d'acceptation formelle 
ou d'approbation seront déposés auprès du 
Dépositaire. 

2. Toute organisation visée au paragra-
phe 

 
 1 ci-dessus qui devient Partie à la pré-

sente Convention et dont aucun Etat mem-
bre n'est lui-même Partie est liée par toutes 
les obligations énoncées dans la Conven-
tion. Lorsq'un ou plusieurs Etats membres 
d'une de ces organisations sont Parties à la 
Convention, l'organisation et ses Etats 
membres conviennent de leurs responsabi-
lités respectives en ce qui concerne l'exécu-
tion de leurs obligations en vertu de la 
Convention. Dans de tels cas, l'organisation 
et les Etats membres ne sont pas habilités à 
exercer simultanément leurs droits au titre 
de la Convention. 

3. Dans leurs instruments de confirmation 
formelle ou d'approbation, les organisations 
visées au paragraphe 1 ci-dessus indiquent 
l'étendue de leurs compétences dans les 
domaines régis par la Convention. Ces or-
ganisations notifient également toute modi-
fication importante de l'étendue de leurs 
compétences au Dépositaire qui en informe 
les Parties. 

Article 23 

Adhésion 

1. La présente Convention est ouverte à 
l'adhésion des Etats, de la Namibie, repré-
sentée par le Conseil des Nations Unies 
pour la Namibie, et des organisations d'inté-
gration politique ou économique à partir de 
la date à laquelle la Convention n'est plus 
ouverte à la signature. Les instruments d'a-
dhésion seront déposés auprès du Dé-
positaire. 

2. Dans leurs instruments d'adhésion, les 
organisations visées au paragraphe 1 ci

-

dessus indiquent l'étendue de leurs compé-
tences dans les domaines régis par la 
Convention. Elles notifient également au 
Dépositaire toute modification importante 
de l'étendue de leurs compétences. 

3. Les dispositions du paragraphe 2 de 
l'article 22 s'appliquent aux organisations 
d'intégration politique ou économique qui 
adhèrent à la présente Convention. 

Article 24 

Droit de vote 

1. Sous réserve des dispositions du para-
graphe 2 ci-dessous, chaque Partie à la 
Convention dispose d'une voix. 

2. Les organisations d'intégration politi-
que ou économique disposent, conformé-
ment au paragraphe 3 de l'article 22 et au 
paragraphe 2 de l'article 23 pour exercer 
leur droit de vote dans les domaines qui  

den Rat der Vereinten Nationen für Nami-
bia, sowie der förmlichen Bestätigung oder 
Genehmigung durch Organisationen der 
wirtschaftlichen und/oder politischen Inte-
gration. Die Ratifikation- und Annahmeur-
kunden, die Urkunden der förmlichen Bestä-
tigung oder die Genehmigungsurkunden 
werden beim Verwahrer hinterlegt. 

(2) Jede in Absatz 1 bezeichnete Orga-
nisation, die Vertragspartei dieses Überein-
kommens wird, ohne daß einer ihrer Mit-
gliedstaaten Vertragspartei ist, ist durch alle 
Verpflichtungen aus dem Übereinkommen 
gebunden. Sind ein oder mehrere Mitglied-
staaten einer solchen Organisation Ver-
tragspartei des Übereinkommens, so ent-
scheiden die Organisationen und die Mit-
gliedstaaten über ihre jeweiligen Verant-
wortlichkeiten hinsichtlich der Erfüllung ihrer 
Verpflichtungen aus dem Übereinkommen. 
In diesen Fällen sind die Organisation und 
die Mitgliedstaaten nicht berechtigt, die 
Rechte aufgrund des Übereinkommens 
gleichzeitig auszuüben. 

(3) In ihren Urkunden der förmlichen Be-
stätigung oder Genehmigungsurkunden er-
klären die in Absatz 1 bezeichneten Organi-
sationen den Umfang ihrer Zuständigkeiten 
in bezug auf die durch dieses Übereinkom-
men erfaßten Angelegenheiten. Diese Or-
ganisationen teilen dem Verwahrer auch 
jede wesentliche Änderung des Umfangs 
ihrer Zuständigkeiten mit, der diese Mittei-
lung an die Vertragsparteien weiterleitet. 

Artikel 23 

Beitritt 

(1) Dieses Übereinkommen steht von 
dem Tag an, an dem es nicht mehr zur 
Unterzeichnung aufliegt, Staaten, Namibia, 
vertreten durch den Rat der Vereinten Na-
tionen für Namibia, und Organisationen der 
wirtschaftlichen und/oder politischen Inte-
gration zum Beitritt offen. Die Beitrittsurkun-
den werden beim Verwahrer hinterlegt. 

(2) In ihren Beitrittsurkunden erklären die 
in Absatz 1 bezeichneten Organisationen 
den Umfang ihrer Zuständigkeiten in bezug 
auf die durch dieses Übereinkommen erfaß-
ten Angelegenheiten. Diese Organisationen 
teilen dem Verwahrer auch jede wesentli-
che Änderung des Umfangs ihrer Zustän-
digkeiten mit. 

(3) Artikel 22 Absatz 2 findet auf Organi-
sationen der wi rtschaftlichen und/oder politi-
schen Integration Anwendung, die diesem 
Übereinkommen beitreten. 

Artikel 24 

Stimmrecht 

(1) Unbeschadet des Absatzes 2 hat jede 
Vertragspartei dieses Übereinkommens ei-
ne  Stimme. 

(2) Die Organisationen der wirtschaftli-
chen und/oder politischen Integration üben 
in Angelegenheiten, die nach Artikel 22 Ab-
satz 3 und Artikel 23 Absatz 2 in ihre Zu-
ständigkeit fallen, ihr Stimmrecht mit der  
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number of votes equal to the number of their 
member States which are Pa rties to the 
Convention or the relevant protocol. Such 
organizations shall not exercise their right to 
vote if their member States exercise theirs, 
and vice versa. 

Article 25 

Entry into Force 

1. This Convention shall enter into force 
on the ninetieth day after the date of deposit 
of the twentieth instrument of ratification, 
acceptance, formal confirmation, approval 
or accession. 

2. For each State or political and/or eco-
nomic integration organization which rati-
fies, accepts, approves or formally confirms 
this Convention or accedes thereto after the 
date of the deposit of the twentieth instru-
ment of ratification, acceptance, approval, 
formal confirmation or accession, it shall 
enter into force on the ninetieth day after the 
date of deposit by such State or political 
and/or economic integration organization of 
its instrument of ratification, acceptance, 
approval, formal confirmation or accession. 

3. For the purposes of paragraphs 1 
and 2 above, any instrument deposited by a 
political and/or economic integration organ-
ization shall not be counted as additional to 
those deposited by member States of such 
organization. 

Article 26 

Reservations and Declarations 

1. No reservation or exception may be 
made to this Convention. 

2. Paragraph 1 of this Article does not 
preclude a State or political and/or econ-
omic integration organization, when signing, 
ratifying, accepting, approving, formally 
confirming or acceding to this Convention, 
from making declarations or statements, 
however phrased or named, with a view, 
inter alia, to the harmonization of its laws 
and regulations with the provisions of this 
Convention, provided that such declarations 
or statements do not purport to exclude or to 
modify the legal effects of the provisions of 
the Convention in their application to that 
State. 

Article 27 

Withdrawal 

1. At any time after three years from the 
date on which this Convention has entered 
into force for a Party, that Par ty  may with- 

relèvent de leur compétence, d'un nombre 
de voix égal au nombre de leurs Etats mem-
bres qui sont Parties à la Convention ou aux 
protocoles pertinents. Ces organisations 
n'exercent pas leur droit de vote si leurs 
Etats membres exercent le leur, et inver-
sement. 

Article 25 

Entrée en vigueur 

1. La présente Convention entrera en 
vigueur le quatre-vingt-dixième jour suivant 
la date du dépôt du vingtième instrument de 
ratification, d'acceptation, de confirmation 
formelle, d'approbation ou d'adhésion. 

2. A l'égard de chacun des Etats ou des 
organisations d'intégration politique ou éco-
nomique qui ratifie, accepte, approuve ou 
confirme formellement la présente Conven-
tion ou y adhère, après la date de dépôt du 
vingtième instrument de ratification, d'ac-
ceptation, d'approbation, de confirmation 
formelle ou d'adhésion, la Convention en-
trera en vigueur le quatre-vingt-dixième jour 
suivant la date du dépôt, par ledit Etat ou 
ladite organisation d'intégration politique ou 
économique, de son instrument de ratifica-
tion, d'acceptation, d'approbation, de confir-
mation formelle ou d'adhésion. 

3. Aux fins des paragraphes 1 et 2 ci-
dessus, aucun des instruments déposés 
par une organisation d'intégration politique 
ou économique ne doit être considéré com-
me un instrument venant s'ajouter aux ins-
truments déjà déposés par les Etats mem-
bres de ladite organisation. 

Article 26 

Réserves et déclarations 

1. Aucune réserve ou dérogation ne pour-
ra être faite à la présente Convention. 

2. Le paragraphe 1 du présent article 
n'empêche pas un Etat ou une organisation 
d'intégration politique ou économique, lors-
qu'il signe, ratifie, accepte ou approuve ou 
confirme formellement la présente Conven-
tion ou y adhère, de faire des déclarations 
ou des exposés, quelle que soit l'appellation 
qui leur est donnée en vue, entre autres, 
d'harmoniser ses lois et règlements avec 
les dispositions de la présente Convention, 
à condition que ces déclarations ou expo-
sés ne visent pas à annuler ou à modifier les 
effets juridiques des dispositions de la 
Convention dans leur application à cet 
Etat. 

Article 27 

Dénonciation 

1. Après l'expiration d'un délai de trois 
ans à compter de la date d'entrée en vi-
gueur de la présente Convention à l'égard 

Anzahl der Stimmen aus, die der Anzahl 
ihrer Mitgliedstaaten entspricht, die Ver-
tragsparteien dieses Übereinkommens oder 
des betreffenden Protokolls sind. Diese Or-
ganisationen üben ihr Stimmrecht nicht aus, 
wenn ihre Mitgliedstaaten ihr Stimmrecht 
ausüben, und umgekehrt. 

Artikel 25 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Übereinkommen tritt am neun-
zigsten Tag nach dem Zeitpunkt der Hinter-
legung der zwanzigsten Ratifikations- oder 
Annahmeurkunde, Urkunde der förmlichen 
Bestätigung, Genehmigungs- oder Beitritts-
urkunde in Kraft . 

(2) Für jeden Staat oder jede Organisa-
tion der wirtschaftlichen und/oder politi-
schen Integration, die nach dem Zeitpunkt 
der Hinterlegung der zwanzigsten Ratifika-
tions-, Annahme- oder Genehmigungsur-
kunde, Urkunde der förmlichen Bestätigung 
oder Beitrittsurkunde dieses Übereinkom-
men ratifiziert, annimmt, genehmigt oder 
förmlich bestätigt oder ihm beitritt, tritt das 
Übereinkommen am neunzigsten Tag nach 
dem Zeitpunkt der Hinterlegung der Ratifi-
kations-, Annahme- oder Genehmigungs-
urkunde, der Urkunde der förmlichen Bestä-
tigung oder der Beitrittsurkunde durch den 
betreffenden Staat oder die betreffende Or-
ganisation der wi rtschaftlichen und/oder po-
litischen Integration in Kraft . 

(3) Für die Zwecke der Absätze 1 und 2 
zählt eine von einer Organisation der wirt-
schaftlichen und/oder politischen Integra-
tion hinterlegte Urkunde nicht als zusätzli-
che Urkunde zu den von den Mitgliedstaa-
ten der betreffenden Organisation hinterleg-
ten Urkunden. 

Artikel 26 

Vorbehalte und Erklärungen 

(1) Vorbehalte oder Ausnahmen zu die-
sem Übereinkommen sind nicht zulässig. 

(2) Absatz 1 schließt nicht aus, daß ein 
Staat oder eine Organisation der wirtschaft-
lichen und/oder politischen Integration bei 
der Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme, 
Genehmigung oder förmlichen Bestätigung 
dieses Übereinkommens oder beim Beitritt 
dazu Erklärungen oder Stellungnahmen, 
gleich welchen Wortlauts oder welcher Be-
zeichnung abgibt, um unter anderem die 
anwendbaren Gesetze und sonstigen Vor-
schriften mit den Bestimmungen des Über-
einkommens in Einklang zu bringen, vor-
ausgesetzt, daß diese Erklärungen oder 
Stellungnahmen nicht darauf abzielen, die 
Rechtswirkungen der Bestimmungen des 
Übereinkommens in ihrer Anwendung auf 
diesen Staat auszuschließen oder zu än

-

dern. 

Artikel 27 

Rücktritt 

(1) Eine Vertragspartei kann jederzeit 
nach Ablauf von drei Jahren nach dem 
Zeitpunkt, zu dem dieses Übereinkommen 
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draw from the Convention by giving written 
notification to the Depositary. 

2. Withdrawal shall be effective one year 
from receipt of notification by the Deposit-
ary, or on such later date as may be speci-
fied in the notification. 

Article 28 
Depository 

The Secretary-General of the United Na-
tions shall be the Depository of this Conven-
tion and of any protocol thereto. 

Article 29 
Authentic texts 

The original Arabic, Chinese, English, 
French, Russian and Spanish texts of this 
Convention are equally authentic. 

In witness whereof the undersigned, be-
ing duly authorized to that effect, have 
signed this Convention. 

Done at 
on the 	day of 	1989. 

d'une Partie, ladite Partie pourra à tout mo-
ment dénoncer la Convention par notifica-
tion écrite donnée au Dépositaire. 

2. La dénonciation prendra effet un an 
après la réception de la notification par le 
Dépositaire, ou à toute autre date ultérieure 
qui pourra être spécifiée dans la notifica-
tion. 

Article 28 
Dépositaire 

Le Secrétaire général de l'Organisation 
des Nations Unies sera le Dépositaire de la 
présente Convention et de tout protocole y 
relatif. 

Article 29 
Textes faisant foi 

Les textes anglais, arabe, chinois, espa-
gnol, français et russe originaux de la pré-
sente Convention font également foi. 

En foi de quoi les soussignés, à ce 
dûment habilités, ont signé la présente 
Convention. 

Fait à 	, le 
mil neuf cent quatre-vingt-neuf. 

für sie in Kraft  getreten ist, durch eine an 
den Verwahrer gerichtete schriftliche Notifi-
kation vom Übereinkommen zurücktreten. 

(2) Der Rücktritt wird ein Jahr nach dem 
Eingang der Notifikation beim Verwahrer 
oder zu einem gegebenenfalls in der Notifi-
kation genannten späteren Zeitpunkt wirk-
sam. 

Artikel 28 

Verwahrer 

Der Generalsekretär der Vereinten Natio-
nen ist Verwahrer dieses Übereinkommens 
und jedes dazugehörigen Protokolls. 

Artikel 29 

Verbindliche Wortlaute 

Der urschriftliche arabische, chinesische, 
englische, französische, russische und spa-
nische Wortlaut dieses Übereinkommens ist 
gleichermaßen verbindlich. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu ge-
hörig befugten Unterzeichneten dieses 
Übereinkommen unterschrieben. 

Geschehen zu Basel am 
1989. 
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Annex I 
Categories 

of wastes to be controlled 

Waste Streams 

Y1 Clinical wastes from medical care 
in hospitals, medical centers and 
clinics 

Y2 Wastes from the production and pre-
paration of pharmaceutical products 

Y3 Waste pharmaceuticals, drugs and 
medicines 

Y4 Wastes from the production, formula-
tion and use of biocides and phyto-
pharmaceuticals 

Y5 Wastes from the manufacture, formu-
lation and use of wood preserving 
chemicals 

Y6 Wastes from the production, formula

-

tion and use of organic solvents 

Y7 Wastes from heat treatment and 
tempering operations containing cya-
nides 

Y8 Waste mineral oils unfit for their ori-
ginally intended use 

Y9 Waste oils/water, hydrocarbons/water 
mixtures, emulsions 

Y10 Waste substances and a rticles con-
taining or contaminated with poly-
chlorinated biphenyls (PCBs) and/or 
polychlorinated terphenyls (PCTs) 
and/or polybrominated biphenyls 
(PBBs) 

Y11 Waste tarry residues arising from re-
fining, distillation and any pyrolytic 
treatment 

Y12 Wastes from production, formulation 
and use of inks, dyes, pigments, 
paints, lacquers, varnish 

Y13 Wastes from production, formulation 
and use of resins, latex, plasticizers, 
glues/adhesives 

Y14 Waste chemical substances arising 
from research and development or 
teaching activities which are not iden-
tified and/or are new and whose ef-
fects on man and/or the environment 
are not known 

Y15 Wastes of an explosive nature not 
subject to other legislation 

Annexe I 
Catégories 

de déchets à contrôler 

Flux de déchets 

Y1 Déchets cliniques provenant de soins 
médicaux dispensés dans des hôpi-
taux, centres médicaux et cliniques 

Y2 Déchets issus de la production et de 
la préparation de produits pharma-
ceutiques 

Y3 Déchets de médicaments et produits 
pharmaceutiques 

Y4 Déchets issus de la production, de la 
préparation et de l'utilisation de bio-
cides et de produits phytopharmaceu-
tiques 

Y5 Déchets issus de la fabrication, de la 
préparation et de l'utilisation des pro-
duits de préservation du bois 

Y6 Déchets issus de la production, de la 
préparation et de l'utilisation de sol-
vants organiques 

Y7 Déchets cyanurés de traitements ther

-

miques et d'opérations de trempe 

Y8 Déchets d'huiles minérales impropres 
a l'usage initialement prévu 

Y9 Mélanges et émulsions huile/eau ou 
hydrocarbure/eau 

Y10 Substances et articles contenant, ou 
contaminés par, des diphényles poly

-

chlorés (PCB), des terphényles poly

-

chlorés (PCT) ou des diphényles po-
lybromés (PBB) 

Y11 Résidus goudronneux de raffinage, 
de distillation ou de toute opération de 
pyrolyse 

Y12 Déchets issus de la production, de la 
préparation et de l'utilisation d'encres, 
de colorants, de pigments, de peintu-
res, de laques ou de vernis 

Y13 Déchets issus de la production, de la 
préparation et de l'utilisation de rési-
nes, de latex, de plastifiants ou de 
colles et adhésifs 

Y14 Déchets de substances chimiques 
non identifiées et/ou nouvelles qui 
proviennent d'activités de recherche, 
de développement ou d'enseigne-
ment, et dont les effets sur l'homme 
et/ou sur l'environnement ne sont pas 
connus 

Y15 Déchets de caractère explosible non 
soumis à une législation différente 

Anlage I 

Gruppen 
der zu kontrollierenden Abfälle 

Abfallart 

Y1 	Klinischer Abfall, der bei der ärztli

-

chen Versorgung in Krankenhäusern, 
medizinischen Zentren und Kliniken 
anfällt 

Y2 Abfälle aus der Herstellung und Zu-
bereitung pharmazeutischer Erzeug-
nisse 

Y3 Altmedikamente, Abfälle von Arznei-
und Heilmitteln 

Y4 Abfälle aus der Herstellung, Zuberei-
tung und Anwendung von Bioziden 
und Phytopharmaka 

Y5 Abfälle aus der Herstellung, Zuberei-
tung und Anwendung chemischer 
Holzschutzmittel 

Y6 Abfälle aus der Herstellung, Zuberei-
tung und Verwendung organischer 
Lösemittel 

Y7 Cyanidhaltige Abfälle aus der Ober- 
flächenvergütung und -härtung 

Y8 Altöl und Abfallmineralöl, die für den 
ursprünglichen Verwendungszweck 
nicht geeignet sind 

Y9 Abfälle aus Öl-Wasser- und Kohlen-
wasserstoff-Wassergemischen und 
-emulsionen 

Y10 Abfallstoffe und Erzeugnisse, die po-
lychlorierte Biphenyle (PCB) und/ 
oder polychlorierte Terphenyle (PCT) 
und/oder polybromierte Biphenyle 
(PBB) enthalten oder damit verunrei-
nigt sind 

Y11 Teerhaltige Abfälle, die bei der Raffi-
nation, Destillation und bei pyrolyti-
schen Prozessen anfallen 

Y12 Abfälle aus der Herstellung, Zuberei-
tung und Verwendung von Tinten, 
Farbstoffen, Pigmenten, Farben, Lak

-

ken und Firnissen 

Y13 Abfälle aus der Herstellung, Zuberei-
tung und Verwendung von Harzen, 
Latex, Weichmachern, Klebstoffen/ 
Adhäsiva 

Y14 Abfälle chemischer Stoffe, die bei 
Forschungs-, Entwicklungs- oder 
Lehrtätigkeit anfallen und nicht identi-
fiziert und/oder neu sind und deren 
Auswirkungen auf den Menschen 
und/oder die Umwelt unbekannt sind 

Y15 Abfälle explosiver Art, die keiner son-
stigen Rechtsvorschrift unterliegen 
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Y16 Wastes from production, formulation 
and use of photographic chemicals 
and processing materials 

Y17 Wastes resulting from su rface treat-
ment of metals and plastics 

Y18 Residues arising from industrial 
waste disposal operations 

Wastes having as constituents: 

Y19 Metal carbonyls 

Y20 Beryllium; beryllium compounds 

Y21 Hexavalent chromium compounds 

Y22 Copper compounds 

Y23 Zinc compounds 

Y24 Arsenic; arsenic compounds 

Y25 Selenium; selenium compounds 

Y26 Cadmium; cadmium compounds 

Y27 Antimony; antimony compounds 

Y28 Tellurium; tellurium compounds 

Y29 Mercury; mercury compounds 

Y30 Thallium; thallium compounds 

Y31 Lead; lead compounds 

Y32 Inorganic fluorine compounds exclud-
ing calcium fluoride 

Y33 Inorganic cyanides 

Y34 Acidic solutions or acids in solid 
form 

Y35 Basic solutions or bases in solid 
form 

Y36 Asbestos (dust and fibres) 

Y37 Organic phosphorous compounds 

Y38 Organic cyanides 

Y39 Phenols; phenol compounds includ-
ing chlorophenols 

Y40 Ethers 

Y41 Halogenated organic solvents 

Y42 Organic solvents excluding haloge-
nated solvents 

Y43 Any congenor of polychlorinated 
dibenzo-furan 

Y44 Any congenor of polychlorinated di-
benzo-p-dioxin 

Y45 Organohalogen compounds other 
than substances referred to in this 
Annex (eg. Y39, Y41, Y42, Y43, 
Y44). 

Annex II 

Categories of wastes 
requiring special consideration 

Y46 Wastes collected from households 

Y47 Residues arising from the incineration 
of household wastes 

Y16 Déchets issus de la production, de la 
préparation et de l'utilisation de pro-
duits et matériels photographiques ' 

Y17 Déchets de traitements de surface 
des métaux et matières plastiques 

Y18 Résidus d'opérations d'élimination 
des déchets industriels 

Déchets ayant comme constituants: 

Y19 Métaux carbonyles 

Y20 Béryllium, composés du béryllium 

Y21 Composés du chrome hexavalent 

Y22 Composés du cuivre 

Y23 Composés du zinc 

Y24 Arsenic, composés de l'arsenic 

Y25 Sélénium, composés du sélénium 

Y26 Cadmium, composés du cadmium 

Y27 Antimoine, composés de l'antimoine 

Y28 Tellure, composés du tellure 

Y29 Mercure, composés du mercure 

Y30 Thallium, composés du thallium 

Y31 Plomb, composés du plomb 

Y32 Composés inorganiques du fluor, à 
l'exclusion du fluorure de calcium 

Y33 Cyanures inorganiques 

Y34 Solutions acides ou acides sous 
forme solide 

Y35 Solutions basiques ou bases sous 
forme solide 

Y36 Amiante (poussières et fibres) 

Y37 Composés organiques du phosphore 

Y38 Cyanures organiques 

Y39 Phénols, composés phénolés, y com-
pris les chlorophénols 

Y40 Ethers 

Y41 Solvants organiques halogénés 

Y42 Solvants organiques, sauf solvants 
halogénés 

Y43 Tout produit de la famille des diben-
zofurannes polychlorés 

Y44 Tout produit de la famille des diben-
zoparadioxines polychlorées 

Y45 Composés organohalogénés autres 
que les matières figurant dans la pré-
sente Annexe (par exemple Y39, 
Y41, Y42, Y43, Y44). 

Annexe II 
Catégories de déchets 

démandant un examen spécial 
Y46 Déchets ménagers collectés 

Y47 Résidus provenant de l'incinération 
des déchets ménagers 

Y16 Abfälle aus der Herstellung, Zuberei-
tung und Verwendung von Fotoche-
mikalien und Verarbeitungsmateria-
lien 

Y17 Abfälle aus der Oberflächenbehand-
lung von Metallen und Kunststoffen 

Y18 Rückstände aus der industriellen Ab-
fallentsorgung 

Abfälle, die folgende Bestandteile ent-
halten: 

Y19 Metallkarbonyle 

Y20 Beryllium; Berylliumverbindungen 

Y21 Chrom-VI-Verbindungen 

Y22 Kupferverbindungen 

Y23 Zinkverbindungen 

Y24 Arsen; Arsenverbindungen 

Y25 Selen; Selenverbindungen 

Y26 Cadmium; Cadmiumverbindungen 

Y27 Antimon; Antimonverbindungen 

Y28 Tellur; Tellurverbindungen 

Y29 Quecksilber; Quecksilberverbindun-
gen 

Y30 Thallium; Thalliumverbindungen 

Y31 Blei; Bleiverbindungen 

Y32 Anorganische Fluorverbindungen mit 
Ausnahme von Kalziumfluorid 

Y33 Anorganische Cyanide 

Y34 Saure Lösungen oder Säuren in fe-
ster Form 

Y35 Basische Lösungen oder Basen in 
fester Form 

Y36 Asbest (Staub und Fasern) 

Y37 Organische Phosphorverbindungen 

Y38 Organische Cyanide 

Y39 Phenole; Phenolverbindungen ein-
schließlich Chlorphenole 

Y40 Äther 

Y41 Halogenierte organische Lösemittel 

Y42 Organische Lösemittel mit Ausnahme 
von halogenierten Lösemitteln 

Y43 Polychlorierte Dibenzofurane und alle 
artverwandten Verbindungen 

Y44 Polychlorierte Dibenzo-p-dioxine und 
alle artverwandten Verbindungen 

Y45 Andere organische Halogenverbin-
dungen als die in dieser Anlage auf-
geführten Stoffe (z. B. Y39, Y41, 
Y42, Y43, Y44) 

Anlage II 
Gruppen von Abfällen, 

die besonderer Prüfung bedürfen 
Y46 Haushaltsabfälle 

Y47 Rückstände aus der Verbrennung 
von Haushaltsabfällen 
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Annex III 

List of hazardous characteristics 

UN-Class*) Code Characteristics 

1 H1 Explosive 

An explosive substance or waste is a 
solid or liquid substance or waste (or 
mixture of substances or wastes) which 
is in itself capable by chemical reaction 
of producing gas at such a temperature 
and pressure and at such a speed as to 
cause damage to the surroundings. 

3 H3 Flammable liquids 

The word "flammable" has the same 
meaning as "inflammable". Flammable 
liquids are liquids, or mixtures of liquids, 
or liquids containing solids in solution or 
suspension (for example, paints, vami-
shes, lacquers, etc., but not including 
substances or wastes otherwise classi-
fied on account of their dangerous 
characteristics) which give off  a flamm-
able vapour at temperatures of not more 
than 60.5°C, closed-cup test, or not 
more than 65.6°C, open-cup test. 
(Since the results of open-cup tests and 
of closed-cup tests are not strictly com-
parable and even individual results by 
the same test are often variable, regula-
tions varying from the above figures to 
make allowance for such differences 
would be within the spirit of this defini-
tion.) 

4.1 H4.1 Flammable solids 
Solids, or waste solids, other than those 
classed as explosives, which under con-
ditions encountered in transport are 
readily combustible, or may cause or 
contribute to fire through friction. 

4.2 H4.2 Substances or wastes liable to sponta-
neous combustion 
Substances or wastes which are liable 
to spontaneous heating under normal 
conditions encountered in transport, or 
to heating up on contact with air, and 
being then liable to catch fire. 

4.3 H4.3 Substances or wastes which, in contact 
with water emit flammable gases 
Substances or wastes which, by interac-
tion with water, are liable to become 
spontaneously flammable or to give off 
flammable gases in dangerous quanti-
ties. 

*) Corresponds to the hazard classification system included in the United Nations 
Recommendations on the Transport  of Dangerous Goods (ST/SG/AC.10/1/Rev. 5, 
United Nations, New York, 1988). 

UN-Class*) Code Characteristics 

5.1 H5.1 Oxidizing 

Substances or wastes which, while in 
themselves not necessarily combusti-
ble, may, generally by yielding oxygen 
cause, or contribute to, the combustion 
of other materials. 

5.2 H5.2 Organic Peroxides 
Organic substances or wastes which 
contain the bivalent-0-0-structure are 
thermally unstable substances which 
may undergo exothermic self-accelerat-
ing decomposition. 

6.1 H6.1 Poisonous (Acute) 
Substances or wastes liable either to 
cause death or serious injury or to harm 
human health if swallowed or inhaled or 
by skin contact. 

6.2 H6.2 Infectious substances 
Substances or wastes containing viable 
microorganisms or their toxins which are 
known or suspected to cause disease in 
animals or humans. 

8 H8 Corrosives 

Substances or wastes which, by chem-
ical action, will cause severe damage 
when in contact with living tissue, or, in 
the case of leakage, will materially 
damage, or even destroy, other goods 
or the means of transport; they may also 
cause other hazards. 

9 H10 Liberation of toxic gases in contact with 
air or water 
Substances or wastes which, by interac-
tion with air or water, are liable to give off 
toxic gases in dangerous quantities. 

9 H1 1 Toxic (Delayed or chronic) 

Substances or wastes which, if they are 
inhaled or ingested or if they penetrate 
the skin, may involve delayed or chronic 
effects, including carcinogenicity. 

9 H12 Ecotoxic 
Substances or wastes which if released 
present or may present immediate or 

*) Corresponds to the hazard classification system included in the Un ited Nations 
Recommendations on the Transport  of Dangerous Goods (ST/SG/AC.10/1/Rev. 5, 
United Nations, New York, 1988). 
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UN-Class*) Code Characteristics 

delayed adverse impacts to the environ-
ment by means of bioaccumulation 
and/or toxic effects upon biotic sys-
tems. 

*) Corresponds to the hazard classification system included in the United Nations 
Recommendations on the Transport  of Dangerous Goods (ST/SG/AC.10/1/Rev. 5, 
United Nations, New York, 1988). 

UN-Class*) Code Characteristics 

9 H13 Capable, by any means, after disposal, 
of yielding another material, e.g., lea-
chate, which possesses any of the 
characteristics listed above. 

*) Corresponds to the hazard classification system included in the United Nations 
Recommendations on the Transpo rt  of Dangerous Goods (ST/SG/AC.10/1/Rev. 5, 
United Nations, New York, 1988). 

Tests 

The potential hazards posed by certain types of wastes are not yet 
fully documented; tests to define quantitatively these hazards do 
not exist. Further research is necessary in order to develop means 
to characterize potential hazards posed to man and/or the en-
vironment by these wastes. Standardized tests have been derived 
with respect to pure substances and materials. Many countries 
have developed national tests which can be applied to materials 
listed in Annex I, in order to decide if these materials exhibit any of 
the characteristics listed in this Annex. 
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Annexe III 

Liste des caractéristiques de danger 

Classe Code Caractéristiques 
ONU*) 

1 H1 Matières explosives 

Une matière ou un déchet explosif est 
une matière (ou un mélange de matiè-
res) solide ou liquide qui peut elle

-

même, par réaction chimique, émettre 
des gaz à une température et une pres-
sion et à une vitesse telle qu'il en résulte 
des dégâts dans la zone environne-
ment. 

3 H3 Matières inflammables 

Les liquides inflammables sont les li-
quides, mélanges de liquides, ou li-
quides contenant des solides en solu-
tion ou suspension (peintures, vernis, 
laques, etc., par exemple, à l'exclusion 
cependant des matières ou déchets 
classés ailleurs en raison de leurs ca-
ractéristiques dangereuses), qui émet-
tent des vapeurs inflammables à une 
température ne dépassant pas 60,5 °C 
en creuset fermé ou 65,6 °C en creuset 
ouvert. (Comme les résultats des essais 
en creuset ouvert et en creuset fermé ne 
sont pas strictement comparables entre 
eux et que même les résultats de plu-
sieurs essais effectués selon la même 
méthode diffèrent souvent, les règle-
ments qui s'écarteraient des chiffres ci

-

dessus pour tenir compte de ces diffé-
rences demeureraient conformes à 
l'esprit de cette définition.) 

4.1 H4.1 Matières solides inflammables 

Les solides ou déchets solides inflam-
mables sont les matières solides autres 
que celles classées comme explosives, 
qui, dans les conditions rencontrées lors 
du transport, s'enflamment facilement 
ou peuvent causer un incendie sous 
l'effet du frottement, ou le favoriser. 

4.2 H4.2 Matières spontanément inflammables 

Matières ou déchets susceptibles de 
s'échauffer spontanément dans des 
conditions normales de transport, ou de 
s'échauffer au contact de l'air, et pou-
vant alors s'enflammer. 

4.3 H4.3 Matières ou déchets qui, au contact de 
l'eau, émettent des gaz inflammables 

Matières ou déchets qui, par réaction 
avec l'eau, sont susceptibles de s'en

-

flammer spontanément ou d'émettre 

*) Cette numérotation correspond au système de classification de danger adopté dans 
les recommandations des Nations Unies pour le transport  des marchandises dange-
reuses (ST/SG/AC.10/1/Rev. 5, Nations Unies, New York, 1988). 

Classe 
ONU*) 

Code Caractéristiques 

des 	gaz 	inflammables 	en quantités 
dangereuses. 

5.1 H5.1 Matières comburantes 

Matières ou déchets qui, sans être tou-
jours combustibles eux-mêmes, peu-
vent, en général en cédant de l'oxygène, 
provoquer ou favoriser la combustion 
d'autres matières. 

5.2 H5.2 Péroxydes organiques 

Matières organiques ou déchets conte-
nant la structure bivalente -0-0- sont des 
matières thermiquement instables, qui 
peuvent subir une décomposition auto-
accélérée exothermique. 

6.1 H6.1 Matières toxiques (aigües) 

Matières ou déchets qui, par ingestion, 
inhalation ou pénétration cutanée, peu-
vent causer la mort ou une lésion grave 
ou nuire à la santé humaine. 

6.2 H6.2 Matières infectieuses 

Matières ou déchets contenant des mi-
cro-organismes viables ou leurs toxines, 
dont on sait, ou dont on a de bonnes 
raisons de croire, qu'ils causent la ma-
ladie chez les animaux ou chez 
l'homme. 

8 H8 Matières corrosives 

Matières ou déchets qui, par action 
chimique, causent des dommages gra-
ves aux tissus vivants qu'elles touchent, 
ou qui peuvent en cas de fuite endom-
mager sérieusement, voire détruire, les 
autres marchandises transportées ou 
les engins de transport et qui peuvent 
aussi comporter d'autres risques. 

9 H10 Matières libérant des gaz toxiques au 
contact de l'air ou de l'eau 

Matières ou déchets qui, par réaction 
avec l'air ou l'eau, sont susceptibles d'é-
mettre des gaz toxiques en quantités 
dangereuses. 

9 H11 Matières toxiques (effets différés ou 
chroniques) 

Matières ou déchets qui, par inhalation, 
ingestion ou pénétration cutanée, peu-
vent entraîner des effets différés ou 
chroniques, ou produire le cancer. 

*) Cette numérotation correspond au système de classification de danger adopté dans 
les recommandations des Nations Unies pour le transport  des marchandises dange-
reuses (ST/SG/AC.10/1/Rev. 5, Nations Unies, New York, 1988). 
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Classe 
ONU*) 

Code Caractéristiques 

9 H12 Matières écotoxiques 

Matières ou déchets qui, s'ils sont reje-
tés, provoquent ou risquent de provo-
quer, par bio-accumulation et/ou effets 
toxiques sur les systèmes biologiques, 
des impacts nocifs immédiats ou dif-
férés sur l'environnement. 

*) Cette numérotation correspond au système de classification de danger adopté dans 
les recommandations des Nations Unies pour le transpo rt  des marchandises dange-
reuses (ST/SG/AC.10/1/Rev. 5, Nations Unies, New York, 1988). 

Classe 
ONU') 

Code Caractéristiques 

9 H13 Matières susceptibles après élimination 
de donner lieu, par quelque moyen que 
ce soit, à une autre substance, par 
exemple un produit de lixiviation, qui 
possède l'une des caractéristiques énu-
mérées ci-dessus. 

*) Cette numérotation correspond au système de classification de danger adopté dans 
les recommandations des Nations Unies pour le transport  des marchandises dange-
reuses (ST/SG/AC.10/1/Rev. 5, Nations Unies, New York, 1988). 

Epreuves 

Les dangers que certains types de déchets sont susceptibles de 
présenter ne sont pas encore bien connus; il n'existe pas d'épreu-
ves d'appréciation quantitative de ces dangers. Des recherches 
plus approfondies sont nécessaires afin d'élaborer les moyens de 
caractériser les dangers que ces types de déchets peuvent pré-
senter pour l'homme óu l'environnement. Des épreuves normali-
sées ont été mises au point pour des substances et matières 
pures. De nombreux pays membres ont élaboré des tests natio-
naux que l'on peut appliquer aux matières destinées à être élimi-
nées par les opérations figurant à l'annexe III à la Convention en 
vue de décider si ces matières présentent une quelconque des 
caractéristiques énumérées dans la présente Annexe. 
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Anlage Ill 

Liste der gefährlichen Eigenschaften 

VN-Klasse*) Code

-

nummer 
Eigenschaften 

1 H1 Explosivstoffe 

Ein explosiver Stoff oder Abfall ist ein 
fester oder flüssiger Stoff oder Abfall 
(oder ein Gemisch aus Stoffen oder Ab

-

fällen), der selbständig durch chemische 
Reaktion Gas mit einer Temperatur, ei

-

nem Druck und einer Geschwindigkeit 
erzeugen kann, daß Schäden in der 
Umgebung entstehen. 

3 H3 Entzündbare Flüssigkeiten 

Entzündbare Flüssigkeiten sind Flüssig

-

keiten oder Flüssigkeitsgemische oder 
Flüssigkeiten, die Feststoffe in Lösung 
oder Suspension enthalten (z. B. Far

-

ben, Firnisse, Lacke usw., jedoch keine 
Stoffe oder Abfälle, die aufgrund ihrer 
Gefahreneigenschaften unter eine an-
dere Gruppe fallen) und bei einer Tem-
peratur von nicht mehr als 60,5°C, Ver-
such im geschlossenen Tiegel, oder bei 
nicht mehr als 65,6°C, Versuch im offe-
nen Tiegel, entzündbare Dämpfe ent-
wickeln. (Da die Ergebnisse der Versu-
che im offenen und im geschlossenen 
Tiegel nicht streng vergleichbar sind und 
sogar bei gleichem Versuch die einzel-
nen Ergebnisse oft  unterschiedlich sind, 
würden von den vorstehenden Werten 
abweichende Vorschriften, die diese 
Unterschiede 	berücksichtigen, 	dem 
Geist dieser Begriffsbestimmung ent-
sprechen.) 

4.1 H4.1 Entzündbare Feststoffe 

Feststoffe 	oder 	Feststoffabfälle, 	die 
nicht als Explosivstoffe eingeteilt und 
unter Beförderungsbedingungen leicht 
brennbar sind oder durch Reibung einen 
Brand auslösen oder zu seiner Entste-
hung beitragen können. 

4.2 H4.2 Selbstentzündbare Stoffe oder Abfälle 

Stoffe oder Abfälle, die sich unter den 
üblichen Beförderungsbedingungen von 
selbst oder bei Luftzutritt erhitzen und 
sich dann entzünden können. 

4.3 H4.3 Stoffe oder Abfälle, die in Berührung mit 
Wasser entzündbare Gase entwickeln 

Stoffe oder Abfälle, die sich durch Reak-
tion mit Wasser selbst entzünden oder 
gefährliche Mengen entzündbarer Gase 
freisetzen können. 

*) Entspricht der Einteilung in Gefahrenklassen, die in den Empfehlungen der Verein-
ten Nationen Ober die Beförderung gefährlicher Güter (ST/SG/AC. 10/1/Rev.5, 
Vereinte Nationen, New York, 1988) enthalten ist. 

VN-Klasse') Code

-

nummer 
Eigenschaften 

5.1 H5.1 Oxidierende Stoffe 
Stoffe oder Abfälle, die zwar selbst nicht 
zwangsläufig entzündbar sind, die je-
doch im allgemeinen durch Freisetzen 
von Sauerstoff, das Entzünden anderer 
Stoffe auslösen oder dazu beitragen 
können. 

5.2 H5.2 Organische Peroxide 

Organische Stoffe oder Abfälle, welche 
die bivalente 0-0-Struktur enthalten, 
sind wärmeinstabile Stoffe, bei denen 
eine exotherme Zersetzung unter 
Selbstbeschleunigung eintreten kann. 

6.1 H6.1 Giftige Stoffe (mit akuter Wirkung) 
Stoffe oder Abfälle, die durch Einnahme, 
Einatmen oder Durchdringen der Haut 
beim Menschen den Tod oder schwere 
Verletzungen 	herbeiführen 	oder 	die 
menschliche 	Gesundheit 	gefährden 
können. 

6.2 H6.2 Infektiöse Stoffe 
Stoffe oder Abfälle, die lebensfähige 
Mikroorganismen oder deren Toxine 
enthalten, die erwiesenermaßen oder 
vermutlich bei Tieren oder Menschen 
Erkrankungen hervorrufen. 

8 H8 Ätzende Stoffe 
Stoffe oder Abfälle, die bei Berührung 
durch 	chemische 	Reaktion 	schwere 
Schäden an lebendem Gewebe hervor

-

rufen oder im Leckfall andere beförderte 
Güter 	oder 	das 	Beförderungsmittel 
selbst erheblich beschädigen oder so-
gar zerstören können; sie können auch 
andere Gefahren verursachen. 

9 H10 Freisetzen toxischer Gase bei Kontakt 
mit Luft oder Wasser 
Stoffe oder Abfälle, die durch Reaktion 
mit Luft oder Wasser toxische Gase in 
gefährlichen Mengen freisetzen können. 

9 H11 Toxische Stoffe (mit verzögerter oder 
chronischer Wirkung) 
Stoffe oder Abfälle, die durch Einatmen, 
Einnahme oder Durchdringen der Haut 
eine verzögerte oder chronische Wir-
kung, einschließlich Karzinogenität, zur 
Folge haben können. 

9 H12 Ökotoxische Stoffe 
Stoffe oder Abfälle, die nach Freisetzen 
durch Bioakkumulation und/oder toxi- 

*) Entspricht der Einteilung in Gefahrenklassen, die in den Empfehlungen der Verein-
ten Nationen über die Beförderung gefährlicher Güter (ST/SG/AC. 10/1/Rev.5, 
Vereinte Nationen, New York, 1988) enthalten ist. 
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VN-Klasse') Code

-

nummer 
Eigenschaften 

sche Wirkung auf Lebenssysteme sofort 
oder später nachteilige Auswirkungen 
auf die Umwelt haben oder haben kön-
nen. 

*) Entspricht der Einteilung in Gefahrenklassen, die in den Empfehlungen der Verein-
ten Nationen über die Beförderung gefährlicher Güter (ST/SG/AC.  10/1/Rev.5, 
Vereinte Nationen, New York, 1988) enthalten ist. 

VN-Klasse") Code

-

nummer 
Eigenschaften 

9 H13 Stoffe, die auf irgendeine Weise nach 
der Entsorgung andere Substanzen er-
zeugen können, wie etwa Sickerstoffe, 
die eine der vorstehend aufgeführten 
Eigenschaften besitzen. 

1 Entspricht der Einteilung in Gefahrenklassen, die in den Empfehlungen der Verein-
ten Nationen über die Beförderung gefährlicher Güter (ST/SG/AC. 10/1/Rev.5, 
Vereinte Nationen, New York, 1988) enthalten ist. 

Prüfungen 

Die Gefahren, die von bestimmten Abfallarten ausgehen können, 
sind noch nicht völlig geklärt; es gibt keine Prüfungen zur mengen-
mäßigen Bestimmung dieser Gefahren. Weitere Forschung ist 
erforderlich, um Methoden zur Kennzeichnung der möglichen 
Gefahren dieser Stoffe für den Menschen und/oder die Umwelt zu 
entwickeln. Für reine Substanzen und Stoffe sind genormte Prü-
fungen ausgearbeitet worden. Zahlreiche Staaten haben eigene 
Prüfungen entwickelt, die auf die in Anlage I aufgeführten Stoffe 
angewandt werden können, um festzustellen, ob diese Stoffe eine 
der in dieser Anlage aufgeführten Eigenschaften besitzen. 
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Annex IV 
Disposal operations 

A. Operations which do not lead to the 
possibility of resource recovery, 
recycling, reclamation, direct re-use or 
alternative uses 

Section A encompasses all such disposal 
operations which occur in practice. 

D1 	Deposit into or onto land, (e. g., land- 
fill, etc.) 

D2 Land treatment, (e. g., biodegradation 
of liquid or sludgy discards in soils, 
etc.) 

D3 Deep injection, (e. g., injection of 
pumpable discards into wells, salt 
domes or naturally occurring reposi-
tories, etc.) 

D4 Surface impoundment, (e. g., place-
ment of liquid or sludge discards into 
pits, ponds or lagoons, etc.) 

D5 	Specially engineered landfill, (e. g., 
placement into lined discrete cells 
which are capped and isolated from 
one another and the environment, 
etc.) 

D6 Release into a water body except 
seas/oceans 

D7 Release into seas/oceans including 
sea-bed insertion 

D8 Biological treatment not specified 
elsewhere in this Annex which results 
in final compounds or mixtures which 
are discarded by means of any of the 
operations in Section A 

D9 Physico-chemical treatment not spe-
cified elsewhere in this Annex which 
results in final compounds or  mixtures 

 which are discarded by means of any 
of the operations in Section A, (e. g., 
evaporation, drying, calcination, 
neutralization, precipitation, etc.) 

D10 Incineration on land 

D11 Incineration at sea 

D12 Permanent storage (e. g., emplace-
ment of containers in a mine, etc.) 

D13 Blending or mixing prior to submis-
sion to any of the operations in Sec-
tion A 

D14 Repackaging prior to submission to 
any of the operations in Section A 

D15 Storage pending any of the opera-
tions in Section A 

Annexe IV 

Opérations d'élimination 

A. Opérations ne débouchant pas sur 
une possibilité de récupération de recy-
clage, de réutilisation, de réemploi di-
rect, ou toute autre utilisation des dé-
chets 

La section A récapitule toutes ces opéra-
tions d'élimination telles qu'elles sont effec-
tuées en pratique. 

D1 Dépôt sur ou dans le sol (par exemple 
mise en décharge, etc.) 

D2 Traitement en milieu terrestre (par 
exemple biodégradation de déchets 
liquides ou de boues dans les sols, 
etc.) 

D3 Injection en profondeur (par exemple 
des déchets pompables dans des 
puits, des dômes de sel, ou des failles 
géologiques naturelles, etc.) 

D4 Lagunage (par exemple déversement 
de déchets liquides ou de boues dans 
des puits, des étangs ou des bassins, 
etc.) 

D5 Mise en décharge spécialement amé-
nagée (par exemple placement dans 
des alvéoles étanches séparées, re-
couvertes et isolées les unes des au-
tres et de l'environnement, etc.) 

D6 Rejet dans le milieu aquatique sauf 
l'immersion en mer 

D7 Immersion en mer, y compris enfouis

-

sement dans le sous-sol marin 

D8 Traitement biologique non spécifié 
ailleurs dans la présente Annexe, 
aboutissant à des composés ou à des 
mélanges qui sont éliminés selon l'un 
des procédés énumérés à la sec-
tion A 

D9 Traitement physico-chimique non 
spécifié ailleurs dans la présente 
Annexe, aboutissant à des composés 
ou à des mélanges qui sont éliminés 
selon l'un des procédés énumérés à 
la section A (par exemple évapora-
tion, séchage, calcination, neutralisa-
tion, précipitation, etc.) 

D10 Incinération à terre 

D11 Incinération en mer 

D12 Stockage permanent (par exemple 
placement de conteneurs dans une 
mine, etc.) 

D13 Regroupement préalablement à l'une 
des opérations de la section A 

D14 Reconditionnement préalablement à 
l'une des opérations de la section A 

D15 Stockage préalablement à l'une des 
opérations de la section A 

Anlage IV 

Entsorgungsverfahren 

A. Verfahren, bei denen Wiedergewin-
nung, Verwertung, Rückgewinnung und 
unmittelbare Wiederverwendung oder 
andere Weiterverwendung der Abfälle 
nicht möglich ist 

Abschnitt A enthält sämtliche Entsor-
gungsverfahren, die in der Praxis ange-
wandt werden. 

D1 Ablagerungen in oder auf dem Boden 
(d. h. Deponien usw.) 

D2 Behandlung im Boden (z. B. biologi-
scher Abbau von flüssigen oder 
schlammigen Abfällen im Erdreich 
usw.) 

D3 Verpressung (z. B. Verpressung 
pumpfähiger Abfälle in Bohrlöcher, 
Salzdome oder natürliche Hohlräume 
usw.) 

D4 Oberflächenaufbringung (z. B. Ablei-
tung flüssiger oder schlammiger Ab-
fälle in Gruben, Teiche oder Lagunen 
usw.) 

D5  Speziell angelegte Deponien (z. B. 
Ablagerung in abgedichteten, ge-
trennten Räumen, die verschlossen 
und gegeneinander und gegen die 
Umwelt isoliert werden usw.) 

D6 Einleitung in ein Gewässer mit Aus-
nahme von Meeren/Ozeanen 

D7 Einleitung in Meere/Ozeane ein-
schließlich Einbringung in den Mee-
resboden 

D8 Biologische Behandlung, die nicht an 
anderer Stelle in dieser Anlage be-
schrieben ist und durch die Endver-
bindungen oder Gemische entste-
hen, die mit einem der in Abschnitt A 
aufgeführten Verfahren entsorgt wer-
den 

D9 Chemisch/physikalische 	Behand

-

lung, die nicht an anderer Stelle in 
dieser Anlage beschrieben ist und 
durch die Endverbindungen oder -ge-
mische entstehen, die mit einem der 
in Abschnitt A beschriebenen Verfah-
ren entsorgt werden (z. B. Verdamp-
fen, Trocknen, Kalzinieren, Neutrali-
sieren, Ausfällen usw.) 

D10 Verbrennung an Land 

D11 Verbrennung auf See 
D12 Dauerlagerung (z. B. Lagerung von 

Behältern in einem Bergwerk usw.) 

D13 Vermengung oder Vermischung vor 
Anwendung eines der in Abschnitt A 
beschriebenen Verfahren 

D14 Rekonditionierung vor Anwendung 
eines der in Abschnitt A beschriebe-
nen Verfahren 

D15 Lagerung bis zur Anwendung eines 
der in Abschnitt A beschriebenen 
Verfahren (Zwischenlagerung) 
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B. Operations which may lead to re-
source recovery, recycling, reclamation, 
direct  re-use  or alternative uses 

Section B encompasses all such operations 
with respect to materials legally defined as 
or considered to be hazardous wastes and 
which otherwise would have been destined 
for operations included in Section A 

R1 Use as a fuel (other than in direct 
incineration) or other means to gener-
ate energy 

R2 Solvent reclamation/regeneration 

R3 Recycling/reclamation of organic sub-
stances which are not used as solv-
ents 

R4 Recycling/reclamation of metals and 
metal compounds 

R5 Recycling/reclamation of other inor-
ganic materials 

R6 Regeneration of acids or bases 

R7 Recovery of components used for 
pollution abatement 

R8 Recovery of components from cata-
lysts 

R9 Used oil re-refining or other re-uses  of 
previously used oil 

R10 Land treatment resulting in benefit to 
agriculture or ecological improve-
ment 

R11 Uses of residual materials obtained 
from any of the operations numbered 
R1—R10 

R12 Exchange of wastes for submission to 
any of the operations numbered 
R1—R11 

R13 Accumulation of material intended for 
any operation in Section B 

B. Opérations débouchant sur une pos-
sibilité de récupération, de recyclage, de 
réutilisation, de réemploi direct, ou toute 
autre utilisation des déchets 

La section B est censée récapituler toutes 
ces opérations, concernant des matières 
qui sont considérées ou légalement définies 
comme déchets dangereux et qui auraient 
sinon subi l'une des opérations énoncées à 
la section A. 

R1 Utilisation comme combustible (autre-
ment qu'en incinération directe) ou 
autre moyen de produire de l'éner

-

gie 

R2 Récupération ou régénération des 
solvants 

R3 Recyclage ou récupération de sub-
stances organiques qui ne sont pas 
utilisées comme solvants 

R4 Recyclage ou récupération des mé-
taux ou des composés métalliques 

R5 Recyclage ou récupération d'autres 
matières inorganiques 

R6 Régénération des acides ou des ba-
ses 

R7 Récupération des produits servant à 
capter les polluants - 

R8 Récupération des produits provenant 
des catalyseurs 

R9 Régénération ou autres réemplois 
des huiles usées 

R10 Epandage sur le sol au profit de l'agri-
culture ou de l'écologie 

R11 Utilisation de matériaux résiduels ob-
tenus à partir de l'une des opérations 
numérotées R1 à R10 

R12 Echange de déchets en vue de les 
soumettre à l'une des opérations nu-
mérotées R1 à R11 

R13 Mise en réserve de matériaux en vue 
de les soumettre à l'une des opéra-
tions figurant à la section B 

B. Verfahren, bei denen Wiedergewin-
nung, Verwertung, Rückgewinnung und 
unmittelbare  oder andere Wiederverwen-
dung möglich ist 

Abschnitt B enthält sämtliche derartigen 
Verfahren in bezug auf Stoffe, die gesetz-
lich als gefährliche Abfälle bezeichnet wer-
den oder als solche gelten und die andern-
falls den in Abschnitt A beschriebenen Ver-
fahren unterzogen würden. 

R1 	Verwendung als Brennstoff (außer 
bei Direktverbrennung) oder andere 
Mittel der Energieerzeugung 

R2 Rückgewinnung/Regenerierung von 
Lösemitteln 

R3 Verwertung/Rückgewinnung organi-
scher Stoffe, die nicht als Lösemittel 
verwendet werden 

R4 Verwertung/Rückgewinnung von Me

-

tallen und Metallverbindungen 

R5 Verwertung/Rückgewinnung anderer 
anorganischer Stoffe 

R6 Regenerierung von Säuren oder Ba-
sen 

R7 Wiedergewinnung von Bestandteilen, 
die der Bekämpfung der Verunreini-
gung dienen 

R8 Wiedergewinnung von Katalysator-
bestandteilen 

R9 Altölraffination oder andere Wieder-
verwendungsmöglichkeiten von Altöl 

R10 Aufbringung auf den Boden zum Nut-
zen der Landwirtschaft oder der Öko-
logie 

R11 Verwendung von Rückständen, die 
bei einem der unter R1—R10 aufge-
zählten Verfahren gewonnen wer-
den 

R12 Austausch von Abfällen, um sie ei-
nem der unter R1—R11 aufgezählten 
Verfahren zu unterziehen 

R13 Ansammlung von Stoffen, die für ein 
der in Abschnitt B beschriebenen 
Verfahren vorgesehen sind. 
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Annex V A 

Information to be provided 
on notification 

1. Reason for waste export 

2. Exporter of the waste') 

3. Generator(s) of the waste and site of 
generation') 

4. Disposer of the waste and actual site of 
disposal') 

5. Intended carrier(s) of the waste or their 
agents, if known') 

6. Country  of export of the waste 
Competent authority 2) 

7. Expected countries of transit 
Competent authority 2) 

8. Country  of import  of the waste 
Competent authority 2) 

9. General or single notification 

10. Projected date(s) of shipment(s) and 
period of time over which waste is to be 
exported and proposed itinerary (in-
cluding point of entry and exit)') 

11. Means of transpo rt  envisaged (road, 
rail, sea, air, inland waters) 

12. Information relating to insurance 4) 

13. Designation and physical description of 
the waste including Y number and UN 
number and its compositions) and in-
formation on any special handling re-
quirements including emergency provi-
sions in case of accidents 

14. Type of packaging envisaged (e.g. 
bulk, drummed, tanker) 

15. Estimated quantity in weight/volume 6) 

16. Process by which the waste is 
generated7) 

17. For wastes listed in Annex I, classifica-
tions from Annex Ill: hazardous 
characteristic, H number, and UN 
class 

18. Method of disposal as per Annex IV 

19. Declaration by the generator and ex

-

porter that the information is correct 

20. Information transmitted (including tech-
nical description of the plant) to the 
exporter or generator from the disposer 
of the waste upon which the la tter has 
based his assessment that there was 
no -reason to believe that the wastes 
will not be managed in an environment-
ally sound manner in accordance with 
the laws and regulations of the count ry 

 of import  

Annexe V-A 

Informations à fournir 
lors de la notification 

1. Motif de l'exportation de déchets 

2. Exportateur des déchets') 

3. Producteur(s) des déchets et lieu de 
production') 

4. Eliminateur des déchets et lieu effectif 
d'élimination1) 

5. Transporteur(s) prévu(s) des déchets 
ou leurs agents, lorsqu'ils sont 
connus') 

6. Pays d'exportation des déchets 
Autorité compétente 2) 

7. Pays de transit prévus 
Autorité compétente 2) 

8. Pays d'importation des déchets 
Autorité compétente 2) 

9. Notification générale ou notification 
unique 

10. Date(s) prévue(s) du(des) transfert(s), 
durée de l'exportation des déchets et 
itinéraire prévu (notamment points 
d'entrée et de sortie) 3) 

11. Moyen(s) de transport prévu(s) (route, 
rail, mer, air, voie de navigation inté-
rieure, etc.) 

12. Informations relatives à l'assurance`) 

13. Dénomination et description physique 
des déchets, y compris numéro Y et 
numéro ONU, composition de ceux-ci5) 
et renseignements sur toute disposi-
tion particulière relative à la manipula-
tion, notamment mesures d'urgence à 
prendre en cas d'accident 

14. Type de conditionnement prévu (par 
exemple vrac, fûts, citernes) 

15. Quantité estimée en poids/volumes) 

16. Processus dont proviennent les dé-
chets') 

17. Pour les déchets énumérés à 
l'Annexe I, classification de l'Annexe 
Ill: caractéristique de danger; numéro 
H; classe de l'ONU 

18. Mode d'élimination selon l'Annexe IV 

19. Déclaration du producteur et de 
l'exportateur certifiant l'exactitude des 
informations 

20. Informations (y compris la description 
technique de l'installation) communi-
quées à l'exportateur ou au producteur 
par l'éliminateur des déchets et sur 
lesquelles ce dernier s'est fondé pour 
estimer qu'il n'y a aucune raison de 
croire que les déchets ne seront pas 
gérés selon des méthodes écologique-
ment rationnelles conformément aux 
lois et règlements du pays importa-
teur. 

Anlage V A 

Bei der Notifikation 
anzugebende Informationen 

1. Begründung für die Ausfuhr der Ab-
fälle 

2. Abfallexporteur) 

3. Abfallerzeuger und Entstehungsort1) 

4. Abfallentsorger und tatsächlicher Ort 
der Entsorgung') 

5. Vorgesehene(r) Abfallbeförderer oder, 
sofern bekannt, ihre Beauftragten1) 

6. Abfallausfuhrland 
Zuständige Behörde 2) 

7. Voraussichtliche Durchfuhrländer 
Zuständige Behörde 2) 

8. Abfalleinfuhrland 
Zuständige Behörde 2) 

9. Allgemeine Notifikation oder Einzelno-
tifikation 

10. Voraussichtliche(r) Versandtermin(e) 
und Dauer der Abfallausfuhr sowie vor- 
gesehener Weg (einschließlich Ort der 
Einfuhr und der Ausfuhr) 3) 

11. Vorgesehene Beförderungsart (Stra-
ße, Schiene, Seeweg, Luftweg, Bin-
nengewässer) 

12. Informationen über die Versicherung') 

13. Bezeichnung und Beschreibung der 
Beschaffenheit des Abfalls, einschließ-
lich der Y-Nummer und der VN-Num-
mer und seiner Zusammensetzung5) 
sowie Angaben über etwaige beson-
dere • Handhabungsvorschriften, ein-
schließlich der bei Unfällen zu ergrei-
fenden Sofortmaßnahmen 

14. Art  der vorgesehenen Verpackung 
(z. B. als Schüttgut, in Fässern oder in 
Tanks) 

15. Geschätzte Menge nach Gewicht/Vo-
lumen 6) 

16. Verfahren, bei dem der Abfall anfällt7) 

17. Für die in Anlage I aufgeführten Abfälle 
Einteilungen nach Anlage Ill: Gefah-
reneigenschaft, H-Nummer und VN-
Klasse 

18. Entsorgungsverfahren nach Anlage IV 

19. Erklärung des Erzeugers und des Ex-
porteurs, daß die Informationen zutref-
fend sind 

20. Informationen (einschließlich einer 
technischen Beschreibung der Anlage) 
des Abfallentsorgers an den Exporteur 
oder Erzeuger, auf die der Entsorger 
seine Feststellung gestützt hat, daß 
kein Grund zu der Annahme vorliegt, 
die Abfälle würden nicht umweltge-
recht in Übereinstimmung mit den Ge-
setzen und sonstigen Vorschriften des 
Einfuhrlands behandelt werden 
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21. Information concerning the contract 
between the exporter and disposer 

Notes 

1) Full name and address, telephone, telex or telefax 
number and the name, address, telephone, telex or 
telefax number of the person to be contacted. 

2) Full name and address, telephone, telex or telefax 
number. 

3) In the case of a general notification covering several 
shipments, either the expected dates of each shipment 
or, if  this is not known, the expected frequency of the 
shipments will be required. 

4) Information to be provided on relevant insurance re-
quirements and how they are met by expo rter, carrier 
and disposer. 

5) The nature and the concentration of the most hazard-
ous components, in terms of toxicity and other dangers 
presented by the waste both in handling and in relation 
to the proposed disposal method. 

6) In the case of a general notification covering several 
shipments, both the estimated total quantity and the 
estimated quantities for each individual shipment will 
be required. 

') Insofar as this is necessary to assess the hazard and 
determine the appropriateness of the proposed dispos-
al operation. 

21. Renseignements concernant le contrat 
conclu entre l'exportateur et l'élimina

-

teur. 

Notes 

1) Nom et adresse complets, numéros de téléphone, de 
télex ou de télécopieur, ainsi que nom, adresse et 
numéro de téléphone, de télex ou de télécopieur de la 
personne à contacter. 

2) Nom et adresse complets, numéros de téléphone, de 
télex ou de télécopieur. 

3) En cas de notification générale couvrant plusieurs 
transferts, indiquer soit les dates prévues de chaque 
transport, soit, si celles-ci ne sont pas connues, la 
fréquence prévue des transports. 

4) Informations à fournir sur les dispositions pertinentes 
relatives à l'assurance et sur la manière dont l'exporta-
teur, le transporteur et l'éliminateur s'en acquittent. 

5) Indiquer la nature et la concentration des composés les 
plus dangereux au regard de la toxicité et des autres 
dangers présentés par les déchets tant pour la manipu-
lation que pour le mode d'élimination prévu. 

6) En cas de notification générale couvrant plusieurs 
transferts, indiquer à la fois la quantité totale estimée et 
les quantités estimées pour chacun des transferts. 

7) Dans la mesure où ce renseignement est nécessaire 
pour évaluer les risques et déterminer la validité de 
l'opération d'élimination proposée. 

21. Informationen über den Vertrag zwi-
schen dem Exporteur und dem Entsor

-

ger 

Anmerkungen 

') Vollständiger Name und vollständige Anschrift, Tele-
fon-, Telex- oder Telefaxnummer sowie Name, An-
schrift, Telefon-, Telex- oder Telefaxnummer der Kon-
taktperson. 

2) Vollständiger Name und vollständige Anschrift, Tele-
fon-, Telex- oder Telefaxnummer. 

3) Bei einer allgemeinen Notifikation, die mehrere Sendun-
gen betrifft, sind entweder die voraussichtlichen Ver-
sandtermine jeder einzelnen Sendung oder, falls diese 
nicht bekannt sind, die voraussichtliche Häufigkeit der 
Sendungen anzugeben. 

4) Informationen über einschlägige Versicherungsvor-
schriften und über ihre Einhaltung durch den Exporteur, 
den Beförderer und den Entsorger. 

5) Art  und Konzentration der gefährlichsten Bestandteile 
hinsichtlich ihrer Toxizität und anderer sowohl mit der 
Behandlung als auch mit dem vorgesehenen Entsor-
gungsverfahren des Abfalls verbundenen Gefahren. 

6) Bei einer allgemeinen Notifikation, die mehrere Sendun-
gen betrifft, sind sowohl die geschätzte Gesamtmenge 
als auch die geschätzten Mengen jeder einzelnen Sen-
dung anzugeben. 

7) Soweit diese Angaben zur Einschätzung der Gefahr und 
zur Beurteilung der Eignung des vorgesehenen Entsor-
gungsverfahrens erforderlich sind. 
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Annex V B 

Information to be provided 
on the movement document 

1. Exporter of the waste') 

2. Generator(s) of the waste and site of 
generation') 

3. Disposer of the waste and actual site of 
disposal') 

4. Carrier(s) of the waste') or his agent(s) 

5. Subject of general or single notifica-
tion 

6. The date the transboundary movement 
started and date(s) and signature on 
receipt by each person who takes 
charge of the waste 

7. Means of transport  (road, rail, inland 
waterway, sea, air) including countries 
of export, transit and impo rt, also point 
of entry and exit where these have 
been designated 

8. General description of the waste (phys-
ical state, proper UN shipping name 
and class, UN number, Y number and 
H number as applicable) 

9. Information on special handling re-
quirements including emergency provi-
sion in case of accidents 

10. Type and number of packages 

11. Quantity in weight/volume 

12. Declaration by the generator or expo rt
-er that the information is correct 

13. Declaration by the generator or expo rt
-er indicating no objection from the 

competent authorities of all States con-
cerned which are Pa rties 

14. Certification by disposer of receipt at 
designated disposal facility and indica-
tion of method of disposal and of the 
approximate date of disposal. 

Notes 

The information required on the movement document shall 
where possible be integrated in one document with that 
required under transpo rt  rules. Where this is not possible 
the information should complement rather than duplicate 
that required under the transpo rt  rules. The movement 
document shall carry  instructions as to who is to provide 
information and fill out any form. 

') Full name and address, telephone, telex or telefax 
number and the name, address, telephone, telex or 
telefax number of the person to be contacted in case of 
emergency. 

Annexe V- B 
Informations à fournir 

dans le document de mouvement 
1. Exportateur des déchets') 

2. Producteur(s) des déchets et lieu de 
production') 

3. Eliminateur des déchets et lieu effectif 
d'élimination') 

4. Transporteur(s) des déchets') ou son 
(ses) agent(s) 

5. Sujet à notification générale ou à notifi-
cation unique 

6. Date de début du mouvement trans-
frontière et date(s) et signature de la 
réception par chaque personne qui 
prend en charge les déchets 

7. Moyen de transport (route, rail, voie de 
navigation intérieure, mer, air) y corn

-
pris pays d'exportation, de transit et 
d'importation ainsi que points d'entrée 
et de sortie lorsque ceux-ci sont 
connus 

8. Description générale des déchets (état 
physique, appellation exacte et classe 
d'expédition ONU, numéro ONU, nu-
méro Y et numéro H le cas échéant) 

9. Renseignements sur les dispositions 
particulières relatives à la manipulation 
y compris mesures d'intervention en 
cas d'accident 

10. Type et nombre de colis 

11. Quantité en poids/volume 

12. Déclaration du producteur ou de 
l'exportateur certifiant l'exactitude des 
informations 

13. Déclaration du producteur ou de 
l'exportateur certifiant l'absence d'ob-
jections de la part des autorités compé-
tentes de tous les Etats concernés qui 
sont Parties 

14. Attestation de l'éliminateur de la récep-
tion à l'installation d'élimination dési-
gnée et indication de la méthode d'éli-
mination et de la date approximative 
d'élimination 

Notes 

Les informations à fournir sur le document de mouvement 
devraient, chaque fois que possible, être rassemblées 
dans un seul et même document avec celles exigées par la 
réglementation des transports. En cas d'impossibilité, ces 
informations devraient compléter et non répéter celles 
exigées par la réglementation des transports. Le document 
de mouvement contiendra des instructions quant à la 
personne habilitée à fournir les renseignements et à rem-
plir les formulaires. 

1) Nom et adresse complets, numéros de téléphone, de 
télex ou de télécopieur, ainsi que nom, adresse et 
numéro de téléphone, de télex ou de télécopieur de la 
personne à contacter en cas d'urgence. 

Anlage V B 

Im Begleitpapier 
anzugebende Informationen 

1. Abfallexporteur) 

2. Abfallerzeuger und Entstehungsort1) 

3. Abfallentsorger und tatsächlicher Ort 
der Entsorgung') 

4. Beförderer des Abfalls') oder seine 
Beauftragten 

5. Gegenstand einer allgemeinen oder 
einer Einzelnotifikation 

6. Tag, an dem die grenzüberschreitende 
Verbringung begonnen hat, sowie  Ta-
g(e) des Eingangs und Unterschrift je-
der Person, die den Abfall übernimmt 

7. Beförderungsart (Straße, Schiene, 
Binnengewässer, Seeweg, Luftweg), 
einschließlich Ausfuhr-, Durchfuhr- und 
Einfuhrländer sowie Ort der Einfuhr 
und der Ausfuhr, sofern diese bekannt 
sind 

8. Allgemeine Beschreibung des Abfalls 
(physische Beschaffenheit, genaue 
VN-Versandbezeichnung und -klasse, 
VN-Nummer, Y-Nummer und H-
Nummer, soweit zutreffend) 

9. Informationen über besondere Hand-
habungsvorschriften, 	einschließlich 
der bei Unfällen zu ergreifenden So-
fortmaßnahmen 

10. Art  und Zahl der Versandstücke 

11. Menge nach Gewicht/Volumen 

12. Erklärung des Erzeugers oder Expor-
teurs, daß die Informationen zutreffend 
sind 

13. Erklärung des Erzeugers oder Expor-
teurs, in der er bestätigt, daß von sei-
ten der zuständigen Behörden aller be-
troffenen Staaten, dies Vertragspartei-
en sind, kein Einspruch erhoben wird 

14. Bestätigung des Entsorgers über den 
Eingang bei der bezeichneten Entsor-
gungsanlage sowie Angabe des Ent-
sorgungsverfahrens und des ungefäh-
ren Entsorgungstermins. 

Anmerkungen 

Die im Begleitpapier anzugebenden Informationen sind 
nach Möglichkeit zusammen mit den nach den Beförde-
rungsregeln vorgeschriebenen Angaben in einem einzigen 
Dokument zusammenzufassen. Ist dies nicht möglich, so 
sollen diese Informationen die nach den Beförderungs-
regeln vorgeschriebenen Angaben nicht wiederholen, son

-

dem ergänzen. Das Begleitpapier enthält Anweisungen 
darüber, wer die Angaben beizubringen und die Vordrucke 
auszufüllen hat. 

') Vollständiger Name und vollständige Anschrift, Tele-
fon-, Telex- oder Telefaxnummer sowie Name, An-
schrift, Telefon-, Telex- oder Telefaxnummer der Kon-
taktperson in Notfällen 
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Annex VI 

Arbitration 

Article 1 

Unless the agreement referred to in A rti-
cle 20 of the Convention provides other-
wise, the arbitration procedure shall be con-
ducted in accordance with A rticles 2 to 10 
below. 

Article 2 

The claimant party shall notify the Secre-
tariat that the pa rties have agreed to submit 
the dispute to arbitration pursuant to para-
graph 2 or paragraph 3 of A rticle 20 and 
include, in particular, the Articles of the Con-
vention the interpretation or application of 
which are at issue. The Secretariat shall 
forward the information thus received to all 
Parties to the Convention. 

Article 3 

This arbitral tribunal shall consist of three 
members. Each of the pa rties to the dispute 
shall appoint an arbitrator, and the two arbit-
rators so appointed shall designate by corn

-

mon agreement the third arbitrator, who 
shall be the chairman of the tribunal. The 
latter shall not be a national of one of the 
parties to the dispute, nor have his usual 
place of residence in the territory of one of 
these parties, nor be employed by any of 
them, nor have dealt with the case in any 
other capacity. 

Article 4 

1. If the chairman of the arbitral tribunal 
has not been designated within two months 
of the appointment of the second arbitrator, 
the Secretary-General of the United Nations 
shall, at the request of either party, desig-
nate him within a further two months peri-
od. 

2. If one of the pa rties to the dispute does 
not appoint an arbitrator within two months 
of the receipt of the request, the other party 
may inform the Secretary-General of the 
United Nations who shall designate the 
chairman of the arbitral tribunal within a 
further two months' period. Upon designa-
tion, the chairman of the arbitral tribunal 
shall request the party which has not ap-
pointed an arbitrator to do so within two 
months. After such period, he shall inform 
the Secretary-General of the United Na-
tions, who shall make this appointment with-
in a further two months' period. 

Article 5 

1. The arbitral tribunal shall render its 
decision in accordance with international 
law and in accordance with the provisions of 
this Convention. 

Annexe VI 
Arbitrage 

Article premier 

Sauf dispositions contraires de l'accord 
prévu à l'article 20 de la Convention, la 
procédure d'arbitrage est conduite confor-
mément aux dispositions des articles 2 à 10 
ci-après. 

Article 2 

La Partie requérante notifie au Secrétariat 
que les Parties sont convenues de soumet-
tre le différend à l'arbitrage conformément 
au paragraphe 2 ou au paragraphe 3 de 
l'article 20 de la Convention, en indiquant 
notamment les articles de la Convention 
dont l'interprétation ou l'application sont en 
cause. Le Secrétariat communique les infor-
mations ainsi reçues à toutes les Parties à 
la Convention. 

Article 3 

Le tribunal arbitral est composé de trois 
membres. Chacune des Parties au différend 
nomme un arbitre et les deux arbitres ainsi 
nommés désignent d'un commun accord le 
troisième arbitre, qui assume la présidence 
du tribunal. Ce dernier ne doit pas être 
ressortissant de l'une des Parties au diffé-
rend ni avoir sa résidence habituelle sur le 
territoire de l'une de ces Parties, ni se trou-
ver au service de l'une d'elles, ni s'être déjà 
occupé de l'affaire à aucun titre. 

Article 4 

1. Si, dans un délai de deux mois après la 
nomination du deuxième arbitre, le Prési-
dent du tribunal arbitral n'est pas désigné, le 
Secrétaire général de l'Organisation des 
Nations Unies procède, à la requête de 
l'une des deux Parties, à sa désignation 
dans un nouveau délai de deux mois. 

2. Si, dans un délai de deux mois après la 
réception de la requête, l'une des Parties au 
différend ne procède pas à la nomination 
d'un arbitre, l'autre Partie peut saisir le Se-
crétaire général de l'Organisation des Na-
tions Unies, qui désigne le Président du 
tribunal arbitral dans un nouveau délai de 
deux mois. Dès sa désignation le Président 
du tribunal arbitral demande à la Partie qui 
n'a pas nommé d'arbitre de le faire dans un 
délai de deux mois. Passé ce délai, il saisit 
le Secrétaire général de l'Organisation des 
Nations Unies, qui procède à cette nomina-
tion dans un nouveau délai de deux mois. 

Article 5 

1. Le tribunal rend sa sentence conformé-
ment au droit international et aux disposi-
tions de la présente Convention. 

Anlage VI 
Schiedsverfahren 

Artikel 1 

Sofern die in Artikel 20 des Übereinkom-
mens bezeichnete Vereinbarung nichts an-
deres vorsieht, wird das Schiedsverfahren 
nach den Artikeln 2 bis 10 durchgeführt. 

Artikel 2 

Die antragstellende Partei notifiziert dem 
Sekretariat, daß die Parteien sich darauf 
geeinigt haben, die Streitigkeit nach Arti-
kel 20 Absatz 2 oder 3 des Übereinkom-
mens einem Schiedsverfahren zu unter-
werfen, und weist insbesondere auf die Arti-
kel des Übereinkommens hin, deren Ausle-
gung oder Anwendung strittig ist. Das Se-
kretariat leitet diese Informationen an alle 
Vertragsparteien des Übereinkommens 
weiter. 

Artikel 3 

Das Schiedsgericht besteht aus drei Mit-
gliedern. Jede an der Streitigkeit beteiligte 
Vertragspartei bestellt einen Schiedsrichter, 
und die beiden so bestellten Schiedsrichter 
ernennen einvernehmlich den dritten 
Schiedsrichter zum Vorsitzenden des Ge-
richts. Dieser darf nicht Staatsangehöriger 
einer der Streitparteien sein, nicht seinen 
ständigen Aufenthalt im Hoheitsgebiet einer 
dieser Parteien haben, nicht bei einer von 
ihnen im Dienst stehen und sich in keiner 
anderen Eigenschaft mit der Streitigkeit be-
faßt haben. 

Artikel 4 

(1) Ist der Vorsitzende des Schiedsge-
richts nicht binnen zwei Monaten nach der 
Bestellung des zweiten Schiedsrichters er-
nannt, so ernennt ihn der Generalsekretär 
der Vereinten Nationen auf Ersuchen einer 
der Parteien binnen einer weiteren Frist von 
zwei Monaten. 

(2) Hat eine der Streitparteien nicht bin-
nen zwei Monaten nach Eingang des Ersu-
chens einen Schiedsrichter bestellt, so kann 
die andere Partei den Generalsekretär der 
Vereinten Nationen davon in Kenntnis set-
zen, der den Vorsitzenden des Schiedsge-
richts binnen einer Frist von weiteren zwei 
Monaten ernennen wird. Nach seiner Er-
nennung fordert  der Vorsitzende des 
Schiedsgerichts die Partei, die noch keinen 
Schiedsrichter bestellt hat, auf, diese Be-
stellung binnen zwei Monaten vorzuneh-
men. Nach Ablauf dieser Frist unterrichtet er 
den Generalsekretär der Vereinten Natio-
nen, der diese Ernennung binnen einer Frist 
von weiteren zwei Monaten vornimmt. 

Artikel 5 

(1) Das Schiedsgericht trifft seine Ent-
scheidungen nach Maßgabe des Völker-
rechts und in Übereinstimmung mit dem 
Übereinkommen. 



Drucksache 12/5278 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

2. Any arbitral tribunal constituted under 
the provisions of this Annex shall draw up its 
own rules of procedure. 

Article 6 

1. The decisions of the arbitral  tribunal 
 both on procedure and on substance, shall 

be taken by majority vote of its members. 

2. The tribunal may take all appropriate 
measures in order to establish the facts. It 
may, at the request of one of the pa rties, 
recommend essential interim measures of 
protection. 

3. The parties to the dispute shall provide 
all facilities necessary for the effective  con-
duct of the proceedings. 

4. The absence or default of a party in 
the dispute shall not constitute an impedi-
ment to the proceedings. 

Article 7 

The tribunal may hear and determine 
counter-claims arising directly out of the 
subject-matter of the dispute. 

Article 8 

Unless the arbitral  tribunal  determines 
otherwise because of the particular circum-
stances of the case, the expenses of the 
tribunal, including the remuneration of its 
members, shall be, borne by the parties to 
the dispute in equal shares. The tribunal 
shall keep a record of all its expenses, and 
shall furnish a final statement thereof to the 
parties. 

Article 9 

Any Party  that has an interest of a legal 
nature in the subject-matter of the dispute 
which may be affected by the decision in the 
case, may intervene in the proceedings with 
the consent of the tribunal. 

Article 10 

1. The tribunal shall render its award 
within five months of the date on which it is 
established unless it finds it necessary to 
extend the time-limit for a period which 
should not exceed five months. 

2. The award of the arbitral  tribunal  shall 
be accompanied by a statement of reasons. 
It shall be final and binding upon the pa rties 
to the dispute. 

3. Any dispute which may arise between 
the parties concerning the interpretation or 
execution of the award may be submitted by 
either party to the arbitral tribunal which 
made the award or, if the latter cannot be 
seized thereof, to another tribunal con-
stituted for this purpose in the same manner 
as the first. 

2. Tout tribunal arbitral constitué aux ter-
mes de la présente annexe établit ses pro-
pres règles de procédure. 

Article 6 

1. Les décisions du tribunal arbitral, tant 
sur la procédure que sur le fond, sont prises 
à la majorité des voix de ses membres. 

2. Le tribunal peut prendre toutes me-
sures appropriées pour établir les faits. Il 
peut, à la demande de l'une des parties, 
recommander les mesures conservatoires 
indispensables. 

3. Les Parties au différend fourniront tou-
tes facilités nécessaires pour la bonne 
conduite de la procédure. 

4. L'absence ou le défaut d'une Partie au 
différend ne fait pas obstacle à la procédu-
re. 

Article 7 

Le tribunal peut connaître et décider des 
demandes reconventionnelles directement 
liées à l'objet du différend. 

Article 8 

A moins que le tribunal d'arbitrage n'en 
décide autrement en raison des circonstan-
ces particulières de l'affaire, les dépenses 
du tribunal, y compris la rémunération de 
ses membres, sont prises en charge à parts 
égales par les Parties au différend. Le tribu-
nal tient un relevé de toutes ses dépenses 
et en fournit un état final aux Parties. 

Article 9 

Toute Partie ayant, en ce qui concerne 
l'objet du différend, un intérêt d'ordre juridi-
que susceptible d'être affecté par la déci-
sion peut intervenir dans la procédure, avec 
le consentement du tribunal. 

Article 10 

1. Le tribunal prononce la sentence dans 
un délai de cinq mois à partir de la date à 
laquelle il est créé, à moins qu'il n'estime 
nécessaire de prolonger ce délai pour une 
période qui ne devrait pas excéder cinq 
mois. 

2. La sentence du tribunal arbitral est 
motivée. Elle est définitive et obligatoire 
pour les Parties au différend. 

3. Tout différend qui pourrait surgir entre 
les Parties concernant l'interprétation ou 
l'exécution de la sentence peut être soumis 
par l'une des deux Parties au tribunal arbi-
tral qui l'a rendue, ou, si ce dernier ne peut 
en être saisi, à un autre tribunal arbitral 
constitué à cet effet de la même manière 
que le premier. 

(2) Ein nach dieser Anlage gebildetes 
Schiedsgericht legt seine Verfahrensord-
nung fest. 

Artikel 6 

(1) Das Schiedsgericht entscheidet über 
Verfahren und Inhalt mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder. 

(2) Das Gericht kann zur Feststellung der 
Tatsachen alle geeigneten Maßnahmen 
ergreifen. Auf Ersuchen einer der Parteien 
kann es dringende einstweilige Schutzmaß-
nahmen empfehlen. 

(3) Die Streitparteien schaffen alle für den 
reibungslosen Verlauf des Verfahrens not-
wendigen Erleichterungen. 

(4) Abwesenheit oder Versäumnis einer 
Partei stellt kein Hindernis für das Verfahren 
dar. 

Artikel 7 

Das Gericht kann über Gegenklagen die 
mit dem Streitgegenstand unmittelbar in Zu-
sammenhang stehen, verhandeln und ent-
scheiden. 

Artikel 8 

Sofern das Schiedsgericht nicht wegen 
der besonderen Umstände des Einzelfalls 
etwas anderes beschließt, werden die Ko-
sten des Gerichts, einschließlich der Vergü-
tung seiner Mitglieder, von den Streitpartei-
en zu gleichen Teilen getragen. Das Gericht 
verzeichnet alle seine Kosten und legt den 
Parteien eine Schlußabrechnung vor. 

Artikel 9 

Hat eine Vertragspartei ein rechtliches 
Interesse an dem Streitgegenstand, das 
durch die Entscheidung des Falles berührt 
werden könnte, so kann sie mit Zustimmung 
des Gerichts dem Verfahren beitreten. 

Artikel 10 

(1) Das Gericht fällt seinen Schieds-
spruch binnen fünf Monaten nach dem 
Zeitpunkt, in dem es gebildet wurde; hält es 
jedoch eine Verlängerung dieser Frist für 
notwendig, so darf diese fünf Monate nicht 
überschreiten. 

(2) Der Spruch des Schiedsgerichts ist 
mit einer Begründung zu versehen. Er ist 
endgültig und für die Streitparteien bin-
dend. 

(3) Streitigkeiten zwischen den Parteien 
über die Auslegung oder die Vollstreckung 
des Schiedsspruchs können von jeder Par-
tei dem Schiedsgericht, das den Spruch 
gefällt hat, oder, falls dieses Gericht nicht 
befaßt werden kann, einem anderen Gericht 
unterbreitet werden, das zu diesem Zweck 
auf die gleiche Weise gebildet wird wie das 
erste. 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/5278 

Denkschrift zum Basler Übereinkommen 

I. Allgemeines 
Im Rahmen des Umweltprogramms der Vereinten Natio-
nen (UNEP) wurde seit 1987 eine Weltkonvention über die 
Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung gefährli-
cher Abfälle und ihrer Entsorgung verhandelt. Die Bera-
tung der Konvention wurde mit einer Ministerkonferenz in 
Basel vom 20. bis 22. März 1989, an der mehr als 110 
Staaten teilnahmen, abgeschlossen. Auf dieser Konferenz 
haben ca. 70 Staaten mit Zeichnung der Schlußakte ihr 
grundsätzliches Einverständnis mit den Regelungen des 
Übereinkommens zum Ausdruck gebracht. 35 Staaten und 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaften haben 
bereits zu diesem Zeitpunkt die Konvention gezeichnet. 
Die Zeichnung der Bundesrepublik Deutschland erfolgte 
am 23. Oktober 1989. Zwischenzeitlich haben nahezu alle 
Industriestaaten das Übereinkommen gezeichnet, es trat 
am 90. Tag nach dem Zeitpunkt der Hinterlegung der 
20. Ratifikations- oder Annahmeurkunde, Urkunde der 
förmlichen Bestätigung, Genehmigungs- oder Beitritts-
urkunde am 6. Mai 1992 in Kraft. 

Folgende Staaten sind bisher dem Übereinkommen bei-
getreten: Argentinien, Australien, Bahamas, Bahrein, 
Brasilien, Kanada, Chile, China, Zypern, die Tschechische 
und die Slowakische Republik, El Salvador, Estland, Finn-
land, Frankreich, Ungarn, Indien, Jordanien, Lettland, die 
Malediven, Mexiko, Monaco, Nigeria, Norwegen, Panama, 
Polen, Rumänien, Saudi Arabien, Senegal, Sri Lanka, 
Schweden, die Schweiz, Syrien, die Vereinigten Arabi-
schen Emirate und Uruguay. 

Die Europäischen Gemeinschaften beabsichtigen, dem 
Übereinkommen bis zum 6. Februar 1994 beizutreten, 
wobei angestrebt wird, daß der gleichzeitige Beitritt aller 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften auch 
zu diesem Zeitpunkt erfolgt. 

Das Basler Übereinkommen über die Kontrolle der grenz-
überschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und 
ihrer Entsorgung zielt vor dem Hintergrund von Vorfällen 
unkontrollie rter Abfallverbringungen insbesondere in Staa-
ten der „Dritten Welt" auf eine weltweit harmonisierte Kon-
trolle von Abfallverbringungen ab. 

Darüber hinaus enthält das Übereinkommen bereits erste 
Grundzüge einer weltweiten „Abfatlwirtschaftskonvention" 
wie den Grundsatz der Entsorgung am Entstehungsort der 
Abfälle, den Vorrang von Maßnahmen zur Reduzierung 
der Abfallmengen und den Auftrag, allgemeine Grundsät-
ze für eine umweltverträgliche Abfallentsorgung mit welt-
weiter Geltung zu erarbeiten. 

Den Kernbereich des Übereinkommens bilden folgende 
Regelungen: 

— Import, Export  und Transit von Abfällen sind nur zuläs-
sig, wenn zuvor alle beteiligten Staaten informiert wur-
den und der Verbringung zugestimmt haben, 

—Verbringungen in „Nichtvertragsstaaten" sind unzuläs-
sig, es sei denn, es bestehen bi- oder multilaterale 
Regelungen, die inhaltlich den Anforderungen des Über-
einkommens entsprechen, 

—der Exporteur und hilfsweise der Staat, aus dem die 
Abfälle stammen, sind für die Einhaltung des Überein-
kommens verantwortlich und gegebenenfalls zur Rück-
nahme der Abfälle verpflichtet. Diese Verpflichtung gilt 
insbesondere für „illegale Verbringungen" von Abfäl-
len. 

Wesentliche Inhalte des Übereinkommens sind bereits 
bundesrechtlich geregelt (§§ 13 ff. des Abfallgesetzes und 
Abfallverbringungs-Verordnung). Weitergehender Um-
setzungsbedarf besteht jedoch für folgende Regelungsbe-
reiche des Übereinkommens: 

—Geltung auch für verwertbare Stoffe und „Reststoffe", 

—Exportverbot in Länder, die ein Abfallimportverbot erlas-
sen haben, 

—Wiedereinfuhrpflicht bei gescheiterten oder illegalen 
Exportvorgängen, 

—strafrechtliche Sanktionen für illegale Vorgänge, 

—Berichtspflichten gegenüber dem Sekretariat und den 
Mitgliedstaaten, 

—Behördenzuständigkeiten, z. B. Einrichtung einer „zen-
tralen Anlaufstelle". 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 259/93 des Rates vom 
1. Februar 1993 zur Überwachung und Kontrolle der Ver-
bringung von Abfällen in der, in die und aus der Europäi-
schen Gemeinschaft (ABI. EG Nr. L 30 S. 1), die am 
9. Februar 1993 in Kraft  trat und am 6. Mai 1994 wirksam 
wird, sind die Verfahrensregelungen des Basler Überein-
kommens in vollem Umfang durch unmi ttelbar geltendes 
europäisches Recht geregelt. Die 15-Monats-Frist bis zur 
Anwendbarkeit der Verordnung soll die Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft in die Lage versetzen, das 
Basler Obereinkommen für einen gemeinsamen Beitritt der 
Europäischen Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten zu 
ratifizieren, die in Ergänzung der Verordnung erforderli-
chen einzelstaatlichen Regelungen zu erlassen und einen 
geordneten Vollzug der gemeinschaftsrechtlichen Rege-
lungen sicherzustellen. 

Il. Besonderes 

Zu Artikel 1 

Artikel 1 regelt den Geltungsbereich des Übereinkom-
mens. Als gefährliche Abfälle gelten demnach die in der 
Anlage I enthaltenen Abfallarten, die in der Anlage Il auf-
geführten „anderen Abfälle" sowie die Abfälle, die nach 
den innerstaatlichen Rechtsvorschriften einer beteiligten 
Vertragspartei als gefährliche Abfälle gelten. 

Vom Geltungsbereich ausgenommen sind radioaktive Ab-
fälle sowie Abfälle, die beim üblichen Betrieb eines Schif-
fes anfallen und deren Entsorgung durch andere interna-
tionale Übereinkünfte geregelt ist. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 definie rt  die im Übereinkommen verwendeten 
Begriffe. 
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Zu Artikel 3 

Artikel 3 regelt die Verpflichtung der Vertragsparteien, dem 
Sekretariat mitzuteilen, welche in den Anlagen I und II 
nicht aufgeführten Abfälle aufgrund innerstaatlicher 
Rechtsvorschriften als gefährlich gelten. Die gleiche Ver-
pflichtung gilt für Änderungen. Das Sekretariat verteilt die 
bei ihm eingegangenen Informationen an die Vertragspar-
teien, die für die Übermittlung an die Exporteure verant-
wortlich sind. 

Zu Artikel 4 

Artikel 4 regelt die für die Vertragsparteien geltenden allge-
meinen Verpflichtungen, u. a. zur Beachtung von einzel-
staatlichen Importverboten nach Unterrichtung sowie das 
Verbot von Exporten ohne schriftliche Einwilligung des 
Einfuhrstaates (Absatz 1), die Verpflichtung, den Anfall 
gefährlicher Abfälle und gleichgestellter Abfälle zu mini-
mieren, für eine geeignete Entsorgungsinfrastruktur im 
Inland zu sorgen, eine umweltgerechte Entsorgung zu 
gewährleisten, die grenzüberschreitende Verbringung von 
dem Übereinkommen unterliegenden Abfällen auf ein Mi-
nimum zu beschränken, Einfuhrverbote von Vertragsstaa-
ten durch entsprechende Ausfuhrverbote durchzusetzen 
sowie Ausfuhren zu unterbinden, wenn eine begründete 
Besorgnis besteht, daß die Abfälle nicht umweltgerecht 
behandelt werden, die Unterrichtung der betroffenen Staa-
ten nach Anlage V A zu gewährleisten, die Einfuhr der dem 
Übereinkommen unterliegenden Abfälle zu verhindern, 
wenn die umweltgerechte Behandlung nicht gewährleistet 
ist, und mit anderen Vertragsparteien zusammenzuarbei-
ten. 

Absatz 3 enthält die deklaratorische Festlegung, daß der 
unerlaubte Verkehr mit dem Übereinkommen unterliegen-
den Abfällen als Straftat anzusehen ist. 

Absatz 4 verpflichtet die Vertragsparteien, die rechtlichen 
und verwaltungsmäßigen Maßnahmen zu treffen, die zur 
Durchführung des Übereinkommens erforderlich sind, ein-
schließlich der Schaffung von Straftatbeständen. 

Absatz 5 regelt das Ausfuhrverbot in und das Einfuhrver-
bot aus Nichtvertragsparteien. 

Absatz 6 verbietet Abfallexporte in die Antarktis. 
Absatz 7 regelt die Verpflichtung von Vertragsparteien 
—unbefugten Personen die Beförderung oder Entsorgung 

von Abfällen zu verbieten, 
—die internationalen Regeln und Normen für die Verpak-

kung, Kennzeichnung und Beförderung von Abfällen zu 
beachten, 

—die Nutzung eines Begleitpapiers zu verlangen. 

Absatz 8 enthält die Verpflichtung der Vertragsparteien, 
auch im Falle der Ausfuhr eine umweltgerechte Entsor-
gung zu gewährleisten. 

Absatz 9 enthält die Verpflichtung der Vertragsparteien, 
darauf hinzuwirken, daß eine grenzüberschreitende Ver-
bringung nur erfolgt, wenn eine Entsorgung im Ausfuhr-
staat nicht möglich ist, wenn der Einfuhrstaat die Abfälle 
verwerten will oder wenn die Verbringung mit den von den 
Vertragsparteien zu beschließenden Kriterien in Überein-
stimmung ist. 

Absatz 10 regelt das Recht der Einfuhr- und Durchfuhr-
staaten, die umweltgerechte Behandlung der Abfälle ab-
weichend von Erzeugerstaat zu regeln. 

Absatz 11 regelt die Befugnis von Vertragsstaaten, über 
das Übereinkommen hinausgehende Regelungen zum 
Schutz der menschlichen Gesundheit und der Umwelt zu 
erlassen. 

Absatz 12 enthält eine Unberührtheitsklausel für sonstige 
völkerrechtliche Regelungen. 

Absatz 13 enthält die Verpflichtung, die Möglichkeiten 
einer Reduzierung der Menge oder Schädlichkeit der ver-
brachten Abfälle regelmäßig zu überprüfen. 

Zu Artikel 5 

Artikel 5 regelt die Verpflichtung zur Einrichtung von zu-
ständigen Behörden und einer Anlaufstelle. Für den Fall 
der Durchfuhr darf nur eine zuständige Behörde zur Entge-
gennahme der Notifikation bestimmt werden. Dem Sekre-
tariat des Übereinkommens sind die zuständigen Behör-
den sowie jede Änderung der Behörden sowie jede Ände-
rung der Behördenzuständigkeit mitzuteilen. 

Zu Artikel 6 

Artikel 6 regelt das sog. Notifizierungsverfahren. Es enthält 
folgende Einzelschritte: 
—Mitteilung von beabsichtigten Verbringungen mit den in 

der Anlage V A aufgeführten Informationen an alle be-
troffenen Staaten in Verantwortung des Ausfuhr-
staates, 

—Eingangsbestätigung des Einfuhrstaates, mit oder ohne 
Nebenbestimmungen, 

—Erteilung der Ausfuhrerlaubnis erst nach Vorliegen der 
schriftlichen Zustimmung des Einfuhrstaates mit der 
Zusicherung der umweltgerechten Entsorgung, 

—schriftliche Zustimmung der Durchfuhrstaaten, es sei 
denn, diese haben zugunsten einer 60-Tage-Frist für 
Einwendungen auf ihre schriftliche Zustimmung ver-
zichtet. 

Absatz 5 enthält Sonderregelungen für den Fall der unter-
schiedlichen Anwendung des Begriffs „gefährliche Abfälle" 
durch die beteiligten Staaten. Die jeweiligen Verfahrens-
vorschriften sind in diesen Fällen jeweils von dem Ver-
tragsstaat durchzusetzen, der den weitergehenden Abfall-
begriff anwendet. 

Absatz 6 regelt die Zulässigkeit und die Rahmenbedingun-
gen für eine Sammelnotifizierung", Absatz 7 die Rechte 
der betroffenen Staaten im Falle der Sammelnotifizie-
rung. 

Absatz 8 beschränkt die zeitliche Geltung der Sammelnoti-
fizierung auf 12 Monate. 

Absatz 9 regelt die Verpflichtung zur Unterzeichnung des 
Begleitscheines sowie die Unterrichtung des Exporteurs 
und des Ausfuhrstaates über die Übernahme der Abfälle 
und den Abschluß des Entsorgungsvorgangs. 
Absatz 10 regelt die Pflicht zur Behördennotifikation. 

Absatz 11 unterwirft Verbringungen entsprechend dem 
anwendbaren nationalen Recht bestimmten Sicherheits-
leistungen. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 regelt die Notifizierungspflicht von Transitstaaten, 
die nicht Vertragspartei sind. 
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Zu Artikel 8 

Artikel 8 enthält die Verpflichtung des Ausfuhrstaates, bei 
,gescheiterten Exportvorgängen" für die Rückführung der 
Abfälle zu sorgen, wenn keine andere Regelung über die 
umweltgerechte Entsorgung der Abfälle getroffen werden 
kann, sowie die Verpflichtung der beteiligten Staaten, die 
Vertragspartei sind, die Rückführung nicht zu behindern. 

Zu Artikel 9 

Artikel 9 Absatz 1 enthält die Definition des Begriffs „uner-
laubter Verkehr". 

Absatz 2 regelt die Verpflichtung des Ausfuhrstaates, für 
Fälle des unerlaubten Verkehrs den Exporteur oder Erzeu-
ger zur Rücknahme der Abfälle oder zur anderweitigen 
Entsorgung in Übereinstimmung mit dem Übereinkommen 
zu verpflichten oder dies selbst vorzunehmen, soweit der 
Exporteur oder Erzeuger für den unerlaubten Verkehr ver-
antwortlich ist. 

Absatz 3 regelt den gleichen Fall in Verantwortung des 
Importeurs oder des Entsorgers. Die entsprechenden 
Verpflichtungen sind insoweit vom Einfuhrstaat durchzu-
setzen. 

Absatz 4 regelt die entsprechenden Verpflichtungen für 
nicht aufklärbare Fälle, Absatz 5 die Verpflichtung der 
Mitgliedstaaten zum Erlaß von Regelungen zur Verhütung 
unerlaubter Verbringungen. 

Zu Artikel 10 

Artikel 10 regelt die internationale Zusammenarbeit im 
Rahmen des Übereinkommens und insbesondere den In-
formationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten. 

Zu Artikel 11 

Artikel 11 regelt die Möglichkeit zum Abschluß von zwei-
seitigen, mehrseitigen und regionalen Übereinkünften zwi-
schen Vertrags- und Nichtvertragsparteien im Rahmen 
des Übereinkommens und schreibt für diese Übereinkünf-
te die Beachtung der Grundsätze des Übereinkommens 
sowie die Unterrichtung des Sekretariats vor. 

Zu Artikel 12 
Artikel 12 regelt die Zusammenarbeit der Vertragsparteien 
mit dem Ziel der Verabschiedung eines Protokolls über 
Haftung und Schadensersatz bei grenzüberschreitenden 
Verbringungen. 

Zu Artikel 13 
Artikel 13 enthält Regelungen über die Übermittlung von 
Informationen zwischen den Vertragsparteien über Unfälle 
sowie die nach den Artikeln 5 und 3 getroffenen Regelun-
gen. 

Absatz 3 regelt die Berichtspflicht der Vertragsparteien 
gegenüber dem Sekretariat. 
Absatz 4 enthält eine Verpflichtung zur Übermittlung von 
Abschriften der Notifizierung an das Sekretariat in be-
stimmten Fällen. 

Zu Artikel 14 
Artikel 14 Absatz 1 regelt die Schaffung eines freiwilligen 
Finanzierungsmechanismus zur Errichtung regionaler 
Zentren für Ausbildung und Technologietransfer. 

Absatz 2 enthält die Verpflichtung zur Prüfung der Errich-
tung eines „Notfallfonds". 

Zu Artikel 15 

Artikel 15 regelt die Einsetzung einer Konferenz der Ver-
tragsparteien und die Aufgaben der Konferenz. 

Zu Artikel 16 

Artikel 16 regelt die Aufgaben des Sekretariats. 

Zu Artikel 17 

Artikel 17 regelt das Verfahren zur Änderung des Über-
einkommens. 

Zu Artikel 18 

Artikel 18 regelt die Beschlußfassung über Anlagen und 
Änderungen von Anlagen des Übereinkommens. 

Zu Artikel 19 

Artikel 19 regelt die Informationsrechte und -pflichten im 
Falle von Verstößen gegen das Übereinkommen. 

Zu Artikel 20 

Artikel 20 enthält Vorschriften über die Beilegung von 
Streitigkeiten zwischen Vertragsparteien. Er regelt die 
Verpflichtung, sich um Verhandlungslösungen zu bemü-
hen, jedoch kein verbindliches Verfahren zur Streitent-
scheidung. 

Zu Artikel 21 
Artikel 21 regelt die Auslegung des Übereinkommens zur 
Unterzeichnung. 

Zu Artikel 22 
Artikel 22 regelt die Ratifizierung, Annahme, förmliche 
Bestätigung oder Genehmigung des Übereinkommens 
durch die Beitrittsstaaten. Das Übereinkommen ist für den 
Beitritt durch Organisationen der wi rtschaftlichen und/oder 
politischen Integration o ffen. Hiermit wird der Europäi-
schen Wi rtschaftsgemeinschaft  der Beitritt ermöglicht. 

Zu Artikel 23 

Artikel 23 regelt den Beitritt sowie den Inhalt der Beitritts-
urkunden. 

Zu Artikel 24 
Artikel 24 regelt das Stimmrecht. Vertragsparteien haben 
jeweils eine Stimme, Organisationen der wi rtschaftlichen 
und/oder politischen Integration haben in Angelegenheiten 
ihrer Zuständigkeit Stimmen in der Anzahl der Mitglied-
staaten, die Vertragsparteien sind. 

Zu den Artikeln 25 bis 29 
Artikel 25 regelt das Inkrafttreten des Übereinkommens, 
Artikel 26 die Unzulässigkeit von Vorbehalten oder Aus-
nahmen sowie den zulässigen Inhalt von bei der Unter-
zeichnung oder Beitritt abgegebenen Erklärungen. Arti-
kel 27 regelt die Möglichkeit des Rücktritts vom Überein- 
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kommen und die hierbei geltenden Pflichten, Artikel 28 legt 
fest, daß der Generalsekretär der Vereinten Nationen Ver-
wahrer des Übereinkommens und der dazugehörigen Pro-
tokolle ist. 
Artikel 29 erklärt die arabische, chinesische, englische, 
französische, russische und spanische Fassung des Über-
einkommens für gleichermaßen verbindlich. 

Zu den Anlagen 
Anlage I enthält die „Kernliste" der gefährlichen Abfälle, die 
uneingeschränkt dem Übereinkommen unterliegen. 
Anlage II enthält bestimmte Abfälle aus Haushaltungen, für 
die die Regelungen des Übereinkommens anwendbar 
sind, auch ohne daß sie als gefährliche Abfälle angesehen 
werden müssen. 

Anlage Ill enthält eine indikative Liste gefährlicher Eigen-
schaften in Anlehnung an die Gefahrklassen der Vereinten 
Nationen über die Beförderung gefährlicher Güter. 
Anlage IV enthält eine Auflistung von Entsorgungsverfah-
ren, wobei die Beseitigungsverfahren in Teil A, die Ver-
wertungsverfahren in Teil B aufgeführt sind. Das Über-
einkommen erfaßt daher uneingeschränkt auch verwert-
bare Stoffe. 
Anlage V A führt die bei der Notifikation anzugebenden 
Informationen auf, Anlage V B enthält die in das Begleit-
papier aufzunehmenden Informationen. 
Anlage VI enthält Regelungen für das in Artikel 20 des 
Übereinkommens fakultativ vorgesehene Schiedsverfah-
ren. Die Regelungen entsprechen den üblichen Verfah-
rensregelungen für Schiedsverfahren im Rahmen der Ver-
einten Nationen. 


